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I. Einleitung 

 

Österreich sah sich 2015 mit 88.340
1
 Anträgen auf internationalen Schutz mit dem größten 

je da gewesenen Flüchtlingsstrom konfrontiert.
2
 Die Gründe für die Flucht sind vielfältig 

und reichen von Krieg bis zur Hoffnung auf ein besseres Leben. Doch nicht alle Personen, 

die bis nach Österreich gelangen, erhalten einen Schutzstatus.
3
 Es scheint, dass die seit 

bereits 65 Jahren bestehende Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) für derartige 

Flüchtlingsströme nicht ausgelegt ist und mittlerweile an ihre Grenzen stößt. Denn 

Flüchtling iS des Art 1 Abschn A Z 2 GFK ist lediglich jemand, der sich aus 

wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu 

einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, sich 

außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese 

Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen.
4
 Die Vorbringen der 

Asylwerber sind komplexer geworden und die Beurteilung, ob der Status des 

Asylberechtigten bzw des subsidiär Schutzberechtigten zu gewähren ist, ist nicht immer 

auf den ersten Blick beantwortbar. 

 

Einige, die nach Europa kommen, sind aufgrund der Situation in ihrem Herkunftsstaat 

psychisch oder physisch krank oder wegen ihrer Erlebnisse dort oder während der Flucht 

traumatisiert. Die Konflikte in ihren Heimatgebieten hinterlassen Spuren und diese 

Extrembelastungen führen nicht selten zu krankheitswertigen psychischen Störungen.
5
 

Meist hängt ein dementsprechendes Vorbringen nicht mit einem der fünf 

Konventionsgründe zusammen. Weiters ist die Ursache in derartigen Fällen ein natürlich 

auftretendes Ereignis und weniger der Akt eines Verfolgers.  

 

Die folgende Arbeit beschäftigt sich daher mit der Frage, inwiefern Personen, die keine 

Fluchtgründe vorbringen, für die jedoch aufgrund einer Krankheit die Abschiebung eine 

besondere Härte bedeuten würde, Schutz aufgrund der Europäischen 

Menschenrechtskonvention oder auch aufgrund von EU-Recht zukommt. Im Mittelpunkt 

                                                 
1
 Vgl Asylstatistik 2015 des Bundesministeriums für Inneres, abrufbar unter 

http://www.bmi.gv.at/cms/BMI_Asylwesen/statistik/files/Asyl_Jahresstatistik_2015.pdf . 
2
 Zur Antragsentwicklung siehe Mahler in Filzwieser/Taucher (Hrsg), Jahrbuch Asyl- und Fremdenrecht 

(2016), Ein Rückblick auf die Arbeit des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl im Jahr 2015, S 59f. 
3
 Vgl ebenso die Asylstatistik 2015 des BM.I.. 

4
 Vgl Putzer, Leitfaden Asylrecht² (2011), Rz 32. 

5
 Premissl, Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in „Dublin-Verfahren“, migraLex 2008, 54 (54). 

http://www.bmi.gv.at/cms/BMI_Asylwesen/statistik/files/Asyl_Jahresstatistik_2015.pdf
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steht hierbei die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte 

(EGMR) und im Besonderen seine beiden Entscheidungen zur Abschiebung von an AIDS 

erkrankten Fremden, die einander zu widersprechen scheinen.
6
 Darüber hinaus soll 

analysiert werden, ob sich vor allem aus der EMRK ein Recht auf Gesundheit ableiten 

lässt. 

 

Im ersten Kapitel dieser Arbeit soll kurz auf das Recht auf Gesundheit eingegangen 

werden. Beleuchtet werden insbesondere die verschiedenen Menschenrechtsverträge, in 

denen dieses Recht geregelt ist, sowie inwiefern ein derartiges Recht justiziabel ist. Dabei 

wird offenkundig, dass soziale Grundrechte immer mehr an Bedeutung gewinnen. 

 

Das zweite Kapitel, das auch gleichzeitig den Hauptteil darstellt, beschäftigt sich zunächst 

mit dem Prinzip des Non-Refoulement, um dann in weiterer Folge sehr genau die 

Rechtsprechung des EGMR zu Art 3 EMRK in Zusammenhang mit aufenthaltsbeendenden 

Maßnahmen zu beleuchten. Dabei zeigt sich, dass der Gerichtshof die Bedeutung dieser 

recht allgemein gehaltenen Bestimmung im Laufe der Zeit nach und nach präzisiert hat 

und ihren Anwendungsbereich sukzessive erweitert hat. Insbesondere soll dabei untersucht 

werden, inwiefern aus den existenziellen Grundrechten der EMRK sowie der 

diesbezüglichen Rechtsprechung des EGMR ein Recht auf Gesundheit abgeleitet werden 

kann. Der EGMR hat sich im Laufe der letzten Jahrzehnte in einer Vielzahl von 

Entscheidungen mit der Relevanz von verschiedensten Erkrankungen in Zusammenhang 

mit aufenthaltsbeendenden Maßnahmen auseinandergesetzt, aus denen die entscheidenden 

Kriterien, die für die Unzulässigkeit einer derartigen Maßnahme sprechen, abgeleitet 

werden. 

 

Auch wenn die EMRK kein Recht auf Gesundheitsvorsorge oder das Recht gesund zu sein 

enthält, da sozioökonomische Rechte traditionell in der Europäischen Sozialcharta zu 

finden sind
7
, wird in einem weiteren Kapitel dennoch untersucht, inwiefern sich gewisse 

gesundheitliche Garantien aus der Konvention ableiten lassen. Art 8 EMRK schützt ua das 

Familienleben und das Recht auf Privatleben, das auch die Gesundheit umfasst.
8
 Anhand 

                                                 
6
 EGMR 2.5.1997, D. gg das Vereinigte Königreich, Nr 30240/96; EGMR (GK) 27.5.2008, N. gg das 

Vereinigte Königreich, Nr 26565/05. 
7
 Council of Europe/European Court of Human Rights, Thematic Report: Health-related issues in the case-

law of the European Court of Human Rights, Juni 2015, S 4; abrufbar unter 

http://www.echr.coe.int/Documents/Research_report_health.pdf.  
8
 Schabas, The European Convention on Human Rights, A Commentary (2015), Article 8, S 371. 

http://www.echr.coe.int/Documents/Research_report_health.pdf
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der vielfältigen Rechtsprechung wird vor allem analysiert, ob sich daraus auch ein 

unbeschränktes Recht auf Gesundheit für Fremde und Asylwerber ableiten lässt und in 

weiterer Konsequenz ein Bleiberecht bzw ein Abschiebeverbot besteht. 

 

Das nächste Kapitel widmet sich dann der Vollständigkeit halber der aktuellen Rechtslage 

in Österreich und vor allem der höchstgerichtlichen Rechtsprechung zum Umgang mit 

schwer erkrankten Asylwerbern bzw Fremden. Art 3 EMRK findet sich in einigen 

fremdenrechtlichen und asylrechtlichen Bestimmungen wieder und auch die 

Rechtsprechung des EGMR zur Abschiebung schwer Kranker findet Niederschlag in 

verschiedensten Konstellationen, sei es, wenn es um die Beurteilung der Gewährung von 

subsidiärem Schutz geht oder die Zulässigkeit einer Abschiebung eines unrechtmäßig 

aufhältigen Fremden. Dabei wird sich zeigen, dass grundsätzlich insbesondere der 

Verwaltungsgerichtshof einen großzügigeren Maßstab anlegt, als der EGMR. 

 

Da auch der Europäische Gerichtshof (EuGH) aktuell Entscheidungen in diesem Kontext 

getroffen hat, werden in einem weiteren Kapitel die wichtigsten Entscheidungen aus 

Luxemburg analysiert. Da der sogenannte subsidiäre Schutz, der zur Anwendung kommt, 

wenn zwar keine Fluchtgründe der GFK vorliegen, aber dennoch Gefahr für ua das Leben 

des Fremden gegeben ist, in der von Österreich umgesetzten Statusrichtlinie geregelt ist, ist 

auch diese Rechtsprechung für die innerstaatliche Praxis vor allem bezüglich des 

Umfanges dieser Bestimmung von großer Bedeutung. 

 

Ein in diesem Zusammenhang interessantes Thema ist jenes der sogenannten 

„Umweltflüchtlinge“, das in einem Exkurs dargestellt werden soll. Aufgrund der Zunahme 

von Naturkatastrophen, wie die Flutkatastrophen in China, Bangladesch und Pakistan oder 

die Erdbeben in Haiti und Nepal,
9
 wird dieses Phänomen immer mehr an Bedeutung 

gewinnen. 2015 verloren laut einer aktuellen Studie von Care 14,7 Millionen Menschen ihr 

zu Hause aufgrund der Folgen des Klimawandels, das sind fast doppelt so viele wie durch 

Kriege und Konflikte.
10

 Gerade Entwicklungsländer sind als erste und am meisten von den 

                                                 
9
 von Alvensleben, „Umweltflüchtlinge“ Auswirkungen von Umwelt- und Klimaveränderungen auf 

Migrationsprozesse, Diplomarbeit Universität Wien (2012), S 69. 
10

 Care Danmark, Fleeing Climate Change, Impacts on Migration and Displacement, November 2016, S 5; 

abrufbar unter http://careclimatechange.org/wp-content/uploads/2016/11/FleeingClimateChange_report.pdf.  

http://careclimatechange.org/wp-content/uploads/2016/11/FleeingClimateChange_report.pdf
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Auswirkungen des Klimawandels betroffen.
11

 Es stellt sich hierbei die Frage, ob bzw für 

welchen Schutzstatus sich derartige Vertriebene qualifizieren. Insbesondere soll analysiert 

werden, ob die aus der Rechtsprechung des EGMR abgeleiteten Grundsätze auch auf das 

Vorbringen der Umweltflucht übertragen werden können. Da bis dato noch kein Fall von 

Umweltflucht vor den EGMR gebracht wurde, spielt hier vor allem die breitgefächerte 

Judikatur des Gerichtshofs zu Umweltfällen bzw –katastrophen eine zentrale Rolle. 

 

 

Hinweise: 

Sämtliche Internetlinks wurden, sofern nicht anders angegeben, zuletzt am 7.5.2017 

abgerufen. 

Sämtliche Bezeichnungen, die sich auf Personen beziehen, sind geschlechtsneutral zu  

verstehen und umfassen beide Geschlechter gleichermaßen. 

 

  

                                                 
11

 Ammer, Climate change and Human Rights: The Status of Climate Refugees in Europe, Ludwig 

Boltzmann Institute of Human Rights (2009), S 9 abrufbar unter 

http://www.udhr60.ch/report/ClimateChange-paper0609.pdf (zuletzt abgerufen am 10.7.2016). 

http://www.udhr60.ch/report/ClimateChange-paper0609.pdf
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II. Das Recht auf Gesundheit 

1. Allgemeines 

 
Das Recht auf Gesundheit zählt zu den sozialen Grundrechten, also zu den sogenannten 

Menschenrechten der zweiten Generation.
12

 Ökonomische, soziale und kulturelle 

Grundrechte werden meist aufgrund ihrer besonderen Unbestimmtheit als nicht-justiziabel 

angesehen, sondern mehr als generelle Direktiven als ein individuelles Recht.
13

 Häufig 

bezeichnet man sie auch als sogenannte Staatszielbestimmungen.
14

 Ein Recht auf 

Gesundheit bedeutet nicht, das Recht gesund zu sein oder den Anspruch darauf, die 

perfekte Gesundheit zu erreichen bzw aufrecht zu erhalten.
15

 Es wird daher im 

internationalen Menschenrechtsbereich als der höchste zu erreichende Gesundheitszustand 

bezeichnet.
16

 

 

1946 wurde in der Präambel der Verfassung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) 

erstmals das Recht auf Gesundheit („highest attainable standard of health“
17

) explizit 

formuliert.
18

 Sie definiert Gesundheit als einen Zustand des vollständigen körperlichen, 

geistigen und sozialen Wohlergehens und nicht nur bloß als das Fehlen von Krankheit oder 

Gebrechen. 

 

Zwei Jahre später wurde in Artikel 25 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 

vom 10. Dezember 1948
19

 folgendes festgehalten: 

„Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit 

und Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche 

Versorgung und notwendige soziale Leistungen gewährleistet sowie das Recht auf 

                                                 
12

 Novogrodsky, The Duty of Treatment: Human Rights and the HIV/AIDS Pandemic, Yale Human Rights & 

Development Law Journal (2009), 1 (19). 
13

 Toebes, Towards an Improved Understanding of the International Human Right to Health, Human Rights 

Quarterly (1999), 661 (661). 
14

 Damjanovic, Soziale Grundrechte, in Heißl (Hrsg), Handbuch Menschenrechte (2009), Rz 28/2. 
15

 Hervey, The „Right to Health“ in European Law, in: Hervey/Kenner (Hrsg), Economic and Social Rights 

under the EU Charter of  Fundamental Rights, A Legal Perspective (2003), S 194. 
16

 Tomaševski, Health Rights, in Eide/Krause/Rosas (Hrsg), Economic, Social and Cultural Rights, A 

Textbook; Second Revised Edition, 2001, S 125 (125). 
17

 Die Verfassung der WHO ist abrufbar unter http://www.who.int/governance/eb/who_constitution_en.pdf . 
18

 Hervey, We Don’t See a Connection: The „Right to Health“ in the EU Charter and the European Social 

Charter, in: de Búrca/de Witte, Social Rights in Europe (2005), S 309. 
19

 Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte wurde am 10. Dezember 1948 (A/RES/217 A (III)) von der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen angenommen, die deutsche Übersetzung ist abrufbar unter 

http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf . 

http://www.who.int/governance/eb/who_constitution_en.pdf
http://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf
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Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter 

sowie bei anderweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.“ 

Artikel 25 enthält faktisch zwei soziale Rechte, nämlich einerseits das Recht auf 

Gesundheit und andererseits das Recht auf einen adäquaten Lebensstandard.
20

 Dennoch 

enthält diese Bestimmung eine weniger weitreichende Definition von Gesundheit, als die 

Verfassung der WHO, da hier nur ein adäquater Lebensstandard zur Gewährleistung der 

Gesundheit im Gegensatz zum höchsten erreichbaren Gesundheitszustand verlangt wird.
21

 

Auch wenn die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte formell eine Resolution der UN 

Generalversammlung und daher nicht bindend ist, stellt sie dennoch einen 

Interpretationsmaßstab im Bereich der Menschenrechte dar.
22

 Sie enthält eine umfassende 

Reihe an politischen, bürgerlichen, ökonomischen, sozialen und kulturellen Rechten ohne 

eine Unterscheidung oder Hierarchie unter ihnen vorzunehmen.
23

 Die Erklärung sieht vor, 

dass jeder weltweit die in ihr festgeschriebenen Rechte genießen soll.
24

  

In weiterer Folge wird nun kurz auf die wichtigsten Menschenrechtsverträge in Bezug auf 

das Recht auf Gesundheit eingegangen. 

2. Das Recht auf Gesundheit in Menschenrechtsverträgen 

2.1. Die Europäische Sozialcharta (ESC)
25

 

Artikel 11 ESC lautet: 

Das Recht auf Schutz der Gesundheit 

„Um die wirksame Ausübung des Rechts auf Schutz der Gesundheit zu gewährleisten, 

verpflichten sich die Vertragsparteien, entweder unmittelbar oder in Zusammenarbeit mit 

                                                 
20

 Saul/Kinley/Mowbray (Hrsg), The International Convenant on Economic, Social and Cultural Rights, 

Commentary, Cases and Materials, Oxford 2014, S 978. 
21

 Saul/Kinley/Mowbray (Hrsg), The International Convenant on Economic, Social and Cultural Rights, 

Commentary, Cases and Materials, Oxford 2014, S 979. 
22

 Nowak, Introduction to the International Human Rights Regime, Leiden 2003, S 76. 
23

 Oberoi, Defending the Weakest, The Role of International Human Rights Mechanisms in Protecting the 

Economic, Social and Cultural Rights of Migrants, in “The Human Rights of Migrants” International Journal 

on Multicultural Societies, 2009, 19 (21). 
24

 Eide, Economic, Social and Cultural Rights as Human Rights, in Eide/Krause/Rosas (Hrsg), Economic, 

Social and Cultural Rights, A Textbook; Second Revised Edition, 2001, S 30. 
25

 Die Europäische Sozialcharta (European Social Charter) ist ein 1961 von der Mehrheit der Mitglieder des 

Europarates beschlossenes verbindliches völkerrechtliches Abkommen, das soziale und ökonomische 

Grundrechte enthält. Sie trat 1965 in Kraft. Die revidierte Version von 1999 wurde 2011 von Österreich 

ratifiziert. Die deutsche Version ist abrufbar unter 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007377. 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20007377
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öffentlichen oder privaten Organisationen geeignete Maßnahmen zu ergreifen, die unter 

anderem darauf abzielen, 

1. so weit wie möglich die Ursachen von Gesundheitsschäden zu beseitigen; 

Beratungs- und Schulungsmöglichkeiten zu schaffen zur Verbesserung der 

Gesundheit 

2. und zur Entwicklung des persönlichen Verantwortungsbewusstseins in Fragen der 

Gesundheit; 

3. so weit wie möglich epidemischen, endemischen und anderen Krankheiten sowie 

Unfällen vorzubeugen.“ 

 

Dieser Artikel der Sozialcharta umfasst den Schutz der Gesundheit, jedoch nicht das Recht 

auf Gesundheit.
26

 Als Überwachungsmechanismus gibt es jedoch keine Möglichkeit der 

Individualbeschwerde, sondern sind lediglich periodische Staatenberichte zwingend 

festgelegt.
27

 Ein Zusatzprotokoll aus dem Jahr 1995 sieht jedoch die Möglichkeit eines 

kollektiven Beschwerdesystems für bestimmte NGOs vor.
28

 Bis dato haben eine Reihe von 

Gewerkschaften das Kollektivbeschwerderecht in Anspruch genommen. Die Beschwerden 

betreffen eine Vielfalt an in der Charta gewährten Rechten.
29

 

 

2.2. Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 

(ICESCR)
30

 

Artikel 12 ICESCR lautet: 

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht eines jeden auf das für ihn erreichbare 

Höchstmaß an körperlicher und geistiger Gesundheit. 

(2) Die von den Vertragsstaaten zu unternehmenden Schritte zur vollen Verwirklichung 

dieses Rechtes umfassen die erforderlichen Maßnahmen 

a) zur Senkung der Zahl der Totgeburten und der Kindersterblichkeit sowie zur 

gesunden Entwicklung des Kindes; 

                                                 
26

 Hervey, We Don’t See a Connection: The „Right to Health“ in the EU Charter and the European Social 

Charter, in de Búrca/de Witte/Ogertschnig (Hrsg), Social Rights in Europe (2005), S 311. 
27

 Hervey, We Don’t See a Connection: The „Right to Health“ in the EU Charter and the European Social 

Charter, in de Búrca/de Witte/Ogertschnig (Hrsg), Social Rights in Europe (2005), S 313f. 
28

 Nowak, Introduction to the International Human Rights Regime, Leiden 2003, S 176. 
29

 Lukas, The EU Charter of Fundamental Rights and the European Charter – an Alliance for Social Rights?, 

Jahrbuch Human Rights 2015, 153 (158f). 
30

 Der International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights wurde 1966 von der 

Generalversammlung der Vereinten Nationen angenommen und trat 1976 in Kraft. Die deutsche Übersetzung 

ist abrufbar unter 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000627.  

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000627
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b) zur Verbesserung aller Aspekte der Umwelt- und der Arbeitshygiene; 

c) zur Vorbeugung, Behandlung und Bekämpfung epidemischer, endemischer, Berufs- 

und sonstiger Krankheiten; 

d) zur Schaffung der Voraussetzungen, die für jedermann im Krankheitsfall den 

Genuß medizinischer Einrichtungen und ärztlicher Betreuung sicherstellen.“ 

 

Dieser Pakt enthält keine Definition von Gesundheit.
31

 Er gilt auch für 

Drittstaatsangehörige, wie insbesondere Flüchtlinge oder Asylwerber, vor allem, wenn es 

um die Gewährung gewisser sozialer Mindestrechte geht, dürfen sie nicht diskriminiert 

werden.
32

 Das Recht auf Gesundheit ist ineinandergreifend mit anderen Rechten, wie dem 

Recht auf Essen, Unterkunft und Kleidung und von bestimmten Vorbedingungen, wie dem 

Zugang zu sauberem Wasser oder gewissen Hygienebedingungen abhängig.
33

 

 

Neben dieser Bestimmung wird das Recht auf Gesundheit auch in zahlreichen anderen UN 

Abkommen für besonders vulnerable Gruppen festgeschrieben.
34

 Zusätzlich wurde 2002 

das Mandat für einen UN Sonderberichterstatter für Gesundheit geschaffen, dessen 

Aufgaben ua die Förderung dieses Rechtes als ein Grundrecht, die Klärung des Umfanges 

dieses Rechtes sowie die Identifizierung von sogenannten „good practices“ bei der 

Umsetzung sind.
35

 

 

1991 hielt der UN-Ausschuss für Wirtschaftliche, Soziale und Kulturelle Rechte in seinem 

dritten Kommentar zum Pakt
36

 fest, dass von den Vertragsstaaten gewisse 

Kernverpflichtungen einzuhalten sind. In Bezug auf das Recht auf Gesundheit sind das ua 

                                                 
31

 Novogrodsky, The Duty of Treatment: Human Rights and the HIV/AIDS Pandemic, Yale Human Rights & 

Development Law Journal (2009), 1 (19). 
32

 Cholewinski, Economic and Social Rights of Refugees in Europe, Georgetown Immigration Law Journal 

(2000), 709 (716). 
33

 Toebes, Towards an Improved Understanding of the International Human Right to Health, Human Rights 

Quarterly (1999), 661 (668). 
34

 S ua Convention on the Elimination of all Forms of Discrimination against Women (Übereinkommen zur 

Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau) vom 18. Dezember 1979, Art 12; Convention on the 

Rights of the Child (Übereinkommen über die Rechte des Kindes) vom 20. November 1989, Art 24. 
35

 Office of the United Nations High Commissioner for Human Rights/World Health Organization, The Right 

to Health, Factsheet No 31 (2008), S 37ff, abrufbar unter 

http://www.ohchr.org/Documents/Publications/Factsheet31.pdf . 
36

 S UN-Ausschuss für Wirtschaftliche, Soziale und Kulturelle Rechte, General Comment Nr. 3 vom 

1.1.1991, The nature of States parties obligations (Art. 2, par. 1), abrufbar unter 

http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/TBSearch.aspx?Lang=en&TreatyID=9&DocTypeID=

11 . 

http://www.ohchr.org/Documents/Publications/Factsheet31.pdf
http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/TBSearch.aspx?Lang=en&TreatyID=9&DocTypeID=11
http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/TBSearch.aspx?Lang=en&TreatyID=9&DocTypeID=11
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der diskriminierungsfreie Zugang zu Gesundheitseinrichtungen sowie die Versorgung mit 

essentiellen Medikamenten.
37

  

 

Im Jahr 2000 veröffentlichte dieser Ausschuss einen umfassenden Kommentar zum Recht 

auf Gesundheit.
38

 Im ersten Teil wird der normative Gehalt des Rechts beschrieben, 

demnach geht es beim Recht auf Gesundheit nicht nur um eine rechtzeitige und 

angemessene Gesundheitsversorgung, sondern ebenfalls um die der Gesundheit 

zugrundeliegenden Einflussfaktoren: sauberes Trinkwasser und angemessene sanitäre 

Verhältnisse, eine angemessene Versorgung mit Nahrung, Wohnung, gesunde Arbeits- und 

Umweltbedingungen und Zugang zu gesundheitlich relevanter Bildung und Information, 

die auch die sexuelle und reproduktive Gesundheit einschließt.
39

 Der zweite Teil betrifft 

die Staatenpflichten. Diese werden, wie auch bei anderen Rechten üblich, in 

Respektierungs-, Schutz- und Gewährleistungspflichten unterschieden, wobei die 

Gewährleistungspflicht unter einem Ressourcenvorbehalt steht.
40

 Drittens zählt der 

Kommentar Verletzungen des Rechtes auf Gesundheit auf, darunter fällt ua die 

Verweigerung des Zuganges zu Gesundheitseinrichtungen.
41

 

 

Zum Nachweis der Einhaltung dieses Rechtes muss ein Staat darlegen, dass jede 

Anstrengung unternommen wurde, dieses mit allen verfügbaren Ressourcen umzusetzen. 

Dafür sind sowohl legislative als auch andere Maßnahmen notwendig.
42

 Mit der 

Verabschiedung des Zusatzprotokolls 2008, welches 2013 in Kraft trat
43

, wurde ein 

Meilenstein zum Schutz von sozialen Rechten im internationalen Bereich geschaffen. 36 

Jahre später als beim Pakt über bürgerliche und politische Rechte wurde damit eine 

Individualbeschwerdemöglichkeit geschaffen, welche somit eine Rechtsschutzlücke 

                                                 
37

 Schoukens, The right to access health care: health care according to international and European social 

security law instruments, in International health law. Solidarity and justice in health care.  Den Exter A. 

(eds.) Maklu (Antwerpen-Apeldoorn) 2008, S 23. 
38

 Siehe UN-Ausschuss für Wirtschaftliche, Soziale und Kulturelle Rechte, General Comment Nr. 14 vom 

11.8.2000, The right to the highest attainable standard of health, E/C.12/2000/4, abrufbar unter 

http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/TBSearch.aspx?Lang=en&TreatyID=9&DocTypeID=

11 . 
39

 Künnemann, Neuere Entwicklungen zu den Rechten auf Gesundheit und Bildung, Jahrbuch 

Menschenrechte 2002, S 216f. 
40

 Künnemann, Neuere Entwicklungen zu den Rechten auf Gesundheit und Bildung, Jahrbuch 

Menschenrechte 2002, S 217. 
41

 Vgl General Comment Nr. 14, Rz 46-52 (FN 38). 
42

 Kedzia, Reinforcement of Economic, Social and Cultural Rights, Jahrbuch Human Rights 2014, S 28. 
43

 Siehe Optional Protocol to the International Covenant on Economic, Social and Cultural Rights 

(Zusatzprotokoll zum Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte) vom 

10.12.2008, A/RES/63/117, In Kraft-Treten: 5.5.2013. Derzeit haben nur 21 Staaten das Zusatzprotokoll 

ratifiziert, vgl http://indicators.ohchr.org/ . 

http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/TBSearch.aspx?Lang=en&TreatyID=9&DocTypeID=11
http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/TBSearch.aspx?Lang=en&TreatyID=9&DocTypeID=11
http://indicators.ohchr.org/
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schloss. Somit kann sich eine Einzelperson nach Ausschöpfung des innerstaatlichen 

Instanzenzuges an den Ausschuss wenden, wenn eines ihrer Rechte nach dem ICESCR 

verletzt wurde.
44

 

 

2.3. Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC)
45

 

Artikel 35 GRC lautet: 

Gesundheitsschutz  

„Jeder Mensch hat das Recht auf Zugang zur Gesundheitsvorsorge und auf ärztliche 

Versorgung nach Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten. 

Bei der Festlegung und Durchführung der Politik und Maßnahmen der Union in allen 

Bereichen wird ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt.“ 

 

Die Grundrechtecharta enthält neben klassischen liberalen Grundrechten, insbesondere im 

Kapitel IV „Solidarität“ Bestimmungen, die man als soziale Grundrechte bezeichnen 

kann.
46

 Durch die Annahme der Charta wurde der Schutz von sozialen Rechten innerhalb 

der EU rechtlich gestärkt.
47

 

 

Sie inkludiert jedoch kein Recht auf Gesundheit, sondern ein Recht auf 

Gesundheitsfürsorge. Art 35 GRC beinhaltet einerseits den der Sozialcharta nachgebildeten 

individuellen Anspruch auf medizinische Behandlung im Krankheitsfall sowie präventive 

Gesundheitsvorsorge und andererseits die allgemeine politische Verpflichtung ein hohes 

Gesundheitsschutzniveau sicher zu stellen.
48

 Unter ärztlicher Versorgung ist ganz 

allgemein die Behandlung durch einen Arzt zu verstehen, die Behandlungsqualität bleibt 

durch die Bestimmung offen.
49

 Art 11 und Art 13 (Recht auf Fürsorge) der Europäischen 

Sozialcharta stellen Rechtsquellen für Art 35 GRC dar.
50

 Gemeinsam mit anderen Rechten 

der Charta, wie den Schutz der Menschenwürde (Art 1) oder dem Recht auf Unversehrtheit 

                                                 
44

 Kedzia, Reinforcement of Economic, Social and Cultural Rights, Jahrbuch Human Rights 2014, S 35. 
45

 Die EU-Grundrechtecharta wurde erstmals am 7.11.2000 feierlich proklamiert, in Rechtskraft erwuchs sie 

allerdings erst mit 1.12.2009 gemeinsam mit dem Vertrag von Lissabon. Der offizielle Text der Charta in der 

Fassung 2010, Amtsblatt der Europäischen Union vom 30. März 2010, C 83 (Dokument 2010/C 83/02), ist 

abrufbar unter http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:083:0389:0403:DE:PDF . 
46

 Damjanovic, Soziale Grundrechte, in Heißl (Hrsg), Handbuch Menschenrechte (2009), Rz 28/24. 
47

 Lukas, The EU Charter of Fundamental Rights and the European Charter – an Alliance for Social Rights?, 

Jahrbuch Human Rights 2015, S 154. 
48

 Hervey, The „Right to Health“ in European Law, in: Hervey/Kenner (Hrsg), Economic and Social Rights 

under the EU Charter of  Fundamental Rights, A Legal Perspective (2003), S 202. 
49

 Ribarov in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC-Kommentar (2014), Art 35 Rz 13f. 
50

 Ribarov in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC-Kommentar (2014), Art 35 Rz 6f. 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:083:0389:0403:DE:PDF
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(Art 3) formt es ein individuelles Recht auf Gesundheit
51

 und gewährleistet einen 

Anspruch auf einen Mindest- oder Grundbestand ärztlicher Versorgung.
52

 

 

Art 35 GRC ist ein Jedermann-Grundrecht und gilt auch für solche Drittstaatsangehörigen, 

die sich illegal im Gebiet des Mitgliedstaates aufhalten.
53

 Es gibt jedoch einen 

Gewährleistungsvorbehalt, wonach das Recht nur nach Maßgabe der einzelstaatlichen 

Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten gewährt wird, aufgrund von erheblichen 

Unterschieden in den Gesundheitssystemen in den Mitgliedstaaten kann daher nicht von 

einem einheitlichen Schutzbereich ausgegangen werden.
54

 

 

Diese Bestimmung formuliert jedoch keine justiziablen Ansprüche gegenüber der Union, 

sondern lediglich ein Abwehrrecht gegenüber Eingriffen in die Gesundheit seitens der 

Union oder der Mitgliedstaaten.
55

 Sie setzt implizit einen bereits ausreichenden 

Gesundheitsschutz voraus, da Art 35 GRC bei Eingriffen in bestehende Systeme wirkt, was 

jedoch der Praxis des Europäischen Ausschusses für Sozialrechte widerspricht, der das in 

der Sozialrechtecharta verankerte Recht auf Gesundheit in mehreren Mitgliedstaaten als 

unzureichend gewährleistet sah.
56

 

 

Eine Einzelperson hat die Möglichkeit eine Beschwerde beim EuGH einzubringen, wenn 

die EU die Rechte der Charta nicht einhält. In der Praxis ist dieser Zugang jedoch mit 

einigen Hürden verbunden und zwar steht dieser Weg nur offen, wenn diese Person direkt 

und individuell betroffen ist.
57

 Bis dato gibt es noch keine Rechtsprechung des EuGH zu 

Art 35 GRC.  

                                                 
51

 Hervey, We Don’t See a Connection: The „Right to Health“ in the EU Charter and the European Social 

Charter, in de Búrca/de  Witte/Ogertschnig (Hrsg), Social Rights in Europe (2005), S 315. 
52

 Ribarov in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC-Kommentar (2014), Art 35 Rz 14. 
53

 Ribarov in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC-Kommentar (2014), Art 35 Rz 10. 
54

Ribarov in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC-Kommentar (2014), Art 35 Rz 15.  
55

 Ribarov in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC-Kommentar (2014), Art 35 Rz 19ff. 
56

 Ribarov in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC-Kommentar (2014), Art 35 Rz 21. 
57

 Lukas, The EU Charter of Fundamental Rights and the European Charter – an Alliance for Social Rights?, 

Jahrbuch Human Rights 2015, S 155. 
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III. Die Rechtsprechung des EGMR zu Art 3 EMRK in Bezug auf 

aufenthaltsbeendende Maßnahmen von Fremden 

 

1. Rechtliche Grundlagen 

1.1. Europäische Menschenrechtskonvention
58

 

Artikel 3 EMRK lautet: 

Verbot der Folter 

„Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder 

Strafe unterworfen werden.“ 

 

Demnach verbietet dieser Artikel Folter, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 

oder Strafe. Es ist die einzige Bestimmung- neben Artikel 4 Abs 1
59

 - der Konvention, die 

absolut gilt, also keinen Einschränkungen unterliegt.
60

 Art 3 an sich konstatiert zwar nicht 

den absoluten Charakter, jedoch wird aus dem Fehlen von Einschränkungsmöglichkeit und 

Ausnahmen im Text selbst daraus geschlossen.
61

 Er ist zudem notstandsfest, dh, dass 

gemäß Art 15 Abs 2 EMRK
62

 auch nicht, wenn das Leben der Nation durch Krieg oder 

einen öffentlichen Notstand bedroht wird, davon abgewichen werden darf. 

Dementsprechend stellt jeder Eingriff in das geschützte Recht auch eine Verletzung dar, 

wobei dieser Eingriff in die physische oder psychische Integrität eine bestimmte Schwere 

erreichen muss.
63

 

 

                                                 
58

 Die deutsche Version ist abrufbar unter 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000308 . 
59

 Art 4 EMRK regelt das Verbot von Sklaverei und Zwangsarbeit, Absatz 1 lautet: 

„Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden.“ 
60

 Frowein, Art 3, in Frowein/Peukert (Hrsg), EMRK-Kommentar
3
 (2009), Rz 1.   

61
 Addo, Does Article 3 of The European Convention on Human Rights Enshrine Absolute Rights?, European 

Journal of International Law (1998), 510 (513). 
62

 Art 15 EMRK lautet: 

(1) Wird das Leben der Nation durch Krieg oder einen anderen öffentlichen Notstand bedroht, so kann 

jede Hohe Vertragspartei Maßnahmen treffen, die von den in dieser Konvention vorgesehenen 

Verpflichtungen abweichen, jedoch nur, soweit es die Lage unbedingt erfordert und wenn die 

Maßnahmen nicht im Widerspruch zu den sonstigen völkerrechtlichen Verpflichtungen der 

Vertragspartei stehen. 

(2) Aufgrund des Absatzes 1 darf von Artikel 2 nur bei Todesfällen infolge rechtmäßiger 

Kriegshandlungen und von Artikel 3, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 7 in keinem Fall abgewichen 

werden. 
63

 Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention
6
, § 20, 40f. 

https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000308
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Primärer Zweck dieser Bestimmung ist der Schutz der physischen und psychischen 

Integrität des Menschen gegenüber absichtlichen Misshandlungen durch staatliche Organe. 

Darüber hinaus ergibt sich auch eine gewisse positive Schutzverpflichtung des Staates bei 

Art 3 EMRK widriger Behandlung durch andere Staaten oder Private.
64

 

 

In Österreich gibt es im nationalen Grundrechtskatalog kein Recht, das dem Verbot von 

Art 3 EMRK entspricht.
65

 Da die Konvention jedoch in Österreich im Verfassungsrang 

steht, können alle darin enthaltenen Rechte wie innerstaatliche Grundrechte vor dem 

Verfassungsgerichtshof geltend gemacht werden.
66

 

 

1.1.1. Folter 

Folter ist die intensivste Verletzung der drei aufgezählten Tatbestände. Die Konvention 

selbst enthält keine Definition von Folter, jedoch kann diese als Zufügung sehr ernster und 

grausamer Leiden durch staatliche Organe definiert werden. Es müssen somit drei 

Voraussetzungen kumulativ vorliegen, und zwar der objektive Tatbestand des Zufügens 

starker Schmerzen, der subjektive, nämlich der Vorsatz sowie drittens die Nahebeziehung 

des Täters zur staatlichen Gewalt.
67

 In der Regel dient Folter zur Erlangung von 

Informationen oder eines Geständnisses, aber auch schwere Formen von Misshandlung 

allgemein können Folter darstellen.
68

 So hat der EGMR Folter bei Anwendung des 

sogenannten „palästinensischen Hängens“ (Aufhängen an den auf dem Rücken 

zusammengebundenen Händen)
69

 oder der Vergewaltigung eines weiblichen Häftlings 

durch Polizeibeamte
70

 bejaht.
71

 

 

1.1.2. Unmenschliche Behandlung oder Strafe 

Jede Folter ist auch gleichzeitig unmenschliche Behandlung, diese ist lediglich eine Stufe 

niedriger angesetzt.
72

 Eine Behandlung ist unmenschlich, wenn sie absichtlich schwere 

psychische oder physische Leiden verursacht und dadurch beim Betroffenen Gefühle von 

                                                 
64

 Öhlinger, Verfassungsrecht
11

 (2016), Rz 748. 
65

 Berka, Lehrbuch Grundrechte (2000), Rz 218. 
66

 Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention
6 
 (2016), § 3, 2.   

67
 Heißl, Verbot von Folter, in Heißl (Hrsg), Handbuch Menschenrechte (2009), Rz 5/9 f. 

68
 Berka, Lehrbuch Grundrechte (2000), Rz 220. 

69
 EGMR 18.12.1996, Aksoy gg die Türkei, Nr 21987/93. 

70
 EGMR 25.9.1997, Aydin gg die Türkei, Nr 23178/94. 

71
 Frowein, Art 3, in Frowein/Peukert (Hrsg), EMRK-Kommentar

3
 (2009), Rz 7.   

72
 Frowein, Art 3, in Frowein/Peukert (Hrsg), EMRK-Kommentar

3
 (2009), Rz 2. 
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Furcht und Erniedrigung hervorruft.
73

 Wann eine staatliche Maßnahme die für die 

Qualifikation als unmenschliche Maßnahme erforderliche Intensität erreicht, hängt von den 

Umständen des Einzelfalls, wie insbesondere von der Dauer, den physischen und 

psychischen Folgen sowie in bestimmten Fällen vom Geschlecht, dem Alter und auch dem 

Gesundheitszustand des Betroffenen, ab.
74

 Der Begriff „Strafe“ umfasst neben klassischen 

Haftstrafen auch andere Maßnahmen mit Sanktionscharakter und der Begriff 

„Behandlung“ deckt alle anderen Formen von hoheitlichem Handeln ab.
75

 Bestrafungen 

dürfen das unvermeidliche Maß an Leid, welches mit der gerechtfertigten Strafe verbunden 

ist, nicht überschreiten.
76

 

 

Eine unmenschliche Behandlung wird häufig im Zusammenhang mit Haftbedingungen, 

aber auch den Bedingungen der psychiatrischen Unterbringung festgestellt.
77

 Aber auch 

die Androhung von Folter wird als unmenschliche Behandlung qualifiziert.
78

 Ebenso 

können Verhörtechniken eine unmenschliche Behandlung darstellen, wie bei den 

sogenannten fünf Techniken, die von britischen Sicherheitsorganen bei Mitgliedern der 

IRA angewandt wurden und dadurch erhebliche physische und psychische Leiden 

verursachten sowie während des Verhörs zu psychischen Störungen führten.
79

 Dabei 

musste der Betroffene mit verbundenen Augen lange Zeit an der Wand stehen und war 

einem hohen Geräuschpegel ausgesetzt. Essen und Trinken wurden auf ein Minimum 

reduziert. Falls jemand einschlief, wurde er unverzüglich wieder geweckt und musste 

wieder an der Wand stehen.
80

 

 

1.1.3. Erniedrigende Behandlung oder Strafe 

Die erniedrigende Behandlung oder Strafe ist die niedrigste Stufe der in Art 3 EMRK 

aufgezählten verbotenen Tatbestände.
81

 Erniedrigend ist eine Behandlung dann, wenn mit 

ihr die Absicht verbunden war, den Betroffenen zu demütigen oder zu erniedrigen und die 

                                                 
73

 Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention
6 
 (2016), § 20, 42. 

74
 Palmer, A Wrong Turning: Article 3 ECHR and Proportionality, The Cambridge Law Journal,  (2006), 438 

(439) mit Verweis auf EGMR 18.1.1971, Irland gg das Vereinigte Königreich, Nr 5310/71. 
75

 Villiger, Handbuch der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK)
2
 (1999), § 15 Rz 274.   

76
 Heißl, Verbot von Folter, in Heißl (Hrsg), Handbuch Menschenrechte (2009), Rz 5/37 ua mit Verweis auf 

EGMR 25.4.1978, Tyrer gg das Vereinigte Königreich, Nr 5856/72.      
77

 Villiger, Handbuch der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK)
2 (1999), § 15 Rz 279ff.   

78
 EGMR (GK) 1.6.2010, Gäfgen gg Deutschland, Nr 22978/05, Rz 91. 

79
 EGMR 18.1.1971, Irland gg das Vereinigte Königreich, Nr 5310/71. 

80
 Frowein, Art 3, in Frowein/Peukert (Hrsg), EMRK-Kommentar

3
 (2009), Rz 3; Rosenmayr, Art 3, in 

Ermacora/Nowak/Tretter (Hrsg), Die Europäische Menschenrechtskonvention in der Rechtsprechung der 

österreichischen Höchstgerichte (1983), 5.3.. 
81

 Frowein, Art 3, in Frowein/Peukert (Hrsg), EMRK-Kommentar
3
 (2009), Rz 8. 
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Behandlung ihn in einer Art 3 widersprechenden Weise in seiner Persönlichkeit getroffen 

hat oder, wenn sie das Opfer entwürdigt, indem sie es an Respekt oder der Achtung für die 

Menschenwürde fehlen lässt oder diese angreift oder in den Opfern Gefühle der Angst, des 

Schmerzes und der Unterlegenheit erweckt, die geeignet sind, sie zu demütigen und ihren 

körperlichen oder moralischen Widerstand zu brechen oder wenn sie geeignet war, das 

Opfer dazu zu veranlassen, gegen seinen Willen und sein Gewissen zu handeln.
82

 Anders 

als bei den anderen beiden Tatbeständen steht nicht die Zufügung von Schmerzen im 

Vordergrund, sondern das Element der Demütigung.
83

 Eine Situation, die im Einzelnen ein 

Gefühl der Verletzlichkeit, Machtlosigkeit, Minderwertigkeit und Beleidigung hervorruft, 

kann als demütigend und daher als erniedrigend angesehen werden.
84

 

 

In der Rechtsprechung des EGMR tritt erniedrigende Behandlung oder Strafe häufig in 

Zusammenhang mit Polizeieinsätzen, im Bereich des Militärs sowie im Umgang mit 

Inhaftierten auf.
85

 Die Durchführung einer gerichtlich angeordneten Prügelstrafe für 

jugendliche Täter wurde als erniedrigende Strafe qualifiziert.
86

 

 

1.2. Das Prinzip des Non-Refoulement
87

 

Die Konvention enthält keine ausdrücklichen Garantien für Auslieferungs- oder 

Abschiebungsfälle.
88

 Sie enthält auch kein ausdrückliches Recht auf Gewährung von 

Asyl.
89

 Dennoch kann die allgemeine Sicherheitslage oder schlechte 

Menschenrechtssituation im Zielstaat dazu führen, dass die Außerlandesbringung einer 

Person aufgrund der EMRK unzulässig ist, wie die in weiterer Folge gezeigte Darstellung 

der Rechtsprechung des EGMR zeigt.
90

 

 

Als Refoulement wird der Akt der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung  

einer Person in ein Land, wo sie um ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen der Rasse, 

                                                 
82

 Meyer-Ladewig/Nettesheim/von Raumer, Europäische Menschenrechtskonvention
4
 (2017), Art 3 Rz 22. 

83
 Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention
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 (2016), § 20, 48. 

84
 Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention
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 (2016), § 20, 48. 

85
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 (2016), § 20, 49. 
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90
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2010, 389 (391). 
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Religion, Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe oder ihrer politischen 

Gesinnung fürchtet, bezeichnet. Das Prinzip des Non-Refoulement ist der völkerrechtliche 

Grundsatz des Verbots dieser Rückführungen.
91

 Das Refoulementverbot stellt somit einen 

Eckpfeiler des internationalen Asyl- und Flüchtlingsrechts dar. Es wurde ursprünglich in 

diesem Zusammenhang entwickelt und in Artikel 33
92

 der Genfer Flüchtlingskonvention
93

 

(GFK)
94

 festgeschrieben.
95

 Ziel und Zweck dieser Bestimmung ist die Verhinderung von 

Menschenrechtsverletzungen.
96

 

 

Die EMRK enthält zwar kein ausdrückliches Refoulementverbot, wie die folgende 

Darstellung jedoch zeigt, wurde ein derartiges aus Art 3 EMRK abgeleitet.
97

 Die 

Europäische Kommission für Menschenrechte lehnte schon sehr früh eine Begrenzung im 

Sinne einer ausschließlich „territorialen“ Schutzwirkung des Art 3 EMRK ab und 

judizierte, dass bei Vorliegen bestimmter außergewöhnlicher Umstände 

aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen diesen Artikel verstoßen können.
98

 Der 

Abschiebungsschutz wurde laufend durch die Rechtsprechung präzisiert und hat diese 

einen wesentlichen Beitrag zur Herausarbeitung und Konkretisierung der maßgeblichen 

                                                 
91

 Lambert, Protection Against Refoulement from Europe: Human Rights Law Comes to the Rescue, 

International and Comparative Law Quarterly (1999), 515 (515). 
92
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Michigan Journal of International Law (2007), 223. 
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 Wouters, International legal standards for the protection from refoulement : a legal analysis of the 
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Grundvoraussetzungen geleistet.
99

 Der Refoulementschutz der EMRK geht weiter als jener 

der GFK
100

, da sich dieser auf sämtliche im Jurisdiktionsbereich des jeweiligen Staates 

befindlichen Individuen, also alle Fremde, und nicht nur jene, die in den 

Anwendungsbereich der GFK fallen, bezieht.
101

  

 

1.3. Weitere Menschenrechtsverträge 

Der Vollständigkeit halber wird in Folge kurz auf gleichlautende bzw ähnliche 

Antifolterbestimmungen in anderen Menschenrechtsverträgen eingegangen. 

 

1.3.1. Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC) 

Artikel 4 GRC lautet: 

Verbot der Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung 

„Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder 

Behandlung unterworfen werden.“ 

 

Art 4 GRC entspricht somit vollinhaltlich Art 3 EMRK und wurde den Erläuterungen zum 

Verfassungsvertrag zufolge dieser Gleichklang bewusst hergestellt.
102

 Die Grundrechte der 

EMRK sind als allgemeine Grundsätze Teil des Unionsrechts und sind die 

korrespondierenden Rechte in der GRC der EMRK sowie der Rechtsprechung des EGMR 

entsprechend auszulegen.
103

 Sie haben die gleiche Bedeutung und Tragweite, ein 

weitergehender Schutz durch das Unionsrecht bleibt davon unberührt.
104

 Es gilt daher das 

bereits zu Art 3 EMRK Gesagte. 

 

Der Österreichische Verfassungsgerichtshof stellte 2012 klar, dass die Grundrechtecharta 

mit den Verträgen gleichrangig und daher Teil des Primärrechts der EU ist und somit die 

                                                 
99
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100

 Putzer, Asylrecht und Schutz bei Abschiebung und Ausweisung, in Heißl (Hrsg), Handbuch 

Menschenrechte (2009), Rz 25/38. 
101

 Wouters, International legal standards for the protection from refoulement : A legal analysis of the 

prohibitions on refoulement contained in the Refugee Convention, the European Convention on Human 

Rights, the International Covenant on Civil and Political Rights and the Convention against Torture (2009), S 

202. 
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 Kneihs/Lukan/Segalla in Holoubek/Lienbacher (Hrsg), GRC-Kommentar (2014), Art 4 Rz 3. 
103

 Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention
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 (2016), § 4, 5ff. 

104
 Art 52 Abs 3 GRC lautet 
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darin garantierten Rechte vor dem Verfassungsgerichtshof als verfassungsgesetzlich 

gewährleistete Rechte gemäß Art144 bzw Art144a B-VG geltend gemacht werden können 

und sie im Anwendungsbereich der Grundrechte-Charta, nämlich bei der Durchführung 

von EU-Recht einen Prüfungsmaßstab in Verfahren der generellen Normenkontrolle, 

insbesondere nach Art139 und Art140 B-VG bilden.
105

 

 

Anders als die EMRK enthält die GRC zusätzlich noch ausdrücklich eine Non-

Refoulement Bestimmung. 

 

Art 19 Abs 2 GRC lautet: 

„(2) Niemand darf in einen Staat abgeschoben oder ausgewiesen oder an einen Staat 

ausgeliefert werden, in dem für sie oder ihn das ernsthafte Risiko der Todesstrafe, der 

Folter oder einer anderen unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung 

besteht.“ 

 

Somit wurde der Schutz vor Folter und unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 

bei aufenthaltsbeendenden Maßnahmen aus Art 4 GRC ausgegliedert und eine eigene 

Regelung dafür geschaffen. Es ist jedoch davon auszugehen, dass auch der darin 

festgelegte Schutz nicht hinter jenem durch die Rechtsprechung des EGMR zu Art 3 

EMRK präzisiertem zurückbleiben darf.
106

 Nach den Erläuterungen zur Charta soll durch 

diese Bestimmung die diesbezügliche Rechtsprechung des EGMR übernommen werden. 

Auch wenn dadurch im Wesentlichen die Rechtsprechung des EGMR zum 

Abschiebeschutz positiviert werden soll, besteht keine vollständige Identität, da Art 19 Abs 

2 GRC den Schutzbereich um das Verbot der Todesstrafe erweitert.
107

 Interessant erscheint 

jedoch, dass der EuGH bis dato bei der Prüfung, ob eine Überstellung nach der Dublin VO 

zulässig ist, sich lediglich direkt auf Art 4 GRC und nicht auf Art 19 Abs 2 GRC berufen 

hat.
108
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106
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1.3.2. Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte (ICCPR 

bzw IPBPR)
109

 

Art 7 ICCPR lautet: 

„Niemand darf der Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 

Behandlung oder Strafe unterworfen werden. Insbesondere darf niemand ohne seine 

freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissenschaftlichen Versuchen unterworfen 

werden.“ 

 

Im Vergleich zu den beiden europäischen Bestimmungen ist hier noch dezidiert grausame 

Behandlung verboten und zusätzlich das Erfordernis der Zustimmung zu medizinischen 

und wissenschaftlichen Versuchen verankert. Im Gegensatz dazu hat man sich bei den 

Verhandlungen zur GRC schlussendlich gegen die Aufnahme der Wortes „grausam“ 

entschieden, um den Gleichklang mit der EMRK zu wahren.
110

  

 

Der einzige zwingende Überwachungsmechanismus zur Einhaltung der im Pakt 

enthaltenen Rechte sind die periodischen Staatenberichte. Das erste Zusatzprotokoll sieht 

zudem die Möglichkeit einer Individualbeschwerde an den UN-Menschenrechtsausschuss 

vor.
111

 Dieses wurde bis dato von 115 Staaten ratifiziert.
112

 

 

Wie die Europäische Konvention enthält der Pakt keine ausdrückliche Non-Refoulement 

Bestimmung. Erst in seinem zweiten General Comment zu diesem Artikel
113

 hielt der 

Menschenrechtsausschuss unter Punkt 9 fest, dass niemand Art 7 ICCPR-widriger 

Behandlung im Falle seiner Auslieferung oder Abschiebung ausgesetzt werden darf. In 

seinem General Comment über die Stellung von Fremden
114

 setzte sich der Ausschuss 

eingehend mit den Grenzen der Abschiebung von Fremden auseinander, bezog sich aber 
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nicht ausdrücklich auf das Non-Refoulement Prinzip.
115

 Auch im Kommentar zur 

allgemeinen Natur der den Staaten auferlegten rechtlichen Verpflichtungen ist nun die 

Verpflichtung festgeschrieben, dass niemand außer Landes gebracht werden darf, wenn 

ihm die reale Gefahr einer gegen Art 6
116

 oder 7 verstoßenden Behandlung droht.
117

 

 

Im Laufe der Jahre hat der Menschenrechtssauschuss ein Refoulementverbot aufgrund der 

Bestimmungen des Paktes entwickelt.
118

 Der erste Fall aufgrund einer individuellen 

Beschwerde, in dem der Menschenrechtsausschuss das Prinzip des Non-Refoulement 

anwandte, betraf die Auslieferung einer Person, der die Todesstrafe in den USA drohte.
119

 

Darin berücksichtige er eingehend die Rechtsprechung des EGMR im Fall Soering
120

, kam 

jedoch zu dem Schluss, dass keine Verletzung von Art 6 oder 7 ICCPR vorlag, da die 

konkreten Umstände, wie das Alter und der psychische Gesundheitszustand sowie die 

Haftbedingungen im Todestrakt sich im konkreten Fall unterschieden.
121

 

 

1.3.3. Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche 

oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (CAT)
122

 

Artikel 1 der UN-Anti-Folterkonvention enthält als einziges Instrument eine Definition von 

Folter
123

, auf die ua der EGMR in seinen Entscheidungen zurückgreift.
124
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Sie ist zudem das einzige Abkommen, das ein ausdrückliches Refoulementverbot 

enthält.
125

 

 

Art 3 CAT lautet: 

„(1) Ein Vertragsstaat darf eine Person nicht in einen anderen Staat ausweisen, 

abschieben oder an diesen ausliefern, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme 

bestehen, daß sie dort Gefahr liefe, gefoltert zu werden. 

(2) Bei der Feststellung, ob solche Gründe vorliegen, berücksichtigen die zuständigen 

Behörden alle maßgeblichen Erwägungen einschließlich des Umstands, daß in dem 

betreffenden Staat eine ständige Praxis grober, offenkundiger oder massenhafter 

Verletzungen der Menschenrechte herrscht.“ 

 

Der Anwendungsbereich dieses Refoulementverbots beschränkt sich jedoch auf die 

Zufügung von Folter. Diese Bestimmung verbietet eine Abschiebung nicht, wenn lediglich 

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung im Herkunftsstaat droht.
126

 Jedoch für 

Personen, denen im Zielstaat Folter droht, ist der Anwendungsbereich weiter als jener der 

GFK, da nicht nur Asylwerber und Flüchtlinge darunter fallen, sondern sämtliche Fremde. 

Es ist anzunehmen, dass die Bestimmung geschaffen wurde, um eben auch die nicht unter 

die GFK fallenden Fälle abzudecken.
127

 

 

Als Überwachungsmechanismus für die Umsetzungen und Vollzug dieser Konvention 

durch die Unterzeichnerstaaten wurde der UN Ausschuss gegen Folter eingerichtet. Er 

spielt eine wichtige Rolle bei der Interpretation der Konvention und ist ua zuständig für die 

Entgegennahme der verpflichtenden Staatenberichte oder für die Entscheidung über 

Individualbeschwerden, sofern die Staaten diese Zuständigkeit ausdrücklich erklärt 

haben.
128

 Die überwiegende Mehrheit der Individualbeschwerden betrifft Art 3 CAT und 
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wurden die meisten Verletzungen durch den Ausschuss in Fällen festgestellt, in denen kein 

Asyl gewährt wurde und die betroffene Person in den Herkunftsstaat abgeschoben werden 

sollte.
129

 Der Ausschuss hat ua ausdrücklich angemerkt, dass Art 3 CAT absolut gilt und 

zwar unabhängig davon, ob und wie schwerwiegende Verbrechen die betroffene Person 

begangen hat.
130

  

 

2. Extraterritoriale Wirkung von Art 3 EMRK 

2.1. Der Fall Soering
131

 

 

Im Fall Soering beschäftigte sich der EGMR erstmals mit der Frage, ob ein Staat bei 

Effektuierung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme gegen Art 3 EMRK verstoßen 

kann, dh, ob dieser Staat nicht nur für sein eigenes Handeln, sondern auch für eine allfällig 

im Zielstaat drohende Behandlung iS des Art 3 EMRK verantwortlich gemacht werden 

kann.
132

 

 

Dem deutschen Staatsbürger Jens Soering wurde vorgeworfen, die Eltern seiner Freundin 

in den Vereinigten Staaten ermordet zu haben. Als er mittlerweile in Zusammenhang mit 

einer anderen Straftat im Vereinigten Königreich in Haft saß, stellten die US 

amerikanischen Behörden ein Auslieferungsersuchen. Aufgrund der bisherigen 

Ermittlungsergebnisse beabsichtige der zuständige Staatsanwalt die Todesstrafe zu 

beantragen.
133

 Deutschland stellte ebenfalls ein Auslieferungsersuchen. Nach dem 

Austausch von diplomatischen Noten ordnete schlussendlich das Vereinigte Königreich die 

Auslieferung von Jens Soering in die Vereinigten Staaten an. 

 

Daraufhin wandte er sich an die Straßburger Menschenrechtsinstitutionen. Unter anderem 

brachte er vor, dass seine Auslieferung Art 3 EMRK verletze, da im Falle der Verhängung 
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der Todesstrafe lange Zeit bis zur tatsächlichen Vollstreckung vergehen würde und er 

somit unter dem sogenannten Todeszellensyndrom, welches durch die lange Dauer 

zwischen Verhängung und tatsächlicher Exekution des Todesstrafe sowie den damit 

verbundenen stressvollen Bedingungen charakterisiert wird,
134

 leiden müsse. 

 

In seinem Urteil vom 7. Juli 1989 stellte der Gerichtshof einstimmig eine Verletzung von 

Art 3 EMRK im Falle einer Auslieferung des Beschwerdeführers an die USA fest. Dazu 

führte er zunächst aus, dass aus Art 5 Abs 1 lit f EMRK
135

 kein allgemeines 

Auslieferungsverbot ableitbar ist. Sofern jedoch die Folgen einer Auslieferung zu einer 

Beeinträchtigung der Ausübung der Rechte nach der Konvention, wie insbesondere Art 3 

EMRK führt, - auch wenn diese Behandlung außerhalb der Jurisdiktion des ausliefernden 

Staates geschieht - kann dies eine Schutzpflicht des Konventionsstaates auslösen.
136

 Der 

Gerichtshof räumte zwar ein, dass Artikel 1
137

 der Konvention gewisse territoriale Grenzen 

setze, jedoch rechtfertige dies nicht die Auslieferung einer Person durch einen 

Vertragsstaat in einen anderen Staat, in dem ihm menschenrechtswidrige Behandlung 

droht. Die Konvention müsse so interpretiert werden, dass der Schutz der darin enthaltenen 

Rechte auch effektiv und wirksam ist.
138

  

 

In diesem Zusammenhang betonte der Gerichtshof den absoluten Charakter von Art 3 

EMRK, der keine Ausnahmen vorsieht und auch nicht in Zeiten des Krieges oder eines 

nationalen Notstandes außer Kraft gesetzt werden kann. Zur Untermauerung verweist er 

auf die ähnliche Formulierung in anderen internationalen Menschenrechtsinstrumenten, 

wie den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte. Zudem zitiert er 

Artikel 3 der UN Anti-Folter Konvention, wonach die Auslieferung oder Ausweisung einer 

Person in einen Staat, in dem ihr Folter droht, unzulässig ist. Die ausdrückliche Regelung 

                                                 
134

 Deutsch, Soering Case Rz 13, in Max Planck Encyclopedia of Public Internationa Law; abrufbar unter 

http://opil.ouplaw.com/view/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-

e875?rskey=Vx8CRu&result=1&prd=EPIL.  
135

 Artikel 5 Abs 1 lit f EMRK lautet:  

„Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit. Die Freiheit darf nur in den folgenden Fällen und 

nur auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden:  rechtmäßige Festnahme oder 

Freiheitsentziehung zur Verhinderung der unerlaubten Einreise sowie bei Personen, gegen die ein 

Ausweisungs- oder Auslieferungsverfahren im Gange ist.“. 
136

 Thurin, Das Prinzip des Non-Refoulement nach Art 3 EMRK (2009), S 23f. 
137

 Artikel 1 EMRK lautet:  

„Die Hohen Vertragsparteien sichern allen ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Personen die in Abschnitt I 

bestimmten Rechte und Freiheiten zu.“. 
138

 Maaßen, Abschiebungsschutz aus Art 3 EMRK auch bei nicht vom Staat ausgehenden 

Menschenrechtsverletzungen und allgemeinen dem Ausländer im Herkunftsstaat drohenden Gefahren für 

Leib, Leben und Gesundheit?, ZAR 3/1998, 107 (108). 

http://opil.ouplaw.com/view/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e875?rskey=Vx8CRu&result=1&prd=EPIL
http://opil.ouplaw.com/view/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e875?rskey=Vx8CRu&result=1&prd=EPIL


25 

 

in einer „Spezialkonvention“ schließe nicht aus, dass eine derartige Verantwortung auch 

vom allgemein formulierten Wortlaut des Art 3 EMRK umfasst sei.
139

 Es wäre daher gegen 

den Geist und den Standard der Konvention eine Auslieferung in Fällen, in denen ein 

reales Risiko einer Art 3-widrigen Behandlung drohe, zuzulassen.
140

 

 

In weiterer Folge setzte sich der Gerichtshof mit der Frage auseinander, welche Art von 

Behandlung als unmenschliche oder erniedrigende Behandlung iS des Art 3 EMRK 

qualifiziert werden kann. Zunächst stellte er fest, dass weder aus Art 2 noch aus Art 3 

EMRK ein Verbot der Todesstrafe an sich ableitbar ist, zumal der zweite Satz des ersten 

Absatzes eine explizite Ausnahme des Rechts auf Leben für den Fall der gesetzlich 

vorgesehenen Todesstrafe vorsieht.
141

 Um in den Anwendungsbereich von Art 3 EMRK zu 

fallen, muss die Behandlung ein Mindestmaß an Schwere erreichen. Für die weitere 

Beurteilung beschäftigte sich der Gerichtshof intensiv mit den Bedingungen im 

Todeszellentrakt.
142

 Er hielt fest, dass ein gewisses Maß an starkem Stress aufgrund der 

notwendigen, strikten Haftbedingungen bei einer Verurteilung zum Tode zwar 

unvermeidbar sei, jedoch müssten die Umstände des Einzelfalles beachtet werden. Unter 

Berücksichtigung der besonderes langen Dauer (sechs bis acht Jahre), die der 

Beschwerdeführer im Todestrakt unter extremen Bedingungen und unter ständiger Angst 

der bevorstehenden Exekution sowie seiner besonderen Umstände, nämlich seines jungen 

Alters und seines schlechten psychischen Zustandes verbringen würde, fällt eine 

Auslieferung in den Anwendungsbereich von Art 3 EMRK.
143

 

 

In seinem zustimmenden Sondervotum argumentierte Richter De Meyer anhand der 

dynamischen Interpretation der Konvention, dass bereits die Todesstrafe an sich eine 

erniedrigende und unmenschliche Behandlung darstellt und vor allem das Recht auf Leben 

verletze. Dies begründete er damit, dass zum Zeitpunkt der Entstehung der Konvention 

aufgrund der besonderen Umstände nach dem zweiten Weltkrieg die Todesstrafe unter 

gewissen Voraussetzungen zulässig war, mittlerweile – beinahe 40 Jahre später – gäbe es 

sie de facto jedoch in keinem der Konventionsstaaten mehr.
144

 Unter diesen 

Voraussetzungen sei eine Auslieferung ausschließlich im Fall einer absoluten Zusicherung, 
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dass die Todesstrafe nicht verhängt werde, zulässig. Eine derartige Zusicherung lag im 

konkreten Fall nicht vor.
145

 

 

2.2. Nachfolgende Judikatur 

Eine grundlegende Erweiterung fand diese Rechtsprechung zwei Jahre später in zwei 

Entscheidungen, in denen festgehalten wurde, dass dasselbe auch im Fall von 

Abschiebungen gelte, wenngleich in beiden Fällen keine Verletzung von Art 3 EMRK 

festgestellt wurde.
146

 

 

Hector Cruz Varas flüchtete mit seiner Familie von Chile nach Schweden und stellte dort 

einen Antrag auf Asyl. Er brachte vor, vom Pinochet-Regime verfolgt zu werden. Erst nach 

rechtskräftig negativem Abschluss seines Asylverfahrens gab er an, dass er in einem 

chilenischen Gefängnis misshandelt wurde und er dadurch traumatisiert sei. Die 

Folterspuren wurden durch ein medizinisches Gutachten belegt. 

 

Der Gerichtshof kam zu dem Schluss, dass keine Verletzung von Art 3 EMRK vorliege. 

Dies begründete er im Wesentlichen mit der Unglaubwürdigkeit des Beschwerdeführers, 

da dieser erst 18 Monate nach seinem Asylantrag von der Folter erzählt hatte, obwohl er 

anwaltlich vertreten war und er auch mehrmals seine Aussagen geändert hatte.
147

 Darüber 

hinaus habe in Chile ein Demokratisierungsprozess eingesetzt, wodurch sich die 

Verhältnisse vor Ort verbessert haben.
148

 

 

Abgesehen von der Erweiterung auf Abschiebungsfälle, legte der EGMR durch dieses 

Urteil den maßgeblichen Zeitpunkt für die Beurteilung einer Art 3 EMRK Verletzung fest. 

Danach können nur jene Tatsachen berücksichtigt werden, die den Konventionsstaaten 

zum Abschiebungszeitpunkt bekannt waren bzw bekannt sein mussten. Zudem deutete der 

Gerichtshof erstmals an, dass gesundheitliche Folgen aufgrund einer Abschiebung in den 

Anwendungsbereich von Art 3 EMRK fallen können, da er auf eine mögliche 

Verschlechterung des psychischen Gesundheitszustandes einging, jedoch meinte, dass 
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mangels fundierter Basis für eine solche Befürchtung, die Schwelle von Art 3 EMRK nicht 

erreicht sei.
149

 

 

Auch in diesem Urteil gab es ein Sondervotum von Richter De Meyer, jedoch diesmal ein 

abweichendes. In zwei Sätzen legte er dar, dass er aufgrund der derzeitigen Situation in 

Chile davon ausgehe, dass sehr wohl ein reales Risiko einer Verletzung von Art 3 EMRK 

im Falle einer Abschiebung bestehe.
150

 

 

Durch das Urteil Vilvarajah wurde das Kriterium der realen Gefahr weiter konkretisiert, in 

dem der EGMR festhielt, dass die bloße Möglichkeit einer Verletzung nicht ausreichend 

ist.
151

 Die fünf Beschwerdeführer, Tamilen aus Sri Lanka, flüchteten vor der Gewalt der 

Armee und stellten Asylanträge im Vereinigten Königreich. Alle Anträge wurden 

abgewiesen und die Beschwerdeführer nach Sri Lanka abgeschoben. Einige von ihnen 

wurden nach ihrer Rückkehr erneut festgehalten, verhört und geschlagen. Aufgrund von 

erfolgreichen Beschwerden durften sie wieder ins Vereinigte Königreich einreisen.  

 

Der Gerichtshof hielt zunächst fest, dass die Konvention kein Recht auf Asyl gewähre und 

wiederholte seine in Soering
152

 und Cruz Varas
153

 entwickelten Kriterien.
154

 Mit 8 zu 1 

Stimmen kam der Gerichtshof auch hier zu dem Ergebnis, dass die Abschiebung Art 3 

EMRK nicht verletzt habe. Begründend führte er dazu aus, dass sich die Situation in dem 

von Tamilen besiedelten Gebiet grundsätzlich gebessert habe. Es gebe ein UNHCR-

Rückkehrprogramm, mit dem bereits viele Tamilen freiwillig in ihr Heimatgebiet 

zurückgekehrt sind. Zwar komme es immer noch vereinzelt zu Gewaltausbrüchen und 

Kämpfen, sodass aufgrund der allgemeinen unsicheren Lage für die Beschwerdeführer die 

Möglichkeit einer Festnahme oder einer Misshandlung bestand. Diese bloße Möglichkeit 

reiche aber für sich noch nicht, eine Verletzung von Art 3 EMRK zu begründen.
155
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Aufgrund der dem Gerichtshof vorliegenden Beweise konnte nicht dargelegt werden, dass 

die Beschwerdeführer persönlich stärker von der aktuellen Situation betroffen sind, als 

Tamilen generell. Auch die tatsächliche Misshandlung einiger Beschwerdeführer bei ihrer 

Rückkehr ändere an diesem Ergebnis nichts, da es keinerlei Anhaltspunkte für eine 

stärkere Gefährdung der Beschwerdeführer gab, sodass eine erneute Misshandlung im 

Abschiebungszeitpunkt für das Vereinigte Königreich nicht vorhersehbar war.
156

 

 

3. Verfolgersubjekt 

Durch die Fälle Ahmed
157

 und H.L.R.
158

 erfuhr Art 3 EMRK eine weitere Ausdehnung 

seines Anwendungsbereiches. Bis zu diesen Entscheidungen ging man davon aus, dass 

eine Verletzung von Art 3 EMRK nur durch staatliche Akteure begangen werden könne.
159

 

 

Im Fall Ahmed wurde dem somalischen Staatangehörigen zunächst aufgrund seiner 

oppositionellen Aktivitäten sowie der allgemeinen Situation in Somalia der Status des 

Asylberechtigten zuerkannt. Vier Jahre später wurde ihm ua aufgrund eines versuchten 

Raubüberfalls dieser Status wieder aberkannt und ein Aufenthaltsverbot gegen ihn 

verhängt. Im Zuge des Rechtsmittelverfahrens brachte der Beschwerdeführer vor, dass sich 

die Situation in Somalia verschlechtert habe und er als Angehöriger des Hawiye Clans von 

den derzeit machthabenden Generälen verfolgt werden würde. Die österreichischen 

Behörden stellten zunächst fest, dass seine Abschiebung zulässig sei, da eine Verfolgung 

nur von staatlichen Behörden ausgehen könne, jedoch aufgrund des aktuellen 

Bürgerkrieges eine staatliche Autorität in Somalia fehle. Ein halbes Jahr später wurde seine 

Abschiebung für ein halbes Jahr aufgeschoben.
160

 

 

Der Gerichtshof hielt einstimmig fest, dass im Fall einer Abschiebung Art 3 EMRK 

verletzt würde, da aufgrund des Bürgerkrieges der Beschwerdeführer weiterhin gefährdet 

sei und es keine staatliche Autorität gebe, die ihn schützt.  
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In seiner ersten Entscheidung durch die Große Kammer beschäftigte sich der Gerichtshof 

mit dem Fall eines kolumbianischen Staatsangehörigen, der an einem französischen 

Flughafen wegen Drogenbesitzes festgenommen wurde. Er wurde deswegen strafrechtlich 

verurteilt und es wurde ein unbefristetes Aufenthaltsverbot gegen ihn erlassen. Während 

seiner Inhaftierung nannte er den Behörden drei Namen von weiteren Drogenschmugglern, 

aufgrund dessen einer von ihnen schnell identifiziert werden konnte.
161

 Unter Berufung auf 

Art 3 EMRK machte er geltend, dass er nun als Informant gelte und er im Falle seiner 

Rückkehr nach Kolumbien Racheakte jenes Drogenkartells, das ihn rekrutiert hatte, zu 

befürchten habe. 

 

Zunächst stellte der Gerichtshof ausdrücklich fest, dass aufgrund des absoluten Charakters 

von Art 3 EMRK eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung auch von 

Privatpersonen ausgehen kann, wenn der Staat nicht in der Lage ist, die Zielperson davor 

zu schützen.
162

 Laut Thurin sind durch diesen Fall nun alle Zweifel zur Frage des 

Verfolgersubjekts beseitigt, da man im Fall Ahmed die Verfolgung durch die die 

Staatsgewalt ersetzende Gruppen, wie in diesem Fall die Clans, noch als quasi-staatliche 

Verfolgung interpretieren konnte.
163

 

 

Der EGMR führte weiter aus, dass die allgemeine Situation in Kolumbien an sich nicht die 

hohe Schwelle des Art 3 EMRK erreiche. Racheakte von Drogenkartellen kämen zwar vor, 

aufgrund der vorliegenden Beweise könne jedoch nicht angenommen werden, dass die 

persönliche Situation des Beschwerdeführers schlechter als von anderen Kolumbianern sei 

und er im Falle einer Abschiebung einer realen Gefahr einer Verletzung von Art 3 EMRK 

ausgesetzt sei. Ebenso sei nicht erwiesen, dass der kolumbianische Staat nicht in der Lage 

sei ihn zu schützen.
164

 Die Entscheidung war allerdings nicht einstimmig, sechs Richter 

waren abweichender Meinung, ua da Kolumbien eine der höchsten Mordraten habe und 

aufgrund des allgemeinen gesetzlosen Klimas die Schutzfähigkeit des Staates äußerst 

limitiert sei.
165
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4. Zwischenanalyse der Entwicklung des Refoulementverbotes des 

EGMR aus Artikel 3 EMRK 

Mit Blick auf die bisher besprochene Judikatur kann zusammenfassend gesagt werden, 

dass Art 3 EMRK die Konventionsstaaten daran hindern kann eine aufenthaltsbeendende 

Maßnahme gegen eine in ihrem Jurisdiktionsbereich befindliche Person zu setzen. Dabei 

ist allerdings völlig unerheblich, ob der Zielstaat selbst an die EMRK gebunden ist oder 

nicht.
166

 

 

Nach Lorz und Sauer weist die Rechtsprechung des EGMR zu Art 3 EMRK im Hinblick 

auf aufenthaltsbeendende Maßnahmen drei Besonderheiten auf.
167

 Zunächst führt diese zu 

einer Ausweitung der Haftung der Mitgliedstaaten, da ihnen Verletzungshandlungen, die 

sie gar nicht selber begehen und die sie selber nicht beeinflussen können, zugerechnet 

werden.
168

 Diese sehr weite Ausdehnung der Haftung wird durchaus kritisch gesehen und 

deren Berechtigung bezweifelt.
169

  

 

Maaßen argumentiert diesbezüglich, dass die Vertragsstaaten bei Unterzeichnung der 

Konvention davon ausgingen, dass die EMRK nicht das souveräne Recht der Staaten, die 

Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu überwachen, einschränkt. Durch die 

Anwendung von Art 3 EMRK auf die Folgen von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen in 

einem Drittstaat gehe man weit über den Wortlaut der EMRK und den Willen des 

Konventionsgebers hinaus. Zudem falle eine Rechtsgutverletzung erst dann allenfalls in 

den Schutzbereich der Konvention, wenn diese dem Staat zugerechnet werden könne, da 

ansonsten jede Verletzung durch Privatpersonen zu einer Verantwortlichkeit des Staates 

führen würde. Da dies nicht der Fall ist, seien abzuschiebende Fremde besser gestellt als 

andere der Jurisdiktion des jeweiligen Staates unterliegende Fremde.
170

 

 

Dem ist entgegenzuhalten, dass die allfällig drohende Menschenrechtsverletzung erst durch 

die aufenthaltsbeendende Maßnahme des Konventionsstaates ermöglicht wird, das 

Verhalten des Staates ist also ein maßgebliches kausales Element. Zudem betont der 
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EGMR immer wieder, dass die EMRK kein Recht auf Asyl enthalte. Darüber hinaus kann 

es aus Sicht des Fremden keinen Unterschied machen, wer oder was für die unmenschliche 

oder erniedrigende Behandlung verantwortlich ist, da andernfalls der Schutzbereich 

eingegrenzt werden würde.
171

 Nicht zu übersehen ist auch, dass den Konventionsstaat auch 

auf seinem eigenen Territorium positive Verpflichtungen treffen, damit gegenüber den in 

seiner Jurisdiktion befindlichen Personen Verletzungen von Art 3 EMRK unterbleiben. 

 

Weiters führt diese Haftungsausdehnung zu einer mittelbaren Wirkung der EMRK für 

Nichtkonventionsstaaten. Auch wenn der EGMR betont, dass es nicht um die Haftung von 

Drittstaaten geht, führt dieser in seinen Entscheidungen regelmäßig eine umfassende 

Prüfung der Menschenrechtslage der Zielstaaten durch, die de facto zu einer Drittwirkung 

der Konvention führt.
172

 Letztlich wird in diesen Entscheidungen meist nicht festgestellt, 

ob eine Verletzung bereits stattgefunden hat, sondern, es wird eine Prognose darüber 

getroffen, ob im Fall einer Abschiebung Art 3 EMRK verletzt werden würde. Kritisiert 

wird hier, dass eine derartige Prognose selbst bei Vorliegen ausreichender Informationen 

über die Situation vor Ort immer zahlreiche Ungewissheiten aufweist und diese auch von 

einem diplomatischen Standpunkt gesehen äußerst heikel ist.
173

 

 

Bezüglich des Beweismaßes hinsichtlich des Bestehens eines realen Misshandlungsrisikos 

ist anzuführen, dass eine allgemeine besorgniserregende Menschenrechtslage im Zielstaat 

für eine Feststellung einer Verletzung von Art 3 EMRK nicht ausreicht, vielmehr muss ein 

spezifisches Verfolgungsrisiko vorliegen. Nur in absoluten Extremfällen genereller Gewalt 

kann eine solche bejaht werden.
174

 Lorz und Sauer schließen aus der Rechtsprechung des 

EGMR, dass mit dem realen Risiko eine verhältnismäßig niedrig angesetzte 

Risikoschwelle gemeint ist, da eine konkrete Gefahr nicht bestehen muss,
175

 und es nicht 

notwendig sei, dass die Misshandlung im Zielstaat wahrscheinlicher sei, als deren 

Ausbleiben.
176
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5. Krankheit 

5.1. D. gg das Vereinigte Königreich
177

 

Der Fall D. ist wohl eines der bedeutendsten Urteile des EGMR in Zusammenhang mit der 

Abschiebung von Fremden. Es ist die erste Entscheidung, bei der sich der Gerichtshof mit 

dem Thema aufenthaltsbeendender Maßnahmen bei Krankheit auseinander gesetzt hat und 

bei der diesbezüglich eine Verletzung von Art 3 EMRK festgestellt wurde. Drei Jahre 

zuvor allerdings hatte die Europäische Kommission bereits festgehalten, dass sie nicht 

ausschließt, dass mangelnde Versorgung in Fällen, in denen jemand ernsthaft krank ist, 

eine Verletzung darstellen kann.
178

 

 

5.1.1. Sachverhalt 

Der Beschwerdeführer stammt von St. Kitts einer Insel in der Karibik, wo er den Großteil 

seines Lebens verbracht hat. Seine Geschwister und seine Mutter lebten mittlerweile in den 

USA. Als er ihnen folgen wollte, wurde er wegen Drogenbesitzes festgenommen und 

wieder zurück geschickt. 1993 wurde er am Flughafen Gatwick in London wegen Besitzes 

einer erheblichen Menge Kokain festgenommen und zu sechs Jahren Haftstrafe verurteilt. 

Ein Jahr später wurde bei ihm eine AIDS Erkrankung diagnostiziert, die Infektion dürfte 

bereits vor seiner Ankunft im Vereinigten Königreich erfolgt sein. Nach seiner vorzeitigen 

Entlassung wegen guter Führung wurde er 1996 gleich anschließend in ein Anhaltezentrum 

zur Vorbereitung seiner Abschiebung nach St. Kitts gebracht. Sämtliche Rechtsmittel 

blieben erfolglos.
179

 

 

Im August 1995 verschlechterte sich der Gesundheitszustand von D. massiv. Er litt an 

mehreren Infektionen und die Lebenserwartung betrug unter Beibehaltung der aktuellen 

Therapie laut den Ärzten nur mehr 8-12 Monate. Im Fall einer Abschiebung würde sich 

diese Prognose drastisch verschlechtern, zumal er in St. Kitts nicht die notwendige 

Behandlung, die im Vereinigten Königreich überall und frei erhältlich sei, erhalten könne. 

Zudem gab es dort auch keine Angehörigen mehr, die sich um ihn kümmern könnten. 
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Trotz Versorgung und Betreuung durch eine Wohltätigkeitsorganisation verschlechterte 

sich der Gesundheitszustand des Beschwerdeführers zusehends.
180

 

 

5.1.2. Rechtliche Beurteilung durch den Gerichtshof 

Der Beschwerdeführer brachte vor, dass eine Abschiebung nach St. Kitts Art 2, 3, 8 sowie 

Art 13 EMRK verletzen würde. Der Gerichtshof setzte sich zunächst mit einer möglichen 

Verletzung von Art 3 EMRK auseinander und wiederholte, dass die Konventionsstaaten 

das Recht haben, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu kontrollieren und die 

Abschiebung eines Drogenkuriers in Anbetracht der Schwere des Delikts grundsätzlich 

eine gerechtfertigte Reaktion ist.
181

 

 

Wenngleich nach Ansicht des Vereinigten Königreichs der Beschwerdeführer im 

technischen Sinn nie eingereist ist, befindet er sich dennoch in ihrer Jurisdiktion und ist Art 

3 EMRK zu beachten und einzuhalten.
182

 

 

Der Gerichtshof räumte zwar ein, dass Art 3 EMRK bis dato nur unter dem Aspekt von 

absichtlich zugefügten Handlungen durch den Staat bzw Privatpersonen, wenn der Staat 

nicht schutzfähig war, beleuchtet wurde, jedoch müsse aufgrund der fundamentalen 

Wichtigkeit dieses Rechtes eine gewisse Flexibilität gegeben sein, um effektiven Schutz zu 

gewährleisten.
183

 

 

In weiterer Folge setzte sich der Gerichtshof mit der konkreten individuellen Situation des 

Beschwerdeführers auseinander. Er stellte fest, dass er sich im Endstadium seiner AIDS 

Erkrankung befand und den letzten Rest seiner Lebensqualität der medizinischen 

Behandlung sowie der karitativen Versorgung im Vereinigten Königreich verdankte. Ein 

abruptes Entziehen dieser Unterstützung würde seinen Tod beschleunigen. Aufgrund der 

Bedingungen in St. Kitts, wie die nicht ausreichende medizinische Versorgung sowie die 

fehlende Unterkunft und mangelnde geeignete Ernährung, würde er physischem und 

psychischem Leiden ausgesetzt sein. Er habe zwar einen Cousin vor Ort, jedoch sei aber 

nicht gesichert, dass dieser sich um ihn kümmere und pflege, weshalb er weder soziale 

                                                 
180

 Zum Gesundheitszustand des Beschwerdeführers sowie des Behandlungsmöglichkeiten in St. Kitts vgl 

EGMR D., Rz 13 – 21. 
181

 EGMR D., Rz 46. 
182

 EGMR D., Rz 48. 
183

 EGMR D., Rz 49. 



34 

 

noch moralische Unterstützung bekommen würde. Aufgrund all dieser Umstände fand der 

Gerichtshof, dass die Abschiebung des Beschwerdeführers eine unmenschliche 

Behandlung im Sinne des Art 3 EMRK darstellen würde.
184

 Der Gerichtshof betonte 

jedoch, dass nicht alle Fremde, denen Unterstützung während ihrer Haftstrafe gewährt 

wurde, nun ein Bleiberecht beanspruchen können, um weiterhin medizinische oder soziale 

Versorgung zu erhalten, sondern dies sei nur unter exzeptionellen Umständen, die 

zwingende humanitäre Überlegungen notwendig machen, möglich.
185

 

 

Bezüglich Art 2, 8 und 13 EMRK stellte der EGMR keine Verletzung fest. 

5.2. Folgejudikatur 

5.2.1. HIV/AIDS 

Im darauffolgenden Jahr beschäftigte sich Straßburg erneut in drei Fällen mit der Frage der 

Zulässigkeit einer Abschiebung von mit HIV infizierten bzw an AIDS erkrankten 

Fremden. Die erste Beschwerde erachtete die Europäische Kommission für 

Menschenrechte für unzulässig.
186

 Der mit HIV infizierte Beschwerdeführer aus Uganda 

lebte mit seiner finnischen Frau in Finnland. Wegen versuchten Totschlages und 

mehrfacher Vergewaltigung wurde er zu 11 Jahren Haft verurteilt und seine Abschiebung 

angeordnet, verbunden mit dem Verbot bis auf weiteres zurückzukehren. Der 

Beschwerdeführer brachte vor, dass eine Abschiebung ihn dem Risiko eines schnellen 

Todes aussetzen würde. Die Kommission sah die außergewöhnlichen Umstände, wie im 

Fall D., für nicht gegeben, da er einerseits nicht an einem fortgeschrittenen Stadium von 

AIDS leide, Behandlungsmöglichkeiten in Uganda auch durch spezielle UN Programme 

vorhanden seien und er Unterstützung durch Verwandte in seinem Dorf erhalten könne. 

 

Während im zweiten Fall
187

 der Bericht der Europäischen Kommission für 

Menschenrechte von einer Verletzung von Art 3 EMRK ausging,
188

 strich der EGMR die 

Beschwerde aus seinem Register, da in der Zwischenzeit die französischen Behörden dem 

Beschwerdeführer ein Bleiberecht für die notwendige medizinische Versorgung gewährten 
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und nach Ansicht des EGMR die Behörden auch nicht die Absicht verfolgten ihn 

tatsächlich abzuschieben.
189

  

 

Der Beschwerdeführer stammte im konkreten Fall aus der Demokratischen Republik 

Kongo und befand sich mit Unterbrechungen schon längere Zeit in Frankreich. Nach der 

Abweisung seines Asylantrages wurde er aufgrund von Drogendelikten zu einer Haftstrafe 

verurteilt. Während eines Krankenhausaufenthaltes wurde seine HIV Infektion festgestellt, 

später litt er zusätzlich an einer damit zusammenhängenden Krebserkrankung der Haut. 

Eine medizinische Behandlung von AIDS war im Kongo nicht verfügbar.
190

 

 

Im selben Jahr traf die Kommission noch in einem weiteren Fall die Entscheidung, dass 

eine Beschwerde unter dem Blickwinkel von Art 3 EMRK unzulässig ist.
191

 Im konkreten 

Fall litt der Beschwerdeführer aus der Demokratischen Republik Kongo, der ebenfalls 

straffällig geworden war, noch unter keiner mit HIV in Beziehung stehenden Krankheit 

und war eine Behandlungsmöglichkeit im Herkunftsstaat, wenn auch nur über den privaten 

Sektor, möglich. Zudem hatten die Schweizer Behörden angeboten, die Behandlungskosten 

bei seiner Rückkehr für ein Jahr zu übernehmen. 

 

Ein weiteres Verfahren betreffend eine an AIDS erkrankte Beschwerdeführerin aus der 

Demokratischen Republik Kongo wurde durch gütliche Einigung beendigt.
192

 Die 

Schweizer Regierung erteilte im konkreten Fall dem Beschwerdeführer eine vorläufige 

Aufenthaltserlaubnis und zahlte ihm als freiwillige Leistung 6,000 Franken. 

 

In weiterer Folge traf der EGMR eine Reihe an Zulässigkeitsentscheidungen betreffend 

eine vorgebrachte Verletzung von Art 3 EMRK wegen einer drohenden 

aufenthaltsbeendenden Maßnahme von HIV infizierten Fremden. In allen drei Fällen 

wurde die Beschwerde wegen offensichtlicher Unbegründetheit als unzulässig erklärt. 

 

Der erste Fall betraf eine sambische Staatangehörige, die zunächst mit ihrem Mann, der für 

die sambische Botschaft in Stockholm arbeitete, nach Schweden kam.
193

 Nach einem 

zweijährigen Aufenthalt in Sambia kehrte sie nach Schweden zurück und stellte einen 
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Antrag auf eine Arbeitsbewilligung, welcher abgelehnt wurde. Im Zuge des 

Rechtsmittelverfahrens brachte sie vor, dass bei ihr bereits vor drei Jahren eine HIV 

Infektion festgestellt wurde und sie nun mit der Behandlung in Schweden beginne, welche 

ihr ein weitgehend normales Leben ermögliche. Dennoch wurde ihr keine 

Aufenthaltsbewilligung gewährt und eine Abschiebung geplant. 

 

Unter Berufung auf die Urteile D.
194

 und B.B.
195

 hielt der EGMR erneut fest, dass die 

Abschiebung einer mit HIV infizierten Person Art 3 EMRK verletzen kann, wenn die 

Krankheit sich in einem fortgeschrittenem Stadium befindet, die wiederholte 

Krankenhausaufenthalte notwendig machen, und Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat 

so gut wie nicht vorhanden sind. Im konkreten Fall stellte er jedoch fest, dass die 

Behandlung, wenn auch mit erheblichen Kosten verbunden, möglich ist und die 

Beschwerdeführerin durch ihre in Sambia aufhältigen Kinder und Familienmitglieder 

moralische Unterstützung erfährt, weshalb die Beschwerde für unzulässig erklärt wurde. 

 

Eine weitere, ähnlich gelagerte Beschwerde wurde von einem kolumbianischen 

Staatsangehörigen an den Gerichtshof herangetragen.
196

 Er wurde zweimal bei der Einreise 

in die Niederlande beim Schmuggeln von Drogen erwischt und deswegen verurteilt sowie 

ein 10-jähriges Aufenthaltsverbot gegen ihn erlassen. Während seiner Haftstrafe wurde 

festgestellt, dass er sich mit HIV infiziert hatte und zudem an Hepatitis B litt. Dennoch 

waren sämtliche Rechtsmittel und sein Antrag auf einen Aufenthaltstitel aus medizinischen 

Gründen erfolglos. Laut einem medizinischen Bericht habe die medikamentöse 

Behandlung zu einer Verbesserung seines Immunsystems geführt, ein Absetzen könnte 

jedoch zu einem Rückfall führen. Eine Behandlung in Kolumbien sei grundsätzlich 

möglich, auch wenn es zu einer Wartezeit von bis zu einem Jahr kommen kann. Die 

niederländischen Behörden argumentierten zudem, dass der Beschwerdeführer in 

Kolumbien durch seine dort aufhältigen Familienangehörigen Unterstützung erfahren 

könne. Ein weiterer Bericht zeigte, dass sich seine Werte aufgrund der erhaltenen Therapie 

verbessert haben, die Erfahrung jedoch gezeigt habe, dass in 90% der Fälle ein Absetzen 

der Medikamente zum Tod des Patienten innerhalb eines Jahres geführt hat. 
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Der Gerichtshof befand dennoch, dass der Gesundheitszustand des Beschwerdeführers 

sowie die Umstände nicht den exzeptionellen Charakter wie im Fall D. aufweisen und 

erklärte die Beschwerde für unzulässig. Dass die Bedingungen in Kolumbien weniger 

günstiger sind als in den Niederlanden, sei nicht entscheidend. 

 

Im nächsten Fall setzte sich der Gerichtshof viel genauer mit der individuellen Situation 

der Beschwerdeführer auseinander als bei den Vorgängerentscheidungen.
197

 Der aus 

Tansania stammende Beschwerdeführer kam 1991 nach Schweden, um seiner Frau, die er 

kurz zuvor in der schwedischen Botschaft in Tansania geheiratet hatte, zu folgen. Im 

selben Jahr erfuhren beide von ihrer HIV Infektion. Von 1993 bis 1996 lebten sie 

zusammen in Tansania. Unmittelbar nach ihrer Rückkehr nach Schweden wurde ihr 

zweites gemeinsames Kind geboren. 1998 ließ sich das Paar scheiden. Im Jahr darauf 

wurde der Beschwerdeführer zu einer Haftstrafe verurteilt, da er mit drei Personen 

ungeschützten Geschlechtsverkehr hatte, ohne sie über seinen Gesundheitszustand 

aufzuklären. Zudem wurde eine Anordnung zur Ausweisung erlassen.  

 

2001 bescheinigte ein Arzt, dass aufgrund der Wiederaufnahme der antiretroviralen 

Therapie sich nun der Gesundheitszustand derart gebessert habe, dass seine Infektion 

derart nicht im Blut nachweisbar ist. Dennoch würde ein Absetzen der Medikamente zum 

Ausbruch von AIDS innerhalb von ein bis zwei Jahren sowie zu seinem Tod innerhalb von 

drei bis vier Jahren führen. Ein Bericht der Schwedischen Botschaft in Tansania besagte 

2003, dass es in den größeren Städten Therapiemöglichkeiten gegen AIDS für jene, die es 

sich leisten konnten, gebe.  

 

In seiner Beschwerde an den Gerichtshof brachte der Beschwerdeführer vor, dass er im 

Falle seiner Rückkehr seine Therapie nicht fortsetzen könne, da er einerseits am Land 

leben würde, wo es keine medizinischen Einrichtungen zur Versorgung von AIDS Kranken 

gebe und andererseits er sich die Behandlung nicht leisten könne. Zudem seien zwei seiner 

Geschwister bereits an AIDS gestorben und seine restlichen Geschwister lebten verstreut 

im ganzen Land. Versuche eine Beziehung mit ihnen aus dem Gefängnis heraus 

aufzubauen, seien gescheitert. Darüber hinaus sei familiäre Unterstützung unerheblich, da 

diese seinen Tod auch nicht verhindern könne.  
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Zunächst stellte der Gerichtshof fest, dass der Beschwerdeführer noch nicht an AIDS 

erkrankt sei. Weiters führte er aus, dass es ihm möglich sei, sich in einem Gebiet 

niederzulassen, wo es Behandlungsmöglichkeiten gibt, zumal er bereits früher eine Zeit 

lang in Arusha gelebt habe. Darüber hinaus habe er über zwei Jahre in Tansania gelebt, als 

er bereits von seiner Infektion gewusst habe. Betreffend die Beziehung zu seiner Familie in 

Tansania merkte der EGMR an, dass seine Kinder in Briefkontakt zu dieser stehen, 

weshalb es wohl auch ihm möglich sei, erneut Kontakt zu knüpfen und ihre Unterstützung 

zu erhalten. Aus all diesen Erwägungen lägen im konkreten Fall ebenfalls nicht die 

exzeptionellen Umstände vor, die zu einer Verletzung von Art 3 EMRK führen. Seine 

Beschwerde unter Artikel 8 EMRK
198

 war ebenfalls unzulässig. 

 

Eine weitere Unzulässigkeitsentscheidung betraf einen Staatsangehörigen aus Togo, dessen 

Asylanträge in den Niederlanden abgewiesen wurden.
199

 Während der Verfahren wurde 

seine HIV Infektion festgestellt und wurde ihm sogleich medizinische Behandlung 

gewährt. Die Durchführung seiner Abschiebung wurde zunächst für die Weiterführung 

seiner Therapie ausgesetzt. Nach zweijähriger Therapie stabilisierte sich sein 

Gesundheitszustand. Der Gerichtshof stellte nicht in Abrede, dass im Falle einer 

Absetzung der Medikamente seine Krankheit ein lebensbedrohliches Stadium erreichen 

würde. Berichten zufolge seien adäquate Behandlungsmöglichkeiten im Togo zwar 

vorhanden, aufgrund der Kosten können sich diese jedoch viele nicht leisten. Dennoch kam 

der Gerichtshof zu dem Schluss, dass die Beschwerde offensichtlich unbegründet ist, da 

sein Gesundheitszustand aktuell stabil ist, Behandlungsmöglichkeiten grundsätzlich 

vorhanden sind sowie seine Mutter und sein jüngerer Bruder im Togo leben. 

 

2006 traf der Gerichtshof eine Zulässigkeitsentscheidung im Fall eines 

somalischen/kenianischen
200

 Asylwerbers, der in Schweden ua wegen versuchten Mordes 

verurteilt worden war.
201

 Der Beschwerdeführer war bereits 1993 nach Schweden 

gekommen, wo kurz darauf eine HIV Infektion festgestellt wurde. Seit seiner Diagnose 

verbesserte sich sein Immunsystem trotz Behandlung in einer Spezialklinik nicht, da sein 

Virus gegen sämtliche Medikamente eine Resistenz entwickelt hatte. Deswegen erhielt er 

lediglich Medikamente, die die Ausbreitung des Virus im Körper verlangsamten. Dennoch 
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entwickelten sich bei ihm bereits mit AIDS im Zusammenhang stehende Krankheiten. 

Ohne diese spezielle Behandlung, die in Somalia und Kenia nicht erhältlich sei, würde er 

binnen kurzer Zeit sterben. Die Behandlungsmöglichkeiten in diesen Ländern waren für 

HIV Patienten zu diesem Zeitpunkt ohnehin schlecht oder gar nicht vorhanden. Zudem 

habe der Beschwerdeführer keine familiären Anknüpfungspunkte in diesen Ländern mehr. 

Der Fall wurde in weiterer Folge von der Liste gestrichen, da die schwedischen Behörden 

zwar seine Abschiebung nicht widerrufen hatten, ihm jedoch bis Ende 2008 eine vorläufige 

Aufenthaltserlaubnis gewährten.
202

 

 

5.2.2. Psychische Erkrankungen 

Bereits 1999 beschäftigte sich der EGMR mit der Frage, ob auch eine psychische 

Erkrankung eine Abschiebung unter dem Aspekt des Art 3 EMRK unzulässig machen 

kann.
203

 Der Beschwerdeführer, der sowohl die bosnische Staatangehörigkeit besaß als 

auch einen kroatischen Pass, stellte 1994 einen Asylantrag in Schweden. Sein Antrag 

wurde abgelehnt. Daraufhin legte er ein psychiatrisches Gutachten vor, wonach er unter 

einem Posttraumatischen Stress Syndrom litt und deswegen in Behandlung war. Eine 

Abschiebung würde demnach seinen psychischen Zustand verschlechtern und womöglich 

zu einem Selbstmord führen.  

 

Seine Beschwerde nach Art 4 des 4. ZP (Verbot der Kollektivausweisung) untersuchte der 

EGMR unter dem Blickwinkel des Art 3 EMRK. Da jedoch die schwedischen Behörden 

bereits aufgrund seines Gesundheitszustandes die Abschiebung für unbestimmte Zeit 

aufgeschoben hatten, erachtete der EGMR die Beschwerde für unzulässig. 

 

Im Fall Bensaid
204

 wird durch den EGMR endgültig klargestellt, dass neben HIV auch 

andere schwere Krankheiten in die Prüfung, ob eine aufenthaltsbeendende Maßnahme 

gegen Art 3 EMRK verstößt, einbezogen werden müssen.
205

 Der algerische 

Beschwerdeführer kam 1989 zunächst als Tourist in das Vereinigte Königreich und blieb 

danach aufgrund eines Studentenvisums im Vereinigten Königreich aufhältig. 1992 wurde 

er mangels Verlängerung seiner Aufenthaltsbewilligung zur Ausreise aufgefordert. 1993 

heiratete er eine britische Staatsbürgerin und erhielt eine unbefristete 
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Aufenthaltsbewilligung. Aufgrund eines Aufenthalts in Algerien verwirkte er dieses Recht 

und wurde ihm bei der Wiedereinreise der Aufenthalt verweigert und ihm das Eingehen 

einer Scheinehe vorgeworfen.
206

 

 

1994 wurde erstmals festgestellt, dass er an Schizophrenie litt. Aufgrund der Behandlung 

im Vereinigten Königreich hatte er die Krankheit und ihre Symptome ausreichend im Griff 

und war sein Zustand stabil. 1997 erlitt er einen Rückfall, weshalb seine Medikation 

umgestellt wurde.
207

 

 

Im Zuge des Rechtsmittelverfahrens brachte er vor, dass eine Abschiebung nach Algerien 

aufgrund seines psychischen Gesundheitszustandes eine unmenschliche und erniedrigende 

Behandlung darstellen würde. Die Behörden entgegneten jedoch, dass in einem 

Krankenhaus in Blida/Algerien die notwendigen Medikamente erhältlich seien und er 

dorthin gefahrlos reisen könne. Zudem würde eine Abschiebung nur bei Reisetauglichkeit 

und unter medizinischer Begleitung stattfinden. Laut einem vom Beschwerdeführer 

vorgelegten psychiatrischen Gutachten würde seine Abschiebung zu einem kompletten 

Rückfall seiner Symptome führen und würde es ihm in diesem Zustand unmöglich sei, 

Hilfe zu suchen. Daher sei es unbedingt erforderlich, dass die notwendige Behandlung 

ohne Hürden gleich nach seiner Rückkehr erhältlich ist, da die Krankheit sonst nicht 

effektiv bekämpft werden könne. Weiters würde sein Zustand dazu führen, dass er sich 

oder anderen Personen Schaden zufügen könnte. Darüber hinaus brachte er vor, dass seine 

Heimatregion sowie jene um das Krankenhaus, welches ca. 80 km von seinem Heimatdorf 

entfernt war, im Fokus terroristischer Aktivitäten und Gewalt stand, was eine Anreise 

erschwerte. In einem weiteren, von den Behörden angeforderten Gutachten wurde eine 

Verschlechterung des Zustandes des Beschwerdeführers festgestellt, da vor allem seine 

akustischen Halluzinationen stärker wurden. Deswegen wurde die Dosis seiner 

Medikamente erhöht, was zu einer Stabilisierung führte. Dennoch sei es eine Krankheit, 

die auch immer wieder dringende Hilfe benötige und ihn sein ganzes Leben 

beeinträchtigen werde. Mit der richtigen Behandlung und gut eingestellten Medikation 

könne eine Einweisung in eine psychiatrische Einrichtung verhindert werden. Im Falle 

einer Abschiebung sei die Prognose unsicher.
208
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Nach Wiederholung seiner bisherigen Judikatur, hielt der Gerichtshof zunächst fest, dass 

das Leiden, das mit einer Verschlechterung des Gesundheitszustandes des 

Beschwerdeführers verbunden ist, wie das Auftreten von Halluzinationen und die 

Beeinträchtigung des sozialen Lebens, grundsätzlich in den Anwendungsbereich von Art 3 

EMRK fallen kann. Das Risiko eines Rückfalles bestünde aber auch bei seinem Verbleib 

im Vereinigten Königreich, obgleich dieses durch die Abschiebung erhöht werde. Aus 

Sicht des Gerichtshofes seien die erforderlichen Medikamente in Algerien erhältlich, dass 

die Situation dort weniger vorteilhaft sei, sei nicht entscheidend. Die Argumente des 

Beschwerdeführers, dass er keine Unterstützung erhalte und die Anreise ins Krankenhaus 

mangels Auto sowie aufgrund der terroristischen Aktivitäten und des Glaubens seiner 

Eltern nahezu unmöglich sei, erachtete der Gerichthof für höchst spekulativ. Folglich liege 

keine Verletzung von Art 3 EMRK im Falle seiner Abschiebung vor.
209

 

 

Bensaid machte darüber hinaus eine Verletzung von Art 8 EMRK geltend. Nähere 

Ausführungen hierzu finden sich aus systematischen Gründen im Kapitel zu Art 8 EMRK. 

 

Trotz einstimmiger Entscheidung des Gerichtshofes gibt es ein Sondervotum von drei 

Richtern.
210

 Darin führen sie aus, dass sie nur zögerlich der Feststellung, dass Art 3 EMRK 

nicht verletzt ist, zugestimmt haben. Dies vor allem deshalb, weil der durch die 

Abschiebung ausgelöste Stress zu einer Verschlimmerung seiner bereits vorhandenen 

Symptome führen würde. Zudem sei strittig, ob die notwendigen Medikamente für ihn, 

sofern er nicht als Patient in einem Krankenhaus aufgenommen ist, erhältlich sind bzw die 

Kosten dafür erschwinglich sind. Weiters sei fraglich, ob die Anreise in das Krankenhaus 

überhaupt sicher und praktisch möglich sei. Dennoch seien die außergewöhnlichen 

Umstände wie in D. nicht erreicht, obwohl es starke und überzeugende humanitäre 

Überlegungen gäbe, die eine erneute Überprüfung der Abschiebungsentscheidung durch 

die nationalen Behörden rechtfertigen würde. 

 

Im Jahr darauf behandelte der EGMR die Beschwerde eines Ehepaares aus dem Iran.
211

 

Ein Jahr nach ihrer Ankunft in Schweden wurden bei der Ehefrau Depressionen mit 

schweren psychotischen Symptomen festgestellt. Darüber hinaus litt sie an Halluzinationen 

und benötigte dringende Behandlung in einer geschlossenen Einrichtung aufgrund des 
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hohen Selbstmordrisikos. Da unsicher war, inwiefern ihre Erlebnisse im Iran kausal für 

ihren Zustand waren, ein aktuelles Gutachten nicht von einer Außerlandesbringung abriet 

und sie nicht vorbrachte, dass es keine Behandlungsmöglichkeiten dort gab, wurde die 

Beschwerde für unzulässig erklärt. 

 

Zwei Jahre später wies der Gerichtshof die Beschwerde von Kosovo-Albanern, von denen 

einer aufgrund seiner psychischen Probleme stationär in einem Krankenhaus behandelt 

wurde, als unzulässig zurück.
212

 Berichten zufolge könne sein Zustand im Kosovo nicht 

zufriedenstellend behandelt werden, jedoch zeigen die aktuellen Entwicklungen, dass sich 

die Betreuungssituation für psychisch erkrankte Personen signifikant verbessert habe. Dass 

die Umstände im Kosovo weniger vorteilhaft waren, als in den Niederlanden, sei nicht 

ausschlaggebend, weswegen der Fall nicht mit einer AIDS Erkrankung im Endstadium 

vergleichbar sei. 

 

Im gleichen Jahr beschäftigte sich der Gerichtshof mit einer Familie, die angab, nach ihrer 

Rückkehr von Deutschland nach Bosnien Opfer von Belästigungen und Übergriffen 

geworden zu sein.
213

 Die Mutter sei vergewaltigt und der Vater mehrmals geschlagen 

worden. Alle vier Beschwerdeführer brachten vor, aufgrund der traumatischen Ereignisse 

an psychischen Problemen zu leiden. Beide Eltern mussten in psychiatrischer 

Notfallversorgung behandelt werden. Die Kinder litten unter dem sogenannten typischen 

„Bosnien Syndrom“ und benötigten Langzeitbehandlung. Ärzten zufolge hätte eine 

Abschiebung fatale Konsequenzen für die Kinder. Die Familie erhielt in Schweden sowohl 

Familien- als auch Einzeltherapie, damit die Eltern wieder ihre elterlichen Pflichten 

wahrnehmen konnten, um die Familieneinheit wieder herzustellen und um sie auf ihre 

Rückkehr nach Bosnien vorzubereiten. Da die Familie untertauchte, wurde die Therapie 

unterbrochen. 

 

Dazu hielt der Gerichtshof fest, dass sämtliche Familienmitglieder aufgrund der 

traumatischen Erlebnisse und der Unsicherheit ihrer Lebenssituation an ernstzunehmenden 

psychischen Problemen leiden. Dennoch sei im Entscheidungszeitpunkt keine schwere 

Depression oder Selbstmordgefährdung festzustellen. Der medizinische Standard in 

Bosnien sei zwar nicht mit jenem in Schweden vergleichbar, jedoch gebe es in Bosnien 
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Gesundheitszentren auch für psychische Erkrankungen sowie Projekte, die die Versorgung 

vor Ort diesbezüglich verbessern sollen. Da sich zudem der Gesundheitszustand der 

Familie trotz bereits erfolgter Abschiebung nicht verschlechtert hatte, erklärte der 

Gerichtshof die Beschwerde nach Art 3 EMRK für unzulässig. 

 

Zur Relevanz einer Suizidgefahr äußerte sich der Gerichtshof im Fall Dragan.
214

 

Bezugnehmend auf bereits vorher getroffene Entscheidungen
215

 verwies der Gerichtshof 

darauf, dass eine Suiziddrohung den Vertragsstaat nicht an der Durchführung einer 

Abschiebung hindere, wenn geeignete Maßnahmen getroffen werden, den Suizid zu 

verhindern. Zudem könne die Hepatitis Erkrankung der ersten Beschwerdeführerin in 

Rumänien behandelt werden. 

 

In einem weiteren Fall beschäftigte sich der Gerichtshof mit der Relevanz eines 

Posttraumatischen Stresssyndroms sowie einer schweren Depression im Licht von Art 3 

EMRK.
216

 Der zweite Beschwerdeführer war noch minderjährig und wurde in der Ukraine 

entführt und vergewaltigt. Sein Vater und seine Großeltern wurden ermordet, woraufhin er 

mit seiner Mutter nach Finnland fuhr, wo sie einen Asylantrag stellten. Dort musste er 

mehrmals wegen seines psychischen Gesundheitszustandes sowie aufgrund von 

Selbstmordgefahr zwangsweise in ein psychiatrisches Krankenhaus eingeliefert werden. 

Ärzten zufolge benötigte sein Zustand jahrelange Behandlung und Therapie. Dazu hielt der 

Gerichtshof fest, dass der Beschwerdeführer die ersten eineinhalb Jahre in Finnland keine 

Behandlung seiner psychischen Probleme erhielt. Zudem seien die Entführung sowie die 

psychischen Probleme erst nach dem zweiten Asylantrag vorgebracht worden. Weiters 

stellte der EGMR fest, dass die notwendige medizinische Behandlung in der Ukraine 

erhältlich ist. Auch wenn die Abschiebung psychischen Stress verursache, werde nicht die 

hohe Schwelle des Art 3 EMRK erreicht, weshalb die Beschwerde unzulässig sei.  
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Noch im selben Jahr traf der Gerichtshof in einem ähnlich gelagerten Fall ebenfalls eine 

Unzulässigkeitsentscheidung.
217

 Der Fall betraf eine türkische Staatsangehörige, die 

aufgrund einer Vergewaltigung ebenso an einer psychischen Erkrankung litt und 

selbstmordgefährdet war. Da eine Retraumatisierung im Falle einer Abschiebung nicht 

feststand und keine Anzeichen bestanden, dass die deutschen Behörden sie abschieben 

würden, solange aufgrund ihres psychischen Zustandes eine unmittelbare Gefahr für ihr 

Leben oder ihre Gesundheit bestand, war die Beschwerde unzulässig. 

 

In diese Reihe an ähnlich gelagerten Fällen reiht sich auch die Beschwerde eines sri- 

lankischen Staatangehörigen, der ebenfalls angab, dass er aufgrund der traumatischen 

Erlebnisse und der Folter in Sri Lanka an einer posttraumatischen Belastungsstörung litt 

und sich sein Gesundheitszustand im Falle einer Abschiebung verschlechtern würde.
218

 Da 

es in Sri Lanka spezielle Programme für traumatisierte Patienten gab und die Eltern des 

Beschwerdeführers dort noch lebten und ihn daher unterstützen konnten, war auch diese 

Beschwerde wegen offensichtlicher Unbegründetheit unzulässig.  

 

Am selben Tag wurde eine weitere Beschwerde gegen die Niederlande für unzulässig 

erklärt.
219

 Laut ärztlichen Berichten litten die mazedonischen Beschwerdeführer an 

psychischen Problemen, wie ua Depressionen, ausgelöst durch ihre unsichere Situation und 

den ungeklärten Aufenthaltsstatus. In den Niederlanden erhielten sie dagegen 

Medikamente und eine Therapie, die jedoch keine Verbesserung bewirkten. Der 

Gerichtshof stellte fest, dass Psychotherapie eine übliche Form von Behandlung in 

Mazedonien ist und auch einige Medikamente gegen psychische Erkrankungen dort 

erhältlich sind. Zudem litten die Beschwerdeführer an keiner tödlich verlaufenden 

Krankheit und konnten bei ihrer Rückkehr die Unterstützung durch ihre dort aufhältigen 

Verwandten erwarten. Gleiches galt im Fall von ethnischen Albanern aus dem Kosovo, die 

ihre Kriegstraumata als Abschiebehindernisse vorbrachten.
220

 

 

Ende 2015 entschied der Gerichthof im Fall eines Togolesen, der an Schizophrenie litt.
221

 

Aufgrund seines Zustandes befand er sich zum Entscheidungszeitpunkt noch in einer 

psychiatrischen Klinik, da ihm anfangs wegen seiner mangelnden Einsicht die 
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notwendigen Medikamente zwangsweise verabreicht werden mussten. Einem Gutachten 

zufolge würden bei Abbruch der Medikation sofort wieder Symptome auftreten und würde 

er eine Gefahr für andere darstellen. Zudem benötigte er kontinuierliche soziale 

Unterstützung. Der Gerichtshof stellte fest, dass in Togo Medikamente gegen seine 

Krankheit, wenn auch gegen Bezahlung, erhältlich seien. Eine Verschlechterung seines 

Zustandes im Falle einer Abschiebung stufte er als höchst spekulativ ein. Ohne auf die 

Möglichkeit einer familiären Unterstützung vor Ort im Hinblick auf Artikel 3 EMRK 

einzugehen, erklärte der EGMR die Beschwerde für unzulässig. 

 

Die Beschwerde eines Bangladeschis, der aufgrund von Folterungen und 

Vergewaltigungen unter posttraumatischen Belastungsstörungen und schweren 

Depressionen litt, wurde für offensichtlich unzulässig erklärt.
222

 Trotz psychiatrischer 

Behandlung in Schweden und Verabreichung von Medikamenten verbesserte sich sein 

Zustand nicht und war er selbstmordgefährdet, wenngleich er keinen Selbstmordversuch 

unternahm. Da es jedoch in Bangladesch Behandlungsmöglichkeiten gab, wie 

insbesondere ein Rehabilitationszentrum für Folteropfer, und eine Abschiebung laut 

Behörden nur durchgeführt werde, wenn es sein Zustand erlaubt, sowie bei einer 

Abschiebung alle möglichen Maßnahmen für seine Bedürfnisse ergriffen werden würden, 

war die Beschwerde unzulässig. 

 

Ebenso wurde die Beschwerde einer Iranerin, die geltend machte, dass ihre Abschiebung 

aufgrund ihres schlechten psychischen Zustandes einen irreparablen Schaden verursachen 

und somit Art 3 EMRK verletzen würde, für unzulässig erklärt.
223

 Die Beschwerdeführerin 

litt unter schweren Depressionen und gab an, Selbstmordpläne zu haben. Der Gerichtshof 

stellte jedoch fest, dass sie deswegen nicht in regelmäßigem Kontakt mit einem Arzt war 

und sich auch keiner Behandlung unterzog. Zudem brachte sie nicht vor, dass es keine 

Behandlungsmöglichkeiten im Iran gebe. Bezüglich der Selbstmordgefahr führte der 

Gerichtshof aus, dass eine Selbstmorddrohung nicht zur Unzulässigkeit einer Abschiebung 

führe, solange Vorkehrungen getroffen werden, um diesen zu verhindern. 
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Ebenso lagen im Fall eines russischen Beschwerdeführers, der bereits zwei 

Selbstmordversuche hinter sich hatte, die außergewöhnlichen Umstände nicht vor.
224

 Dazu 

hielt der Gerichtshof fest, dass der Beschwerdeführer hauptsächlich aufgrund seiner 

unsicheren Lebenssituation an psychischem Stress litt. Er wurde jedoch deswegen nie in 

eine geschlossene Einrichtung eingewiesen und unterzog sich auch keiner speziellen 

Therapie. Außerdem gebe es auch Behandlungsmöglichkeiten in Russland und könne ihm 

sein dort lebender Vater helfen. Bei der bereits einmal erfolgten Abschiebung habe es 

keine Zwischenfälle gegeben.  

 

Offensichtlich unbegründet war auch die Beschwerde einer Romafamilie aus Serbien.
225

 

Manche ihrer Kinder waren durch die Erlebnisse im Krieg schwer traumatisiert, besonders 

bei einem Kind war der Zustand ernst und Selbstmordgefahr gegeben, allerdings keine 

akute. Artikel 3 EMRK sei auch hier nicht berührt, zumal es Behandlungsmöglichkeiten in 

Serbien gebe. 

 

Gleichlautend entschied der EGMR im darauffolgenden Jahr.
226

 Die vom türkischen 

Beschwerdeführer vorgebrachten psychischen Probleme, wie ua auch Suizidgefahr, 

vermochten nicht die hohe Schwelle für eine Verletzung von Art 3 EMRK zu erreichen. 

 

5.2.3. Sonstige Erkrankungen 

Im Jahr 1998 hatte die Kommission über die Zulässigkeit der Beschwerde eines 

Asylwerbers aus Angola unter Berufung auf Art 2 und 3 EMRK zu entscheiden.
227

 Der 

Beschwerdeführer legte im Rahmen seines Asylverfahrens in der Schweiz ein 

medizinisches Gutachten vor, wonach er aufgrund seiner Diabeteserkrankung regelmäßig 

Insulinspritzen benötige und ohne korrekte Behandlung ein Überleben nicht möglich sei. 

Die Kommission erachtete die Beschwerde für unzulässig. Begründend führte sie dazu aus, 

dass keine außergewöhnlichen Umstände gegeben seien, da der Beschwerdeführer bereits 

zuvor in Angola für seine Erkrankung Tabletten erhalten hatte und er daher auch im Falle 

seiner Rückkehr medizinische Versorgung bekommen könne, da diese grundsätzlich 

vorhanden sei, wenn auch zu hohen Kosten. Zudem würden die Schweizer Behörden die 
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Behandlungskosten für sechs Monate übernehmen. Außerdem seien seine beiden Eltern 

noch in Angola wohnhaft. Der Gerichtshof folgte ein Jahr später dieser Argumentation.
228

 

 

Jahre später beschäftigte sich der Gerichtshof mit der Beschwerde eines algerischen 

Staatsangehörigen, worin argumentiert wurde, dass eine Abschiebung Art 3 EMRK auch 

aufgrund einer vorliegenden Hepatitis C Erkrankung verletzen kann.
229

 Der Antragsteller 

kam 1960 mit seinen Eltern nach Frankreich. Sämtliche seiner Geschwister wurden dort 

geboren und hatten die französische Staatsbürgerschaft. Er wurde mehrmals wegen 

Diebstahl und Drogendelikten verurteilt, zuletzt wurde festgestellt, dass er eine 

Schlüsselrolle in einem Drogenschmugglerring innehatte. Folglich wurde gegen ihn eine 

permanente Abschiebungsanordnung erlassen. Er litt bereits längere Zeit an chronischer 

Hepatitis, befand sich jedoch nicht in Behandlung deswegen. Allfällig notwendige 

Medikamente seien in Algerien nicht erhältlich. 

 

Entgegen einer aufrechten vorläufigen Maßnahme des EGMR
230

 schob Frankreich den 

Beschwerdeführer nach Algerien ab. Trotz späterer Aufhebung der 

Abschiebungsanordnung konnte er nicht mehr nach Frankreich reisen, da ihm die 

algerischen Behörden keinen Reisepass ausstellten. 
231

 Sein Rechtsanwalt gab zudem an, 

dass es ihm seit der Abschiebung nicht mehr möglich war, den Beschwerdeführer zu 

kontaktieren. 

 

Zunächst beschäftigte sich der EGMR mit dieser Beschwerde unter Art 3 EMRK. Dazu 

hielt er fest, dass der Gesundheitszustand des Beschwerdeführers keinen unmittelbaren 

Anlass für Beunruhigung gab, da er 10 Jahre lang nicht bei Untersuchungen oder in 

Behandlung diesbezüglich war, auch während seiner Anhaltung in Frankreich suchte er 

deswegen keinen Arzt auf. Weiters konnte er nicht nachweisen, dass er in Algerien nicht 

behandelt werden könnte. Dass die Behandlung schwerer zugänglich sei, sei nicht 
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ausschlaggebend. Der Gerichtshof anerkannte zwar, dass der Beschwerdeführer an einer 

ernstzunehmenden Krankheit litt, stellte jedoch keine Verletzung von Art 3 EMRK fest.
232

 

Weiters fand er auch keine Verletzung von Art 8 EMRK.
233

 

 

Da der Gerichtshof allerdings durch die Abschiebung des Beschwerdeführers nach 

Algerien von einer angemessenen Prüfung sämtlicher Umstände des Einzelfalls abgehalten 

wurde, kam er jedoch zu dem Schluss, dass Frankreich seine Verpflichtungen unter Art 34 

EMRK
234

 verletzt hatte und somit den Beschwerdeführer an der effektiven Ausübung 

seines Rechts auf eine Individualbeschwerde gehindert hatte.
235

 

 

Die Beschwerde einer bosnischen Familie, deren Sohn am Down-Syndrom litt, wurde 

ebenfalls für unzulässig erklärt.
236

 Zusätzlich hatte der vierjährige Sohn Epilepsie, weshalb 

er sein Sprachvermögen komplett verloren und auch Schluckprobleme hatte. Durch die in 

Schweden erfolgte Therapie konnten Fortschritte erzielt und etwas Lebensqualität 

gewonnen werden. Bezüglich der Behandlungs- und Therapiemöglichkeiten in Bosnien 

wurde festgestellt, dass es spezielle Programme gebe, jedoch nicht gesichert sei, dass der 

Beschwerdeführer einen Platz erhalte. Der Gerichtshof wiederholte in diesem 

Zusammenhang, dass die Tatsache, dass der Behandlungsstandard im Zielstaat niedriger ist 

und die Behandlung teurer und auch nicht gleich verfügbar ist, kein 

Entscheidungskriterium sei. Außerdem könne das Down-Syndrom nicht mit dem 

Endstadium einer tödlichen Krankheit verglichen werden. 

 

5.3. N. gg. das Vereinigte Königreich
237

 

Mehr als 11 Jahre nach dem Fall D. widmete sich der EGMR erneut dem Thema 

Abschiebung einer AIDS Kranken im Rahmen eines Urteils. Offensichtlich aufgrund der 

Wichtigkeit des Falles wurde dieser der Großen Kammer zugeteilt. 
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5.3.1. Sachverhalt 

Die Beschwerdeführerin stammte aus Uganda und kam 1998 in das Vereinigte Königreich, 

wo sie einen Asylantrag stellte. Kurz nach ihrer Einreise stellte man ihre schwere 

Erkrankung fest und zwar litt sie an einer mit HIV verbundenen erheblichen 

Immunsuppression sowie an disseminierten Tuberkulosebakterien. Wenig später trat 

zusätzlich eine mit AIDS verbundene Krebserkrankung (Kaposi-Sarkom) auf. Aufgrund 

der im Vereinigten Königreich erhaltenen Therapie stabilisierte sich ihr Zustand. Einem 

Gutachten aus dem Jahr 2001 zufolge würde ihre Lebenserwartung ohne regelmäßige 

Behandlung und die richtige Kombination an Medikamenten weniger als ein Jahr 

betragen.
238

 

 

Ihr Asylantrag wurde abgewiesen, ihre Beschwerde aus medizinischen Gründen jedoch 

zunächst zugelassen, in weiterer Folge allerdings ebenso abgewiesen, da nach Ansicht der 

Behörden medizinische Versorgung in Uganda möglich sei. Ein Richter des 

Berufungsgerichtes führte aus, dass es nicht eindeutig sei, dass die einzige mögliche 

Schlussfolgerung im vorliegenden Fall die Nichtanwendbarkeit von Art 3 EMRK sei, 

zumal es praktisch sicher sei, dass sich ihre Lebenserwartung im Falle einer Abschiebung 

dramatisch reduziere.
239

 Sämtliche Rechtsmittel blieben erfolglos, weswegen sie eine 

Verletzung von Art 3 und 8 EMRK vor dem EGMR geltend machte. 

 

Zu der Möglichkeit der medizinischen Behandlung von HIV in Uganda stellte der 

Gerichtshof fest, dass diese aufgrund der finanziellen Ressourcen limitiert sei und auch die 

Infrastruktur für die effektive Verabreichung fehle. Nur die Hälfte jener, die Therapie 

benötigen, erhalten diese auch. Zudem gebe es ein signifikantes Missverhältnis zwischen 

städtischen und ländlichen Gebieten.
240

 

 

Die Regierung brachte unter Berufung auf die bisherige Judikatur des EGMR vor, dass 

sich aus diesen Fällen lediglich die Verpflichtung eines würdevollen Todes und nicht jene 

der Lebensverlängerung ableite. Weiters schütze die EMRK lediglich bürgerliche und 

politische Rechte und können damit - auch „nicht durch die Hintertüre“ - keine 

ökonomischen oder sozialen Grundrechte durchgesetzt werden.
241
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Die Beschwerdeführerin entgegnete, dass es eine starke Diskrepanz zwischen ihrem 

aktuellen Gesundheitszustand und dem akuten Leiden, dem sie im Fall einer Abschiebung 

ausgesetzt wäre, gebe. Fünf ihrer sechs Geschwister seien bereits an AIDS gestorben, 

weswegen sie aus erster Hand wisse, dass in Uganda lediglich versucht werden könne, die 

Symptome dieser Erkrankung zu mildern.
242

 

 

Die Helsinki Foundation for Human Rights schloss sich dem Verfahren als 

Drittintervenientin an und hob in ihren schriftlichen Kommentaren einige Aspekte hervor, 

die bei der Prüfung, ob eine exzeptionelle Situation vorliegt, berücksichtigt werden 

sollten.
243

 So sollte jemandem, dem im Aufenthaltsstaat antiretrovirale Therapie gewährt 

wurde, auch eine Möglichkeit auf Fortführung dieser Behandlung gegeben werden, da er 

auf wohlerworbene Rechte vertrauen können muss. Weiters seien die gesundheitlichen 

Folgen sowie die Lebenserwartung bei Abbruch der Therapie und die tatsächliche 

Möglichkeit der konkret betroffen Person, im Zielstaat Behandlung zu erhalten, zu 

berücksichtigen. Letztlich ist auch eine allfällige finanzielle Unterstützung durch den 

Vertragsstaat für die Weiterführung der Behandlung im Herkunftsstaat in die Prüfung 

einzubeziehen. 

 

5.3.2. Rechtliche Beurteilung 

Der EGMR nutzte diesen Fall, um seine bisherige Rechtsprechung zur Abschiebung von 

an HIV/AIDS erkrankten Fremden, wie insbesondere den Fall D., darzustellen und 

klarzustellen.
244

 Er selbst stellte fest, dass er seit dieser Grundsatzentscheidung keine 

Verletzung von Art 3 EMRK in diesem Zusammenhang mehr festgestellt hatte. 

Zusammenfassend ergeben sich aus der Judikatur folgende Prinzipien: 

 

 Ein Fremder, dem die Abschiebung droht, kann sich nicht auf den Verbleib im 

Vertragsstaat berufen, um medizinische, soziale oder eine andere Form von 

Unterstützung zu erhalten. 

 Die Tatsache, dass sich die Lebenserwartung des Fremden durch die Abschiebung 

erheblich verringert, ist an sich nicht ausschlaggebend, um eine Verletzung von 

Art 3 EMRK zu begründen. 
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 Die Abschiebung eines Fremden, der an einer schwerwiegenden physischen oder 

psychischen Krankheit leidet, in einen Staat, in dem die 

Behandlungsmöglichkeiten schlechter sind als im Vertragsstaat, kann nur in 

besonders außergewöhnlichen Fällen bei Vorliegen zwingender humanitärer 

Gründe gemäß Art 3 EMRK von Relevanz sein.
245

  

 

Auch wenn bisher derartige außergewöhnliche Umstände nur im Fall D. vorlagen, schloss 

der Gerichtshof nicht aus, dass diese auch in anderen Fällen gegeben sein können. 

Dennoch soll die festgelegte hohe Schwelle erhalten bleiben, da in diesen Fällen der 

Schaden nicht vom Handeln eines Staates oder einer Privatperson ausgehe, sondern von 

einer Krankheit und den mangelnden Ressourcen die erkrankte Person ausreichend im 

Zielstaat zu behandeln.
246

 

 

Weiters führte er aus, dass die Konvention den Schutz von bürgerlichen und politischen 

Rechten zum Ziel habe, auch wenn manche dieser Rechte auch soziale oder ökonomische 

Implikationen haben. Der gesamten Konvention sei systemimmanent, dass jedenfalls eine 

faire Abwägung zwischen den Allgemeininteressen und der Notwendigkeit des Schutzes 

der Rechte des Individuums vorgenommen werden muss. Art 3 EMRK enthalte keine 

Verpflichtung der Vertragsstaaten zur unlimitierten Gesundheitsversorgung von Fremden, 

da ihnen damit eine zu große Last aufgebürdet werden würde.
247

 

 

Dennoch gelten die oben angeführten Prinzipien nicht nur bei an HIV/AIDS erkrankten 

Fremden, sondern auch in anderen Fällen, in denen der abzuschiebende Fremde an einer 

schwerwiegenden physischen oder psychischen Krankheit leidet, die Schmerzen und eine 

verringerte Lebenserwartung verursacht sowie eine fachgerechte Behandlung benötigt, die 

im Zielstaat nicht oder nur zu beträchtlichen Kosten erhältlich ist.
248

 

 

Zum konkreten Fall selbst hielt der EGMR relativ kurz, ohne wirklich genau auf die 

individuellen Umstände und den Unterschied zu D. einzugehen, fest, dass die 

exzeptionellen Umstände, die einen Verbleib im Vertragsstaat aus Gründen des Art 3 

EMRK erforderlich machen, nicht gegeben seien. Dazu stellte er fest, dass die 
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Beschwerdeführerin neun Jahre lang medizinische Versorgung erhalten habe, wodurch sie 

ihre Krankheit weitgehend im Griff hatte und sie bei weiterer Behandlung für Dekaden 

stabil sein könne. Es gebe jedoch keine Verpflichtung sie weiterhin zu versorgen. Aktuell 

sei sie transportfähig und befinde sich in keinem kritischen Zustand. Bei Absetzen der 

Therapie würde sich ihr Zustand rapid verschlechtern und zu ihrem Tod innerhalb weniger 

Jahre führen. Zur Gesundheitsversorgung in Uganda stellte der EGMR fest, dass 

medizinische Behandlungsmöglichkeiten grundsätzlich erhältlich seien, jedoch nur die 

Hälfte der Bedürftigen die notwendige Behandlung auch tatsächlich bekommen. Weiters 

erscheine es, dass sie Familie in Uganda habe.
249

 

 

Zur geltend gemachten Verletzung von Art 8 EMRK führte der EGMR lediglich in einem 

Satz aus, dass es nicht notwendig sei, diese zu untersuchen, da sich diesbezüglich kein 

gesondertes Problem ergab.
250

 

 

5.3.3. Sondermeinungen 

Drei Richter schlossen sich nicht der Entscheidung der Mehrheit an und verfassten eine 

abweichende Meinung, die beinahe so umfangreich ist, wie das Urteil selbst.
251

 Aufgrund 

einer eingehenden Analyse der bisherigen Rechtsprechung kamen sie zu dem Ergebnis, 

dass im vorliegenden Fall sehr wohl die exzeptionelle Schwere erreicht ist und 

substantielle Gründe für eine Verletzung von Art 3 EMRK im Fall einer Abschiebung 

vorliegen.
252

 

 

Zunächst betonten sie, dass Art 3 EMRK auch dann betroffen sein kann, wenn die Ursache 

der Verletzung eine natürlich vorkommende Krankheit ist, solange ein Minimum an 

Schwere erreicht ist.
253

 Besorgt stellten sie fest, dass sich die Mehrheit weniger von 

rechtlichen, sondern mehr von politischen Erwägungen leiten ließ und zwar jenen, dass die 

Konvention grundsätzlich auf den Schutz bürgerlicher und politischer Grundrechte 

gerichtet ist. Dabei würden sie den integrierten Zugang zur Konvention, dass die in ihr 

enthaltenen Rechte auch eine soziale Dimension aufweisen, außer Acht lassen. Dennoch 
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ginge es im konkreten Fall nicht um soziale und ökonomische Grundrechte, sondern um 

den Kern der fundamentalen bürgerlichen Rechte, dem Folterverbot.
254

  

 

Weiters traten sie der Argumentation der Notwendigkeit einer Interessenabwägung 

entschieden entgegen und unterstrichen den absoluten Charakter von Art 3 EMRK.
255

 Die 

Begründung, eine gegenteilige Entscheidung würde im Hinblick auf eine unlimitierte 

Gesundheitsversorgung von unrechtmäßig aufhältigen Fremden den Vertragsstaaten eine 

zu große Last aufbürden und somit Europa zum Anlaufpunkt von medizinischer 

Immigration machen, widerlegten die drei Richter mit der Statistik der beantragten 

vorläufigen Maßnahmen. Lediglich ein geringer Anteil dieser Antragsteller war an HIV 

erkrankt. Derartige Überlegungen würden dem absoluten Charakter von Art 3 EMRK 

zuwider laufen.
256

 

 

Bezüglich der Fakten des Falles hoben sie hervor, dass die spezielle Rezeptur von 

antiretroviralen Medikamenten, die die Beschwerdeführerin im Vereinigten Königreich 

erhielt, in Uganda nicht erhältlich sei. Ihre Lebenserwartung würde sich von mehreren 

Jahrzehnten mit guter Lebensqualität auf ein bis zwei Jahre verbunden mit akutem 

geistigem und körperlichem Leiden reduzieren. Zudem wusste die Beschwerdeführerin 

zum Zeitpunkt ihrer Einreise noch nichts von ihrer Erkrankung. Darüber hinaus sei HIV in 

Uganda weit verbreitet und steige die Anzahl an Personen, die eine Therapie benötigen, 

stetig. Die Qualität der medizinischen Versorgung sei daher nicht nur von der 

Erhältlichkeit der Medikamente abhängig, sondern auch von der Verfügbarkeit 

ausreichender Ärzte, da die spezielle Medikation ständiger Beobachtung bedarf.
257

 

 

Zur Verletzung von Art 3 EMRK verwiesen sie zunächst auf die innerstaatliche 

Entscheidung des House of Lords, wonach es Aufgabe des EGMR sei zu entscheiden, ob 

die bisherige Rechtsprechung zum Thema Abschiebung von erkrankten Fremden aufgrund 

der moderneren Gegebenheiten überholt ist.
258

 Im Vergleich zur Entscheidung der 

Kommission im Fall B.B.
259

 sehen sie im konkreten Fall einen klaren Rückschritt.
260

 In 
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weiterer Folge führten sie aus, dass die Fakten im gegenständlichen Fall sich nicht derart 

vom Fall D. unterscheiden, sodass auch ein anderes Ergebnis notwendig sei. Aus ihrer 

Sicht schließt die Tatsache, dass die Beschwerdeführerin gesund genug für die 

Abschiebung ist, nicht automatisch eine mögliche Verletzung von Art 3 EMRK aus. Im 

Fall D. sei der Mangel an moralischer Unterstützung lediglich als Zusatzargument 

angeführt worden, da die Abschiebung „ins Totenbett“ an sich schon ausreichend für die 

Feststellung einer Verletzung ist. Aufgrund der oben angeführten extremen Fakten, wie der 

sichere frühe Tod, seien daher im Fall N. gleichwertige zwingende Gründe gegeben, die 

eine Abschiebung unzulässig machen.
 261

 

 

Zu einer Verletzung von Art 8 EMRK hielten sie fest, dass bei einer bereits festgestellten 

Verletzung von Art 3 EMRK es grundsätzlich verständlich sei, dass die zusätzliche 

Beschwerde unter Berufung auf Art 8 EMRK nicht mehr behandelt werde. Im 

vorliegenden Fall hätte jedoch mangels Feststellung einer Art 3 EMRK Verletzung die 

Situation der Beschwerdeführerin im Hinblick auf Art 8 EMRK genau geprüft werden 

müssen, zumal diese Bestimmung ua das Recht auf die physische und psychische Integrität 

schützt.
262

 

 

5.4. Judikatur nach N. 

Auch nach dem Urteil N. musste der EGMR in einer Reihe von Fällen betreffend die 

Abschiebung von schwer erkrankten Fremden Entscheidungen treffen. Eine Verletzung 

von Art 3 EMRK stellte er jedoch bis Ende 2016 in keinem dieser Fälle fest. 

 

Nur ein Monat nach N. entschied der EGMR, dass die Beschwerde eines kongolesischen 

Staatsangehörigen, der an AIDS erkrankt war, unzulässig ist.
263

 Beim Beschwerdeführer 

war AIDS bereits voll ausgebrochen, aufgrund der im Vereinigten Königreich erhaltenen 

Medikamente hatte sich sein Zustand stabilisiert. Antiretrovirale Medikamente seien 

grundsätzlich in der Republik Kongo erhältlich, wenn auch nicht jenes, das er aktuell 

erhalte und grundsätzlich besser wirke. Zudem könne er vor Ort familiäre Unterstützung 

erlangen. Der EGMR hielt fest, dass sich die Umstände im vorliegenden Fall von jenen im 
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Fall N. unterschieden, weswegen die Beschwerde als offenbar unbegründet 

zurückzuweisen war. 

 

Im gleichen Jahr wurde auch der Fall eines Beschwerdeführers aus Sri Lanka für 

unzulässig erklärt, da psychische Erkrankungen in Sri Lanka weit verbreitet seien, 

weswegen die Versorgung vor Ort vor allem durch spezialisierte Kliniken einen hohen 

Standard aufweise und es aktuell keine Selbstmordgefährdung gebe.
264

 Die Beschwerde 

eines staatenlosen Palästinensers, der ein ähnliches Vorbringen hatte, wurde gleichwohl als 

unzulässig erklärt.
265

 Auch die geplante Abschiebung eines afghanischen 

Beschwerdeführers, der unter einer posttraumatischen Belastungsstörung, Angstgefühlen 

und Depressionen litt und daher einer hohen Selbstmordgefährdung ausgesetzt war, wurde 

als unzulässig erachtet.
266

 Der Gerichtshof hielt dazu fest, dass die medizinische 

Versorgung von psychischen Erkrankungen in Afghanistan möglich sei und sein 

Gesundheitszustand nicht die hohe Schwelle von Artikel 3 EMRK erreiche.
267

  

 

In diese Entscheidungslinie reiht sich auch der Fall einer pakistanischen Staatsangehörigen 

ein, die an einer schweren Depression und einer damit einhergehenden 

Selbstmordgefährdung litt.
268

 Wie bereits sechs Jahre zuvor wurde ebenso die Beschwerde 

eines Bangladeschis, der an paranoider Schizophrenie litt, für offensichtlich unbegründet 

erklärt.
269

 In seiner Begründung führte der EGMR aus, dass mangels aktueller 

medizinischer Unterlagen und Berichte, ob die notwendigen Medikamente erhältlich sind, 

nur spekuliert werden könne. Jedoch konnte der Beschwerdeführer auch nicht nachweisen, 

dass er keinerlei Behandlung und soziale Unterstützung in Bangladesch - falls überhaupt 

notwendig - erhalten würde. 

 

Ebenso wurde die Beschwerde einer nigerianischen Staatsangehörigen, die an einer 

Herzerkrankung litt, zu ihrer Behandlung jedoch nur Betablocker benötigte, als unzulässig 

zurückgewiesen, da es in Nigeria eine adäquate Gesundheitsversorgung gibt.
270

 Kurz 
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darauf wurden die Herzprobleme eines ruandischen Beschwerdeführers nicht als 

schwerwiegend genug angesehen, um einer Abschiebung entgegen zu stehen.
271

  

 

Eine weitere Unzulässigkeitsentscheidung betraf einen irakischen Beschwerdeführer, der 

an einer Nierenerkrankung litt. Begründend wurde dazu ausgeführt, dass diese Erkrankung 

nicht mit einer AIDS Erkrankung vergleichbar sei.
272

  

 

Am Ende desselben Jahres entschied der Gerichtshof im Fall einer an im fortgeschrittenen 

HIV Stadium infizierten Kamerunerin, dass ihre Abschiebung in ihr Herkunftsland nicht 

Artikel 3 EMRK verletzen würde.
273

 Aufgrund einer Medikamentenresistenz musste sie in 

Belgien auf eine Kombination von zwei neuen Medikamenten umgestellt werden. Diese 

seien zwar grundsätzlich in Kamerun erhältlich, jedoch erhielten diese Medikamente 

weniger als 2% jener Patienten, die sie benötigten. Ein Entzug der neuen Medikation 

würde ihren Gesundheitszustand verschlechtern und ein Überleben über kurz oder lang in 

Frage stellen. Dennoch sah der Gerichtshof die Umstände nicht als ausreichend an, um 

eine Verletzung von Artikel 3 EMRK festzustellen, da ihr Zustand aufgrund der erhaltenen 

Behandlung stabil sei.
274

 Obwohl die Entscheidung einstimmig von den sieben Richtern 

getroffen wurde, verfassten sechs von ihnen eine gemeinsame teilweise zustimmende 

Sondermeinung.
275

 Darin führten sie aus, dass sie aufgrund der Rechtssicherheit an die 

bestehende Rechtsprechung der Großen Kammer gebunden sind, wonach eine Verletzung 

von Artikel 3 EMRK bei einer Abschiebung von Kranken nur dann gegeben ist, wenn die 

Person sterbenskrank ist und sich die Krankheit im Endstadium befindet. Sie vertreten 

jedoch die Ansicht, dass die Annahme eines derart extremen Schweregrades nicht mit der 

Absolutheit von Artikel 3 EMRK vereinbar ist und aus humanitären Erwägungen kein 

Unterschied zwischen jenen, die sich bereits im Sterbebett befinden und solchen, die 

aufgrund ihrer Abschiebung mit großer Wahrscheinlichkeit zu einem frühen Tod 

verdammt sind, gemacht werden sollte. Deshalb würden sie ein Überdenken dieser 

strengen Rechtsprechung begrüßen. 
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Die Beschwerde einer Roma Familie aus dem Kosovo war ebenfalls erfolglos.
276

 Sie 

brachten vor, aufgrund der traumatischen Erlebnisse unter psychischen Problemen zu 

leiden. Wegen ihrer Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Roma würden sie im 

Herkunftsland keine medizinische Versorgung erhalten. Der Gerichtshof befand, dass der 

aktuelle Zustand der Familie stabil sei und es Behandlungsmöglichkeiten im Kosovo gebe. 

 

Ebenso wenig erreichten die Alzheimererkrankung einer eritreischen Beschwerdeführerin 

sowie die chronische rheumatische Erkrankung ihrer Tochter die hohe Schwelle des 

Artikels 3 EMRK.
277

 Im Falle der Erstbeschwerdeführerin wurde dies damit begründet, 

dass ihre Krankheit noch nicht das fortgeschrittene Stadium erreicht hatte. Ihre Tochter 

konnte nicht nachweisen, dass es zu den in Schweden erhaltenen Medikamenten keine 

Alternativen in Eritrea gab. Auch wenn ihre Lebenserwartung durch die Abschiebung 

beeinträchtigt werde, sei sie aktuell nicht kritisch krank. 

 

Ebenso entschied der Gerichtshof im Fall eines Afghanen, dessen rechter Unterschenkel 

neben anderen Verletzungen aufgrund eines Raketenangriffes amputiert war, mit vier zu 

drei Stimmen, dass seine Abschiebung nach Afghanistan nicht Artikel 3 EMRK verletzen 

würde.
278

 Den Vorwurf er sei aufgrund seiner Behinderung einem höheren Risiko von 

individueller Gewalt und Attacken ausgesetzt, verwarf der Gerichtshof unter Heranziehung 

eines UNHCR Berichtes als spekulativ.
279

 Zu den Lebensbedingungen führte er unter 

Heranziehung der bisherigen Judikatur, wie insbesondere den Entscheidungen N. gg das 

Vereinigte Königreich
280

 und M.S.S. gg Belgien und Griechenland
281

, aus, dass die 

Mitgliedstaaten nicht verpflichtet sind, kostenlose Gesundheitsversorgung zu gewähren, 

um allfällige Unterschiede in der Versorgung im Herkunftsland auszugleichen. Zudem 

benötige der Antragsteller aktuell keine medizinische Behandlung.
282

 Darüber hinaus 

könne ein Vertragsstaat aufgrund der Konvention für die Versäumnisse eines 

Herkunftslandes, adäquate Unterstützung für Personen mit Behinderungen zu leisten, 

anders als bei Vertragsstaaten der Dublinverordnung, nicht verantwortlich gemacht 

werden.
283
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Auch wenn Menschen mit Behinderungen in Afghanistan Diskriminierungen ausgesetzt 

sind, sei dies ein Resultat des bestehenden Ressourcenmangels und sei die afghanische 

Regierung ständig bemüht Verbesserungen vorzunehmen.
284

 Der Beschwerdeführer konnte 

nicht darlegen, warum er bei seiner Rückkehr keine Unterstützung von seinen beiden in 

Afghanistan lebenden Schwestern erlangen würde. Zudem habe er nach seinen 

Verletzungen noch weitere vier Jahre in Afghanistan verbracht. Während dieser Zeit wurde 

er unterstützt und erhielt medizinische Versorgung. Die Tatsache, dass seine 

Lebensqualität bei seiner Rückkehr nach Afghanistan negativ beeinflusst werde, sei nicht 

ausschlaggebend.
285

 

 

In den Ausführungen der drei abweichenden Richter wird festgehalten, dass eine 

Behinderung an sich noch nicht entscheidend für eine Verletzung von Art 3 EMRK sei.
286

 

Dennoch müsse die generelle Situation im Herkunftsland beachtet werden. In den UNHCR 

Leitlinien wird das Absehen von Rückführungen von Personen mit Behinderungen nach 

Afghanistan aufgrund ihrer besonderen Vulnerabilität empfohlen. Daher müssen auf 

nationaler Ebene noch intensiver die genauen Umstände geprüft werden und ein 

behinderungssensibler Zugang bei derartigen Fällen angewandt werden. 

 

In einem Fall, in dem Österreich wegen einer Verletzung von Art 3 EMRK verurteilt 

wurde, hielt der Gerichtshof zur Beschwerde die psychischen Gesundheitsprobleme des 

Beschwerdeführers betreffend fest, dass diese nicht die besonders außergewöhnlichen 

Umstände erreichen, zumal er keine Medikamente benötige.
287

 Ebenfalls 2013 wurde die 

Beschwerde einer russischen Familie, die ihre Depressionen, Selbstmordgefährdungen und 

posttraumatischen Belastungsstörungen als Abschiebehindernis vorbrachten, in Einklang 

mit der bisherigen Rechtsprechung für unzulässig erklärt, vor allem da medizinische 

Behandlungsmöglichkeiten in Russland zugänglich seien.
288

 

 

Im Jahr 2014 beschäftigte sich der EGMR erneut mit einer Beschwerde gegen die 

Abschiebung einer mit HIV infizierten Person.
289

 Die Beschwerdeführerin stammte aus 
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Nigeria und sämtliche ihrer drei Kinder wurden in Belgien geboren. In seinem Urteil führte 

der EGMR wiederholt aus, dass eine signifikante Reduzierung der Lebenserwartung im 

Falle einer Abschiebung nicht ausreichend für die Feststellung einer Verletzung von 

Artikel 3 EMRK sei. Aufgrund der erhaltenen Medikation sei der Zustand der 

Beschwerdeführerin im Entscheidungszeitpunkt stabil und kann sie nicht als todkrank 

angesehen werden. Auch wenn in Nigeria nicht jene Kombination an Medikamenten, die 

sie in Belgien verabreicht bekommt, erhältlich ist, sind dennoch antiretrovirale 

Medikamente für die Behandlung von HIV vorhanden, wenngleich der Zugang dazu 

willkürlich gewährt wird. Die Tatsache, dass sie von ihren drei kleinen Kindern begleitet 

werden würde, ändert nichts an dem Ergebnis, dass auch hier die hohe Schwelle von 

Artikel 3 EMRK nicht erreicht ist und steigert ihre Vulnerabilität nicht.
290

  

 

Ein Richter schloss sich dieser Ansicht nicht an und hielt fest, dass ihre Abschiebung sehr 

wahrscheinlich zu einem schnellen Tod führen würde und somit ihre drei Kinder zu 

Waisenkindern werden würden.
291

 Dies deshalb, da die spezielle Medikation in Nigeria 

nicht erhältlich sei und sich die Versorgung von HIV Patienten dort verschlechtere. 

Weiters sei sie aufgrund ihres jungen Alters und ihrer drei Kinder besonders vulnerabel. 

Um das Leben der Beschwerdeführerin zu retten, müsste eine humanere Anwendung der 

Prüfung, ob außergewöhnlich Umstände vorliegen, gewählt werden. Artikel 3 EMRK 

schütze nicht nur jene, die bereits im Endstadium sterbenskrank sind, sondern müsse auch 

die Lebenden vor dem sicheren Tod schützen. Interessant erscheint, dass der Fall dennoch 

an die Große Kammer verwiesen wurde, welche den Fall jedoch mit Urteil von der Liste 

strich, da Belgien in der Zwischenzeit der Beschwerdeführerin und ihren drei Kindern 

einen unbefristeten Aufenthaltstitel gewährt hatte.
292

 

 

Ebenso wurde die Beschwerde einer Marokkanerin, dass ihre Abschiebung aufgrund ihrer 

schweren Depressionen, wegen der sie bereits zweimal in ein psychiatrisches Krankenhaus 

eingewiesen werden musste, gegen Art 3 EMRK verstößt, als unzulässig erklärt.
293

 

Begründend führte der EGMR dazu aus, dass es in Marokko psychiatrische 

Behandlungsmöglichkeiten gebe und die ihr verschriebenen Medikamente erhältlich seien. 

Zudem wurde ihre Abschiebung wegen ihres Gesundheitszustandes bereits mehrmals 
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verschoben, weswegen sichergestellt ist, dass die finnischen Behörden sie nur außer 

Landes bringen, wenn es ihr Zustand zulässt.
294

 

 

Auch im Fall eines Kirgisen, der ohne die lebensnotwendige Dialyse innerhalb weniger 

Wochen sterben würde, fand der EGMR keine Verletzung von Art 3 EMRK, da es trotz 

langer Wartelisten grundsätzlich die Möglichkeit einer Blutdialyse gebe und der 

Beschwerdeführer in Kirgisistan noch Familie habe.
295

 Ein Richter jedoch sah die Schwelle 

von Artikel 3 EMRK erreicht, da die Chancen gering seien, dass der Beschwerdeführer 

auch tatsächlich die notwendige Dialyse erhalte.
296

 

 

Die Beschwerde eines türkischen Staatsbürgers gegen die Schweiz unter Berufung auf 

Artikel 3 EMRK blieb ebenso erfolglos.
297

 Der Beschwerdeführer hatte seine Frau mit drei 

Schüssen in den Kopf und einem in den Bauch erschossen. Man stellte jedoch fest, dass er 

unter Schizophrenie litt, weshalb auf eine Inhaftierung zugunsten einer Unterbringung in 

einer geschlossenen psychiatrischen Anstalt verzichtet wurde. Er erlitt mehrere Rückfälle. 

Laut Expertenberichten würde er trotz Behandlung nicht mehr allein leben können und 

würde eine Abschiebung zu einer Verschlechterung seines Zustandes führen, da er ohne 

Medikamente sich oder anderen schaden könnte. Zudem wurde ein gesetzlicher Vertreter 

für ihn bestellt.
298

 Dazu führte der Gerichtshof aus, dass psychiatrische Behandlung 

generell in der Türkei, wenn auch nicht im Heimatort des Beschwerdeführers, erhältlich 

sei. Zudem sei der Fall nicht mit den außergewöhnlichen Umständen wie bei D. 

vergleichbar. Darüber hinaus gab die Schweizer Regierung an, jede Anstrengung zu 

unternehmen, dass es zu keiner Unterbrechung der Behandlung komme. Das Argument, 

dass seine engste Familie in der Schweiz lebe, verwarf er damit, dass es dennoch 

Familienmitglieder in der Türkei gebe, die ihn unterstützen könnten.
299

 Wieder gab es eine 

abweichende Meinung eines anderen Richters, der festhielt, dass der Beschwerdeführer im 

Falle seiner Abschiebung komplett hilflos und nicht fähig sei, sich die notwendige 

medizinische Hilfe zu suchen. Um keinen Rückfall zu erleiden benötige er jedoch 
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regelmäßig seine Medikamente. Er verglich den Fall mit dem Bensaid
300

 Urteil, führte 

jedoch aus, dass er sich in zwei wesentlichen Punkten davon unterscheide, nämlich, dass 

der Beschwerdeführer mehr als doppelt so lange, und zwar bereits 26 Jahre, im 

Konventionsstaat lebte und er nicht alleine leben könne. Zudem sei die Möglichkeit der 

medizinischen Behandlung lediglich eine theoretische. Er sehe den Beschwerdeführer als 

extrem vulnerabel an, der speziellen Schutz benötige. Es gebe jedoch keine Garantie, dass 

er in der Türkei die notwendige Behandlung erhalte. Deswegen verletze aus seiner Sicht 

eine Abschiebung Artikel 3 EMRK. 

 

Einer von zwei Fällen, in dem der Gerichtshof jemals wieder eine Verletzung von Artikel 3 

EMRK im Falle einer Außerlandesbringung aus gesundheitlichen Gründen feststellte, 

betraf keine Abschiebung, sondern eine Auslieferung.
301

 Der Beschwerdeführer wurde in 

den Vereinigten Staaten wegen Teilnahme an einer Verschwörung zum Aufbau eines Jihad 

Ausbildungscamps in den USA angeklagt, weswegen die USA um seine Auslieferung 

ersuchten. Im Fall einer Verurteilung drohte ihm Einzelhaft in einem 

Hochsicherheitsgefängnis. Er litt unter paranoider Schizophrenie, die unter anderem 

Halluzinationen auslöste. Durch Medikamente konnte eine Verschlechterung seiner 

Zustand verhindert werden, jedoch zeigte er keine Krankheitseinsicht. Einem Spezialisten 

zufolge sei eine Anhaltung in einem Krankenhaus notwendig, eine Inhaftierung in einem 

Gefängnis würde zu einem Rückfall führen.
302

 

 

Der Gerichtshof stellte fest, dass keine diplomatische Zusicherung vorliege, dass der 

Beschwerdeführer nicht in einem Hochsicherheitsgefängnis untergebracht werde und damit 

dem dortigen restriktiven Regime unterworfen werde. Auch wenn es dort einen 

psychologischen Gesundheitsdienst gebe, würde eine Auslieferung ihn einer anderen, 

feindlicheren Umgebung aussetzen, was zu einer signifikanten Verschlechterung seines 

Gesundheitszustandes, die die Schwelle des Artikels 3 EMRK erreicht, führen würde. Der 

Fall unterscheide sich aus Sicht des Gerichtshofes deshalb von Bensaid
303

, da bei einer 

Auslieferung, anders als bei einer Abschiebung, die Person in ein fremdes Land gebracht 

wird, zu der sie keine Verbindungen, insbesondere keine familiäre Unterstützung, hat.
304
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In einer aktuellen Entscheidung stellte die Große Kammer einstimmig zum ersten Mal seit 

D. fest, dass eine Abschiebung Artikel 3 EMRK verletze.
305

 Der Beschwerdeführer 

stammte aus Georgien und litt sowohl an Leukämie, Tuberkulose als auch an Hepatitis C. 

Er war gemeinsam mit seiner Frau nach Belgien gekommen, wo er wegen zahlreicher 

Vermögensdelikte teilweise unter Gewaltanwendung verurteilt wurde. Zwei seiner Kinder 

wurden in Belgien geboren. Aufgrund seiner Straftaten wurde ein zehnjähriges 

Einreiseverbot gegen ihn verhängt. Sämtliche seiner Anträge auf Legalisierung seines 

Aufenthaltes wurden abgewiesen. Seine Frau und seine drei Kinder dagegen erhielten ein 

unbefristetes Aufenthaltsrecht.
306

 

Nur zweieinhalb Jahre zuvor hatte die Kammer mit Verweis auf vorhandene 

Behandlungsmöglichkeiten seiner Leukämie und einen in Georgien lebenden Bruder im 

selben Fall ausgesprochen, dass seine Abschiebung unter dem Blickwinkel des Artikels 3 

EMRK zulässig ist.
307

 Relativ kurz führte der Gerichtshof dazu aus, dass der 

Beschwerdeführer zwar an einer unheilbaren Krankheit litt, aber aktuell keiner unmittelbar 

bevorstehenden Lebensgefahr ausgesetzt und auch transportfähig ist. Zudem gebe es, wenn 

auch fast nur im privaten Sektor und mit hohen Kosten verbunden, 

Behandlungsmöglichkeiten und ist Georgien ein Vertragsstaat der 

Menschenrechtskonvention.
308

  

 

Der Beschwerdeführer verstarb ein halbes Jahr vor der Entscheidung der Großen Kammer. 

Seine Leukämie war laufend voran geschritten, weswegen er nur mit einer noch nicht 

zugelassenen Therapie im Zuge einer Studie behandelt werden konnte und auf eine 

Transplantation wartete. Zusätzlich hatte er einen Schlaganfall erlitten und war halbseitig 

gelähmt. Trotz seines Ablebens wurde das Verfahren weitergeführt, da dies die besonderen 

Umstände des Falles verlangten und dieser Fall insbesondere eine moralische Dimension 

enthielt.
309

 Darüber hinaus handelte es sich um eine ernste Frage, die die Interpretation und 

Anwendung der Konvention betraf, deren Bedeutung über den Einzelfall hinausgehe.
310

 

 

Die Große Kammer nahm den Fall vor allem zum Anlass, um die in N. genannten anderen 

äußerst außergewöhnlichen Fälle näher zu definieren. Dazu führte er unter Bezugnahme 
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auf seine Entscheidung im Fall Aswat
311

 aus, dass nicht nur jene Fälle, in denen jemand 

einer unmittelbaren Lebensbedrohung ausgesetzt ist, unter Art 3 EMRK fallen sollen, 

sondern auch jene, in denen die Abschiebung zu einer ernsthaften, raschen und 

irreversiblen Verschlechterung der Gesundheitszustandes führt und in weiterer Folge zu 

einem intensiven Leiden oder einer signifikanten Reduzierung der Lebenserwartung.
312

 

Dafür müssten die Beschwerdeführer ihr Vorbringen substantiieren, allerdings keinen 

klaren Beweis darbringen, da ein gewisser Grad an Spekulation aufgrund des präventiven 

Charakters von Art 3 EMRK immer bestehen bleibe.
313

 Die Behörden müssten dann unter 

Heranziehung der medizinischen Befunde sowie der Berichte von NGOs über die Situation 

im Zielstaat die vorhersehbaren Konsequenzen einer Abschiebung im Einzelfall 

insbesondere die Auswirkungen auf den Gesundheitszustand in Betracht ziehen.
314

 

 

Anders als bisher hielt der EGMR fest, dass verifiziert werden müsse, ob die vorhandene 

Behandlungsmöglichkeit im Zielstaat ausreichend und angemessen ist, um eine Art 3-

widrige Behandlung zu verhindern, was allerdings nicht bedeute, dass die Behandlung 

gleichwertig sein müsse. Auch gebe es kein Recht auf eine bestimmte Behandlung, die für 

den Rest der Bevölkerung nicht erhältlich ist.
315

 Ebenso eine Neuerung ist die Aussage, 

dass zu beachten sei, ob der Beschwerdeführer auch tatsächlich Zugang zu medizinischer 

Behandlung haben werde und im Zweifelsfall Einzelfallzusicherungen eingeholt werden 

müssen. Dabei müssen vor allem die Kosten, das Vorhandensein eines sozialen Netzes 

sowie die Reisedistanz zum Behandlungsort in Betracht gezogen werden.
316

 

 

Der EGMR betonte, dass der Auslöser für eine Verletzung von Art 3 EMRK in diesen 

Fällen nicht die mangelnde medizinische Infrastruktur im Zielstaat ist, sondern der Akt der 

Abschiebung, aufgrund dessen die Person derartigen Umständen ausgesetzt wird. 

Allerdings sei Art 3 EMRK nicht dazu da, Unterschiede in den Gesundheitsversorgungen 

auszugleichen.
317

 Ob es sich beim Zielstaat um einen Drittstaat oder einen 

Konventionsstaat handelt, sei nicht entscheidend.
318
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In der rechtlichen Beurteilung zum konkreten Einzelfall hingegen, zog sich der EGMR 

lediglich auf den prozeduralen Aspekt zurück und stellte fest, dass die belgischen 

Behörden es verabsäumt hatten, jegliche Beurteilungen zum Gesundheitszustand des 

Beschwerdeführers und der medizinischen Versorgungssituation in Georgien anzustellen, 

weswegen ihre Entscheidung auf unzureichenden Informationen basierte und somit Art 3 

EMRK im Fall der Durchführung der Abschiebung verletzt worden wäre.
319

 Ebenso stellte 

er eine Verletzung von Art 8 EMRK fest, näheres hierzu findet sich in Kapitel IV. 

 

Der belgische Richter, der in der Kammer gegen eine Verletzung gestimmt hatte, versucht 

in seiner beistimmenden Meinung seine Entscheidungsänderung – wenn auch nicht ganz 

schlüssig – darzulegen.
320

 Dazu legte er dar, dass im Rahmen der Verweisung des Falls an 

die Große Kammer die Frage auftauchte, ob die strengen Kriterien, die im Fall N. 

festgelegt wurden, nur zur Anwendung kämen, wenn der Beschwerdeführer dem Tode nah 

war und ob dadurch nicht eine Schutzlücke entstünde. Um diese Lücke zu schließen und 

gleichzeitig die hohe Schwelle beizubehalten, musste die Verantwortung der nationalen 

Behörden unterstrichen werden und konnte auch keine andere Entscheidung getroffen 

werden, zumal die belgischen Behörden nicht ausreichend Informationen für die 

Beurteilung des Falles hatten. Darüber hinaus sei mit dem Urteil des Gerichtshofes der 

Änderung der Rechtsprechung in Belgien, die weniger streng als jene des Gerichtshofes in 

Krankheitsfällen ist, Rechnung getragen worden. 

 

6. Haft- und Lebensbedingungen insbesondere von Asylwerbern 

Dass Haftbedingungen in Gefängnissen oder Anhaltezentren gegen Art 3 EMRK verstoßen 

können, hat der EGMR bereits in vielen Entscheidungen festgestellt und entspricht dies 

somit seiner ständigen Rechtsprechung.
321

 

 

Im Jahr 2010 sah sich der EGMR mit einer größeren Zahl von Beschwerden konfrontiert, 

die sich nicht nur gegen die Haftbedingungen für Asylwerber in Griechenland und auch für 
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jene, die im Rahmen der Dublinverordnung dorthin überstellt wurden, richteten, sondern 

ebenfalls gegen die allgemeinen Lebensbedingungen dieser Personengruppe vor Ort. 

Bereits im Jahr 2000 hatte der Gerichtshof festgehalten, dass auch bei einer Überstellung in 

einen Dublin-Staat der Vertragsstaat sicherstellen muss, dass dadurch Art 3 EMRK nicht 

verletzt wird
322

 und er sich durch das Dublin-System nicht seinen Verpflichtungen aus der 

Konvention entziehen kann.
323

 2008 wurde eine Beschwerde gegen die Überstellung nach 

Griechenland noch für unzulässig erklärt.
324

 Zu den Haftbedingungen hielt der EGMR fest, 

dass diese zwar besorgniserregend seien, jedoch müssten zunächst die innerstaatlichen 

Rechtsmittel in Griechenland diesbezüglich ausgeschöpft werden, damit er sich damit 

beschäftigen könne. In den darauffolgenden Jahren stellte der EGMR allerdings erstmals 

Verletzungen von Art 3 EMRK wegen der Haftbedingungen in Griechenland für 

Asylwerber fest.
325

 

 

Anfang 2011 traf der EGMR im Rahmen einer großen Kammer eine 

Grundsatzentscheidung zur Situation von Asylwerbern und Dublin-Rückkehrern in 

Griechenland.
326

 Erneut musste er feststellen, dass die Haftbedingungen vor allem für die 

vulnerable Gruppe der Asylwerber ua aufgrund von Überfüllung und mangelhaften 

hygienischen Bedingungen gegen Art 3 EMRK verstoßen.
327

 

 

Der Beschwerdeführer brachte darüber hinaus vor, dass die extreme Armut, in der er in 

Griechenland ua aufgrund fehlender Unterkunft leben musste, eine unmenschliche und 

erniedrigende Behandlung darstelle. Dazu wiederholte der Gerichtshof bezugnehmend auf 

frühere Entscheidungen, dass die Vertragsstaaten nicht verpflichtet seien, jedem in ihrer 

Jurisdiktion Aufhältigen eine Unterkunft zur Verfügung zu stellen
328

 oder Asylwerbern 

finanzielle Unterstützung für die Aufrechterhaltung eines gewissen Lebensstandards zu 

gewähren.
329

 Jedoch habe er bereits schon einmal festgehalten, dass bei völliger 

Abhängigkeit von staatlicher Unterstützung, jedoch kompletter Gleichgültigkeit des 
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Staates gegenüber dieser Person, die gravierenden Entbehrungen ausgesetzt ist, Art 3 

EMRK aufgrund der Verletzung der Würde berührt sein kann.
330

 Da mittlerweile jedoch 

eine Verpflichtung der EU-Mitgliedstaaten, Asylwerbern eine Unterkunft zur Verfügung 

zu stellen und ihnen angemessene materielle Bedingungen zu gewähren, in der 

AufnahmeRL
331

 verankert ist, ist die Lage nunmehr womöglich anders zu beurteilen.
332

 

Zudem zählen Asylwerber zu einer besonders unterprivilegierten und vulnerablen Gruppe, 

die besonderen Schutz benötigen.
333

 

 

Zur konkreten Situation des Beschwerdeführers stellte der EGMR fest, dass diese 

besonders schwierig war. Er musste monatelang in besonderer Armut leben und konnte 

nicht einmal für seine grundlegenden Bedürfnisse, wie Essen, Hygiene und einen 

Schlafplatz sorgen. Hinzu kam die ständige Angst attackiert oder ausgeraubt zu werden 

sowie fehlende Aussicht auf Verbesserung der Lage.
334

 Offiziellen Berichten zufolge 

ergehe es einer großen Anzahl von Asylwerbern in Griechenland gleich, zumal es 

unzureichende Kapazitäten in den Aufnahmezentren gebe (weniger als 1.000 Plätze für 

zehntausende Asylwerber).
335

 Die Obdachlosigkeit musste den griechischen Behörden 

bewusst gewesen sein. Verschärft wurde die Situation durch die lange Verfahrensdauer, 

wäre sein Asylantrag schneller bearbeitet worden, hätte dies sein Leiden gelindert.
336

 

 

Folglich waren die griechischen Behörden aufgrund ihrer Untätigkeit und mangelnden 

Berücksichtigung seiner Vulnerabilität für die Situation des Beschwerdeführers, die bei 

ihm Angst, Qualen und ein Gefühl der Minderwertigkeit verursachten, verantwortlich. Der 

Gerichtshof kam zu dem Schluss, dass die Behörden die Menschenwürde des 

Beschwerdeführers nicht ausreichend respektierten und er dadurch Opfer von 

erniedrigender Behandlung wurde. Eine derartige Situation kombiniert mit der 

langanhaltenden Unsicherheit und der mangelnden Aussicht auf Verbesserung erreiche 

jedenfalls die erforderliche Schwere des Art 3 EMRK, weshalb dieses Recht auch aufgrund 

der Lebensbedingungen verletzt wurde.
337
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Darüber hinaus stellte der EGMR aufgrund der gravierenden Mängel im griechischen 

Asylverfahren und der damit einhergehenden Gefahr einer Art 3 EMRK-widrigen 

Kettenabschiebung eine Verletzung von Art 13 EMRK
338

 fest.
339

 

 

Ebenso wurde Belgien aufgrund der Überstellung des Beschwerdeführers nach 

Griechenland wegen mehrmaliger Verletzung von Art 3 EMRK verurteilt, da er dadurch 

einerseits dem mangelhaften griechischen Asylverfahren und andererseits den dortigen 

Haft- und Lebensbedingungen ausgesetzt wurde. Dazu führte der EGMR aus, dass die 

Anwendung von EU-Recht und zwar der Dublinverordnung die Mitgliedstaaten nicht von 

ihren Verpflichtungen nach der Konvention befreie. Die diplomatischen Zusicherungen der 

griechischen Behörden waren als nicht ausreichend zu betrachten, da diese lediglich 

standardisiert und nicht auf den Einzelfall bezogen ausgestellt wurden. Aufgrund der 

zahlreichen Berichte hätte den belgischen Behörden die ausweglose Situation von Dublin- 

Rückkehrern bekannt sein müssen. Letztlich verletzte Belgien auch Art 13 EMRK, da kein 

wirksamer Rechtsbehelf gegen die Überstellung nach Griechenland existierte.
340

 

 

Dem Urteil sind gleich vier Sondermeinungen
341

 angefügt, wie jene des griechischen 

Richters Rozakis, der sich zwar in der Entscheidung selbst der Mehrheit der Richter 

angeschlossen hatte, jedoch noch zusätzlich kritisierte, dass die Dublinverordnung nicht 

mehr den realen Gegebenheiten gerecht wird, da dadurch vor allem Griechenland 

überproportional belastet wird. Weiters hob er hervor, dass die Verletzung von Art 3 

EMRK durch Griechenland aufgrund der Lebensbedingungen vor allem durch die 

Verpflichtungen im positiven EU-Recht bedingt ist, die Asylwerber vor extremen Notlagen 

schützen sollen. 

 

Von besonderem Interesse ist auch die teils beipflichtende und die teils abweichende 

Meinung des ungarischen Richters Sajó, da er sich sehr ausführlich zur festgestellten 
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Verletzung wegen der Lebensbedingungen in Griechenland äußerte. Er teilt nicht die 

Ansicht, dass sämtliche Asylwerber bedingungslos als besonders vulnerabel anzusehen 

sind, da gemäß der Dublinverordnung sowie der Rechtsprechung des Gerichtshofes mit 

besonders Vulnerablen eine ganz spezifische Gruppe innerhalb der Asylwerber gemeint ist, 

wie zB Folteropfer oder unbegleitete Minderjährige. Zudem ist die Gruppe der Asylwerber 

eine inhomogene. Weiters fehle die Intention der staatlichen Behörden Asylwerber zu 

erniedrigen, sie seien lediglich achtlos und unsensibel ihrer Situation gegenüber gewesen. 

 

Er kritisiert den Zugang der Mehrheit, dass bei kompletter Abhängigkeit vom Staat eine 

Verpflichtung bestehe vulnerable Personen vor gravierenden Entbehrungen zu schützen, da 

somit Art 3 EMRK zu weit ausgedehnt und interpretiert werde. Ein derartiges Konzept 

entspreche einem sozialen Wohlfahrtsstaat und sozialen Grundrechten, nicht jedoch Art 3 

EMRK. Es sei damit nur mehr ein kleiner Schritt zur bedingungslosen Verpflichtung des 

Staates jedem Vulnerablen ein Dach über dem Kopf sowie materielle Dienste zur Deckung 

der Grundbedürfnisse zur Verfügung zu stellen, obgleich laut Gerichtshof diese 

Verpflichtung wohl nur bestehe, wenn die drastische Situation dieser Person durch die 

monatelange Inaktivität des Staates verursacht ist. Weiters kritisierte er, wie bereits oben 

erwähnt, dass durch die Ausweitung des Begriffes der Vulnerabilität sehr viele Personen 

darunter fallen würden. 

 

Er persönlich begrüße es zwar, dass sich Staaten bei ihren Handlungen von humanitären 

Überlegungen leiten lassen, dies habe jedoch nichts mit den in der Konvention garantierten 

Rechten zu tun. Die Verpflichtung, Asylwerber zu versorgen, bestehe allein aufgrund von 

EU Recht. 

 

Weiters führte er an, dass die Mehrheit eine Verletzung lediglich aufgrund der allgemeinen 

Situation, wie den massiven Mängeln im griechischen Asylsystem, und generellen 

Annahmen feststellte, nicht jedoch aufgrund der individuellen Situation des 

Beschwerdeführers. Da dieser erhebliche Mittel zur Verfügung hatte (er hatte 12.000 

Dollar für den Schlepper bezahlt) und auch als Dolmetscher gearbeitet hatte, hätte er mit 

den griechischen Behörden kooperieren und ihnen die Chance geben müssen, seine 

Beschwerden zu überprüfen. Zu einer anberaumten Einvernahme sei er jedoch nicht 

erschienen. Aus diesen Gründen sei der Beschwerdeführer kein Opfer des Systems, eine 

andere Schlussfolgerung würde die Tore für ein „Asylshopping“ öffnen. 
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Bis dato traf der EGMR eine Reihe an Folgeentscheidungen, bei denen Griechenland 

insbesondere für die Haftbedingungen von Asylwerbern, aber auch deren Situation 

allgemein, wegen der Verletzung von Art 3 EMRK verurteilt wurde.
342

 Besonders 

hervorzuheben ist eine Entscheidung bei der auch Italien für seine Praxis, Asylwerber 

direkt bei Ankunft in einem italienischen Hafen automatisch ohne Verfahren wieder 

zurück nach Griechenland zu verbringen, ua wegen Verletzung von Art 3 EMRK sowie 

dem Verbot der Kollektivausweisung verurteilt wurde, da es dadurch die Asylwerber den 

Defiziten im griechischen Asylsystem aussetzte.
343

 Ebenso erwähnenswert erscheint der 

Fall eines minderjährigen Afghanen, der zunächst gemeinsam mit Erwachsenen angehalten 

wurde und dann ohne Unterkunft und Unterstützung durch einen gesetzlichen Vertreter 

entlassen wurde.
344

 

 

Dreieinhalb Jahre später beschäftigte sich der Gerichtshof erneut mit einer Beschwerde 

gegen eine Überstellung im Rahmen der Dublinverordnung, diesmal nach Italien.
345

 Die 

Beschwerdeführer, ein Ehepaar aus Afghanistan und ihre sechs minderjährigen Kinder, 

erreichten Europa über die italienische Küste, von wo aus sie über Österreich in die 

Schweiz weiterreisten und dort einen Antrag auf internationalen Schutz stellten. Sie 

brachten vor, dass die Lebensbedingungen in Italien schlecht seien, dennoch wiesen die 

Schweizer Behörden ihren Antrag zurück und stellten fest, dass Italien für die Prüfung 

desselben zuständig sei.
346

 

 

Dazu hielt der EGMR unter Analyse einiger Berichte, darunter einer von UNHCR, fest, 

dass die Lage von Asylwerbern in Italien nicht mit jener in Griechenland, wie in M.S.S.
347

 

festgestellt, vergleichbar sei.
348

 Dennoch gebe es Berichte, dass in Italien für Asylwerber 

nicht ausreichend Unterbringungskapazitäten vorhanden seien und die 

Unterbringungsbedingungen schlecht seien, wodurch es vor allem wegen der Überfüllung 

zu Gewalt unter den Asylwerbern komme. Italien habe die Aufnahmekapazitäten zwar 
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massiv aufgestockt, dennoch sei der Vorwurf, dass Asylwerber ohne Wohnplatz enden, 

nicht unbegründet.
349

 Da der spezielle Schutz von Asylwerbern besonders wichtig ist, 

wenn Kinder betroffen sind, stellte der EGMR fest, dass im gegenständlichen Fall eine 

Überstellung nach Italien ohne konkrete Zusicherung, dass die Familie gemeinsam in einer 

familiengerechten Unterkunft untergebracht wird, gegen Art 3 EMRK verstoße.
350

 

 

Drei Richter schlossen sich nicht der Mehrheit an und formulierten eine abweichende 

Meinung.
351

 Sie kamen zu dem Schluss, dass die Schwelle von Art 3 EMRK im 

vorliegenden Fall nicht erreicht sei. Da die Familie gleich bei ihrer Ankunft in Bari in ein 

Aufnahmezentrum, wenn auch unter inakzeptablen Bedingungen, gebracht wurde, sei ihre 

Situation nicht mit jener von M.S.S
352

 vergleichbar, der in extremer Armut ohne Unterkunft 

in Griechenland leben musste. Darüber hinaus wurden sie weder voneinander getrennt 

noch misshandelt. 

 

In einem nachfolgenden Urteil wurde in der Überstellung eines an einer schweren 

posttraumatischen Belastungsstörung leidenden Asylwerbers keine Verletzung von Artikel 

3 EMRK gesehen, da es keine Anzeichen gebe, dass er die notwendige psychologische 

Behandlung in Italien nicht erhalten würde.
353

 

 

7. Analyse der Entwicklung der Rechtsprechung des EGMR zu Art 3 

EMRK insbesondere in Bezug auf die Abschiebung kranker 

Fremder 

Wie die obige Darstellung unter Punkt 5 zeigt, hat sich der EGMR in den letzten beiden 

Jahrzehnten mit einer Reihe an Beschwerden auseinandergesetzt, bei denen vielfältigste 

Krankheiten als Abschiebungshindernis iS des Art 3 EMRK vorgebracht wurden. In der 

Mehrheit der Fälle wurden Unzulässigkeitsentscheidungen getroffen, nur in wenigen 

Fällen beschäftige sich der Gerichtshof damit inhaltlich im Rahmen eines Urteils und nur 

in lediglich zwei Abschiebungsfällen wurde bis dato eine Verletzung von Art 3 EMRK 

festgestellt. Aufgrund der Wortwahl und der Zitierung in Nachfolgeentscheidungen ist 

                                                 
349

 Zu den genauen Entscheidungsgründen betreffend Art 3 EMRK vgl EGMR Tarakhel, Rz 93-122. 
350

 EGMR Tarakhel, Rz 122. 
351

 Vgl teilweise abweichende Sondermeinung der Richter Casadevall, Berro-Lefèvre und Jäderblom im 

Annex des Urteils EGMR Tarakhel. 
352

 EGMR (GK) 21.1.2011, M.S.S. gg Belgien und Griechenland, Nr 30696/09. 
353

 EGMR 30.6.2015, A.S. gg die Schweiz, Nr 39350/13. 



71 

 

jedoch davon auszugehen, dass der EGMR im Fall B.B.
354

 ebenfalls eine Verletzung von 

Artikel 3 EMRK festgestellt hätte, wenn die französischen Behörden kein Bleiberecht 

gewährt hätten. 

 

Einige der behandelten Beschwerden betrafen eine HIV-Infektion bzw eine AIDS-

Erkrankung, in den meisten Beschwerden wurde jedoch eine psychische Erkrankung 

vorgebracht. Es stellt sich daher die Frage, ob es mittlerweile überhaupt möglich ist vor 

dem EGMR eine schwere Krankheit als Abschiebehindernis erfolgreich geltend zu 

machen. 

 

Im Fall D. hielt er Gerichtshof fest, dass aufgrund des absoluten Charakters von Art 3 

EMRK und der damit einhergehenden flexiblen Handhabung, eine Verletzung auch dann 

gegeben sein kann, wenn kein Verfolgersubjekt vorhanden ist.
355

 Das bedeutet die Quelle 

der Bedrohung muss nicht auf absichtlichen Handlungen von Personen, wie insbesondere 

staatlichen Organen, oder fehlendem Schutz durch diese beruhen, sondern kann auch eine 

natürlich auftretende Krankheit sein.
356

 Die Quelle der unmenschlichen Behandlung ist in 

diesen Fällen dem Herkunfts- bzw Zielstaat nicht zurechenbar, jedoch muss die 

Eingriffsschwelle in diesen Fällen entsprechend hoch sein.
357

 

 

Im konkreten Fall betonte der EGMR, dass die im Heimatland zu erwartenden Umstände 

für sich allein nicht gegen die Maßstäbe des Art 3 EMRK verstoßen hätten, jedoch würde 

eine Abschiebung den Beschwerdeführer einer realen Gefahr, unter höchst qualvollen 

Umständen zu sterben, aussetzen. Ausschlaggebend war daher das Zusammentreffen von 

zwei Faktoren und zwar einerseits dem besorgniserregenden Gesundheitszustand und 

andererseits der zu erwartenden Verschlechterung seines Zustandes im Fall seiner 

Rückkehr nach St. Kitts.
358
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Die Entscheidung entfaltete weit über die europäischen Grenzen hinaus ihre Wirkung
359

, 

da sie eine wesentliche und entscheidende Interpretationsleitlinie bei der Frage, wie 

internationale Verpflichtungen auszulegen sind
360

, darstellt, zumal die gleiche Bestimmung 

– wie oben dargestellt - auch in anderen internationalen Menschenrechtspakten zu finden 

ist. So hatte die Interamerikanische Kommission für Menschenrechte 2008 über die 

Abschiebung einer an AIDS erkrankten Jamaikanerin, die bereits 30 Jahre rechtmäßig in 

den USA aufhältig war, zu entscheiden.
361

 Andrea Mortlock kam im Alter von 15 Jahren 

mit ihrer Familie in die USA und sollte fast 30 Jahre später wegen ihrer Verurteilungen 

aufgrund von Drogendelikten nach Jamaika abgeschoben werden. Sie argumentierte, dass 

ihre Abschiebung zu einem unnötigen verfrühten Tod führen würde.
362

 

 

Obwohl im Entscheidungszeitpunkt das Urteil im Fall N. bereits veröffentlicht war, berief 

sich die Kommission lediglich auf den Fall D. sowie auf internationales Gewohnheitsrecht. 

Dazu führte sie aus, dass sie zwar nicht an Entscheidungen des EGMR gebunden ist, diese 

jedoch einen konstruktiven Einblick in die Interpretation jener Rechte geben, die regionale 

und internationale Menschenrechtssysteme gemeinsam haben.
363

 Weiters stellte die 

Kommission fest, dass der Tod der Beschwerdeführerin zwar nicht wie bei D. unmittelbar 

bevorstand, es jedoch unlogisch wäre, den Anwendungsbereich lediglich auf derartige 

Fälle einzugrenzen, zumal ihre Abschiebung fatale Folgen haben könnte.
364

 Da ihre 

Krankheit bereits fortgeschritten war, sie keine Familie oder Angehörigen in Jamaika hatte, 

sie seit beinahe 30 Jahren in den USA lebte und die Behandlungsmöglichkeiten in Jamaika 

– obwohl derartige vorhanden waren - nach Ansicht der Kommission unzureichend für ihre 

Bedürfnisse waren, befand die Kommission, dass ein Abschiebung gegen Art XXVI der 

Amerikanischen Erklärung über die Rechte und Pflichten des Menschen
365

, wonach 

grausame, schändliche und ungewöhnliche Bestrafung verboten ist, verstößt. Zusätzlich 
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äußerte die Kommission dahingehend Bedenken, dass AIDS Kranke in Jamaika 

stigmatisiert sind und mit Diskriminierungen zu kämpfen haben.
366

 

 

Während somit der EGMR in seinem Urteil D. ein Recht in Würde zu sterben suggeriert, 

geht die Entscheidung der Interamerikanischen Kommission weiter. Diese determiniert das 

Folterverbot als ein Recht nicht abgeschoben zu werden, wenn dies zum Abbruch 

lebenserhaltender medizinischer Versorgung führen würde, kombiniert mit sozialen 

Faktoren, die effektiv einem Todesurteil gleichkommen würde.
367

 Hätte die 

Interamerikanischen Kommission den Fall N. zu entscheiden gehabt, ist daher davon 

auszugehen, dass diese sehr wohl eine Verletzung festgestellt hätte.  

 

Die Entscheidung des EGMR im Fall N. 11 Jahre nach D. löste in der Fachliteratur große 

Diskussionen aus. Offensichtlich aufgrund einer schwerwiegenden Frage der Auslegung 

wurde diese Rechtssache an die Große Kammer abgetreten.
368

 Über das Ergebnis lässt sich 

vor allem auch aufgrund der unbestrittenen Feststellung eines der Richter des House of 

Lords, dass die erzwungene Ausreise dem Abstellen einer lebenserhaltenden Maschine 

gleichkäme, wohl diskutieren. Das Urteil setzt sich zwar ausführlich mit der bisherigen 

Rechtsprechung zur Zulässigkeit von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen im 

Krankheitsfall auseinander, die Begründung an sich fällt jedoch recht knapp aus, weshalb 

man darin wenig über die Überlegungen der Mehrheit der Richter ablesen kann.
369

 Auch 

Tretter kritisiert zu Recht, dass das Urteil die Gretchenfrage, ob das Refoulementverbot 

auch verletzt wird, wenn die Abschiebung dem Abschalten einer lebenserhaltenden 

Maschine gleichkommt, vermeidet und nicht beantwortet. Darüber hinaus wird offen 

gelassen, ob krasse Unzulänglichkeiten der medizinischen Versorgung einer Bevölkerung 

auch eine konventionsrechtliche Verpflichtung auslösen kann.
370

 Eine Antwort scheint nun 

der Gerichtshof sehr vorsichtig in seinem Urteil im Fall Paposhvili
371

 gegeben zu haben, 

und zwar, dass sehr wohl auch jene Fälle umfasst sind, wobei die Folgejudikatur 

abzuwarten bleibt. 
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Auch innerhalb des EGMR gab es bereits zum Entscheidungszeitpunkt dieser wohl 

richtungsweisenden Grundsatzentscheidung Gegenstimmen
372

 und wird immer mehr der 

Ruf nach einer niedrigeren Schwelle laut.
373

 So hielten – wie bereits beschrieben -  drei 

Jahre darauf sechs von sieben Richtern im Fall Yoh-Ekale Mwanje
374

, in dem es ebenfalls 

um die Abschiebung einer mit HIV-Infizierten nach Afrika (Kamerun) geht, fest, dass sie 

aufgrund der Rechtssicherheit gegen eine Verletzung von Art 3 EMRK stimmen mussten, 

da sie keine Möglichkeit sahen, als kleine Kammer von der bestehenden Rechtsprechung 

der Großen Kammer abzuweichen. Sie fänden es jedoch notwendig die Voraussetzungen 

für das Vorliegen einer derartigen Verletzung zu ändern, da ein solch extremer 

Schweregrad in ihren Augen nicht mit dem Gedanken von Art 3 EMRK vereinbar ist. 

Auch wenn der EGMR im Fall N. betonte, dass die in seinem Urteil dargestellten 

Grundsätze auch in anderen Fällen, in denen eine Person von einer Abschiebung betroffen 

ist, „die an einer schweren, natürlich auftretenden physischen oder psychischen 

Erkrankung leidet, die Leid, Schmerz und eine verringerte Lebenserwartung verursacht 

und eine spezielle Behandlung erfordert, die im Herkunftsland nicht ohne weiteres oder 

nur zu beträchtlichen Kosten erhältlich ist“,
375

 anzuwenden ist, wurde bis dato nur in 

einem weiteren Fall eine Verletzung festgestellt. 

 

Wenngleich HIV oder AIDS unbestritten natürlich auftretende Krankheiten sind, stellt sich 

dennoch die Frage, worin der behauptete Schaden liegt und, ob dieser tatsächlich ein 

natürliches Ereignis ist oder vielleicht doch der Staat eine gewisse Mitverantwortung 

trägt
376

 und die besonders hohe Schwelle in diesen Fällen gerechtfertigt erscheint. 

Unstrittig ist jedenfalls, dass die unmenschliche Behandlung ein Mindestmaß an Schwere 

erreichen muss, um in den Schutzbereich des Artikels 3 EMRK zu fallen, dh sie muss 

intensives körperliches oder seelisches Leid bewirken.
377

 Die Quelle des Leidens des 

erkrankten Fremden ist jedoch nicht seine Krankheit, sondern der entscheidende Akt ist die 

aktive und bewusste Entscheidung des Konventionsstaates den Fremden abzuschieben und 
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ihn dadurch dem Leiden auszusetzen. Erst dadurch werden die Konsequenzen ausgelöst.
378

 

Dies wurde nun auch im Fall Paposhvili erstmals klargestellt.
379

 

 

Beim Refoulementschutz liegt eben die zurechenbare Handlung des Staates in der 

Übergabe des Betroffenen in die Gewalt eines anderen Staates, die selbst als unmenschlich 

anzusehen ist, wenn dem Betroffenen dort eine Art 3 widrige Behandlung droht.
380

 Die 

Verantwortung eines abschiebenden Staates ergibt sich folglich dann, wenn nach rigoroser 

Prüfung substantielle Gründe die Annahme rechtfertigen, dass der Beschwerdeführer durch 

die Abschiebung einer realen Gefahr ausgesetzt wird, unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlung zu erfahren.
381

 Sieht man im konkreten Fall als Schaden die wesentlich 

verkürzte Lebenserwartung an, lässt sich eine Mitverantwortung des Konventionsstaates 

wohl kaum leugnen, denn ein mitbestimmender Faktor ist das Ausbleiben einer adäquaten 

medizinischen Versorgung, aufgrund der N. noch Dekaden leben könnte, und diese wird 

ihr erst durch die Abschiebung an sich entzogen.
382

 Für die betroffene Person ist es 

letztlich egal, ob die Verletzung durch staatliche oder nichtstaatliche Akteure oder dem 

Unvermögen des Herkunftsstaates mit schweren Krankheiten umzugehen, zustande 

kommt.
383

 Entscheidend ist vielmehr, ob eine entsprechende Gefahr überhaupt gegeben 

ist.
384

 

 

Ebenso nicht nachvollziehbar ist der unterschiedliche Standard, den der EGMR ansetzt, je 

nachdem, ob die Behandlung inner- oder außerhalb des Hoheitsgebietes des 

Konventionsstaates stattfindet. Geht es nämlich um unmenschliche Behandlung im 

innerstaatlichen Kontext, etwa durch die mangelnde medizinische Versorgung von 

Häftlingen ist das Mindestmaß an Schwere für Art 3 EMRK bereits dann erreicht, wenn 

ein Häftling nicht in eine auf HIV/AIDS spezialisierte Klinik überwiesen wird, 

wohingegen im Fall einer Abschiebung und darauffolgender mangelnder medizinischer 
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Versorgung im Herkunftsstaat, sehr außergewöhnliche Umstände vorliegen müssen.
385

 Das 

rechtfertigende Argument, dass die Konvention die Vertragsstaaten nicht verpflichte, 

anderen Staaten Konventionsstandards aufzuzwingen, vermag ebenso wenig überzeugen, 

da es, wie bereits oben dargelegt, nicht um das Verhalten des Herkunftsstaates geht, 

sondern das Verantwortung begründende Handeln bereits im Konventionsstaat durch die 

Abschiebungsentscheidung stattfindet.
386

 Auf den notwendigen Standard bei der 

medizinischen Versorgung von Häftlingen wird noch in einem späteren Kapitel 

eingegangen. 

 

Das wohl am meisten im Fall N. diskutierte Thema, ist die Frage der Verhältnismäßigkeit. 

Während Art 3 EMRK, wie oben dargestellt, im Gegensatz zu anderen Bestimmungen der 

Konvention absolut gilt und folglich im Fall eines Eingriffs keine 

Verhältnismäßigkeitsprüfung stattfindet, sondern jeder Eingriff gleichzeitig eine 

Verletzung ist, stellt sich die Frage, ob der EGMR durch die Aussage „inherent in the 

whole of the Convention is a search for a fair balance between the demands of the general 

interest of the community and the requirements of the protection of the individual’s 

fundamental rights“
387

 diese Absolutheit relativiert. 

 

Schmaus hält die damit argumentierte Suche nach einer „fairen Balance zwischen den 

öffentlichen Interessen der Gemeinschaft und dem Erfordernis des Schutzes der in 

individuellen Grundrechte“ als problematisch, wiewohl er anerkennt, dass aufgrund des 

unbestimmten Rechtsbegriffes das Vorliegen einer unmenschlichen Behandlung 

„situationsadäquat“ beurteilt werden muss. Die vorgenommene Interessensabwägung zur 

Bestimmung des Schutzbereiches entspricht im Wesentlichen jener, die im Rahmen der 

Verhältnismäßigkeitsprüfung auf Rechtfertigungsebene bei unter Eingriffsvorbehalt 

stehenden Rechten erfolgt. Besonders kritisch ist aus seiner Sicht, dass derartige 

Rechtfertigungsüberlegungen bei der Bestimmung des Schutzbereiches zur Aushöhlung 

des absoluten Charakters von Art 3 EMRK führen. Derzeit unstrittige Sachverhalte, wie 
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gewisse Verhörpraktiken, könnten durch eine derartige Verschiebung nicht mehr unter 

diese Bestimmung fallen.
388

 

 

Auch die in der Großen Kammer vertretenen Richter Tulkens, Spielmann und Bonello 

widersprechen in ihrem Sondervotum vehement der getroffenen Aussage, dass ein fairer 

Ausgleich geschaffen werden muss.
389

 Sie gestehen zwar ein, dass es derartige Abwege in 

der Rechtsprechung der Kommission gegebenen hat, weisen jedoch darauf hin, dass dieser 

Zugang vom Gerichtshof eindeutig verworfen wurde und die unabweichbare Absolutheit 

immer wieder betont wurde.
390

 In dem von ihnen angesprochenen Fall Saadi
391

, erteilte der 

Gerichtshof dem Vorbringen einiger Mitgliedstaaten, dass die Gefahr der Folter im Falle 

einer Abschiebung der terrorverdächtigen Fremden gegen die von ihnen ausgehende 

Gefahr für die öffentliche Sicherheit abgewogen werden müsse, eine klare Absage.
392

 

 

Czech hingegen argumentiert, dass eine Interessensabwägung auch beim 

Refoulementschutz einen legitimen Platz hat. Er stellt zwar klar, dass es dem absoluten 

Charakter widersprechen würde, ein festgestelltes Misshandlungsrisiko mit dem 

öffentlichen Interesse an der Ausreise rechtzufertigen, allerdings kann der 

Anwendungsbereich von Art 3 EMRK nicht mit Absolutheit bestimmt werden, weswegen 

der Bestimmung dieser Schwelle ein gewisses Maß an Relativität inhärent sei.
393

 Ob eine 

Maßnahme die hohe Schwelle von Art 3 EMRK erreiche, hänge nämlich immer von den 

Umständen des Einzelfalles ab, dabei sind die Art und Dauer der Behandlung, ihre 

physischen und psychischen Auswirkungen sowie die persönlichen Umstände der 

betroffenen Person (Alter, Geschlecht, Gesundheitszustand) zu berücksichtigen.
394

 Zudem 

lasse sich die Wahrscheinlichkeit des Eintrittes der drohenden Gefahr bei 

Abschiebungsfällen nicht mit absoluter Sicherheit bestimmen.
395

 Darüber hinaus ließe sich 
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die hohe Schwelle mit der Quelle der Bedrohung rechtfertigen, zumal diese nicht auf 

absichtlichem Handeln staatlicher Organe oder dem fehlenden Schutz durch diese beruht, 

sondern auf einer natürlich auftretenden Krankheit. Solange daher die zu erwartende 

Situation im Herkunftsland nicht derart gravierend ist, dass sie mit Folter oder 

unmenschlicher Behandlung gleichgesetzt werden muss, tritt das Schutzinteresse der 

betroffenen Person hinter die legitimen Interessen des Konventionsstaates zurück.
396

 

 

Ebenso vertritt Thurin die Ansicht, dass auf Schutzbereichsebene ein nicht unerheblicher 

Auslegungsspielraum besteht, in dem verschiedenste (auch gegenläufige) Wertungen 

einfließen können. Mit Verweis auf Trechsel hält er fest, dass Art 3 EMRK ein in 

erheblichem Maß flexibles Gebilde ist, dessen Konturen nicht ein für alle Mal scharf 

gezeichnet sind.
397

 Dabei verkennt er jedoch nicht die darin liegende Gefahr der 

Aushöhlung des absoluten Schutzes aber auch die Möglichkeit der erheblichen Ausweitung 

des Anwendungsbereiches.
398

 

 

Battjes argumentiert äußerst ausführlich unter Heranziehung der Judikatur des EGMR 

sowie auch von Texten anderer internationaler Menschenrechtsverträge, dass der absolute 

Charakter von Artikel 3 EMRK keineswegs jegliche Form von Interessensabwägung 

ausschließt. Die Suche nach einem fairen Ausgleich spielt in drei Bereiche hinein, erstens 

bei der Beurteilung, ob überhaupt ein reales Risiko einer Misshandlung im Falle einer 

Rückkehr besteht. Hier soll das individuelle Interesse, dass eine rigorose Prüfung 

stattfindet gegen das Interesse der Allgemeinheit, dass diese Überprüfung 

ressourcensparend durchgeführt wird, abgewogen werden. Zweites kann eine 

Interessensabwägung beim Prüfungsmaßstab eine Rolle spielen und drittens bei der 

Qualifizierung einer Behandlung als Folter oder unmenschliche oder erniedrigende 

Behandlung. Die Tatsache, dass Artikel 3 EMRK als absolut gilt, füge lediglich den 

Interessen des Individuums mehr Gewicht zu und erlaube weniger Eingriffe als bei anderen 

Rechten.
399
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Bezüglich des Themas der Interessensabwägung ist abschließend auszuführen, dass der 

EGMR 2012 im Fall Harkins und Edwards
400

 wichtige Klarstellungen hinsichtlich der 

absoluten Geltung von Art 3 EMRK im extraterritorialen Kontext treffen wollte. Der Fall 

betraf Auslieferungen wegen Mordes an die USA. Darin hielt der Gerichtshof fest, dass er 

in den vergangenen mehr als 20 Jahren in Auslieferungs- oder Abschiebungsfällen im 

Hinblick auf Art 3 EMRK nie eine Verhältnismäßigkeitsprüfung durchgeführt hatte und er 

somit vom im Fall Soering
401

 verfolgten Ansatz abgegangen ist.
402

 Tatsächlich hatte der 

EGMR im Fall Soering die Ansicht vertreten, dass bei extraterritorialen Fällen eine 

Abwägung der Allgemeininteressen mit jenen des Beschwerdeführers unter Art 3 EMRK 

durchaus zulässig sei.
403

 Dieser abwägungsfeste Grundsatz soll unabhängig von den 

Gründen der Außerlandesbringung auch zur Bestimmung des Schutzbereiches, dh, ob das 

geforderte Mindestmaß an Schwere erreicht wurde, zur Anwendung kommen.
404

 Dennoch 

ist aus dem Urteil heraus zu lesen, dass es sich der Gerichtshof vorbehält, gleichgelagerte 

Sachverhalte anders zu entscheiden, je nachdem, ob die Verletzung innerstaatlich oder im 

extraterritorialen Kontext geschieht, da die Konvention die Vertragsstaaten nicht 

verpflichtet, Konventionsstandards anderen Staaten aufzuzwingen. So mache es einen 

Unterschied, ob die mangelnde medizinische Versorgung im Aufenthaltsstaat oder in 

einem Drittstaat zu einer unmenschlichen Behandlung führt und sei im letzteren Fall eine 

höhere Schwelle anzusetzen.
405

 Insofern ist Berthou beizupflichten, dass dem EGMR 

dadurch eine Klarstellung nur bedingt gelungen ist.
406

 

 

Ein weiterer viel diskutierter Punkt im Urteil N. ist die Tatsache, dass in die Entscheidung 

nicht nur rechtliche sondern auch politische Überlegungen eingeflossen sind. Auch wenn 

es im Urteil nicht ausdrücklich erwähnt wird, findet man in der Literatur vielfach das 

Thema der Angst vor einem „Öffnen der Schleusen“, dh die Angst mit einer gegenteiligen 
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Entscheidung Tür und Tor für eine große Anzahl von kranken Fremden, die vor der 

medizinischen Unterversorgung in ihren Heimatländern mit der Hoffnung auf Rettung in 

Europa, zu öffnen.
407

 Im Urteil selbst wird dies lediglich mit dem kurzen Satz, dass Art 3 

EMRK die Staaten nicht verpflichte, Ungleichheiten bei der medizinischen Versorgung 

und dem medizinischen Fortschritt zu anderen Ländern durch kostenlose und unbegrenzte 

Behandlung für alle Fremde aus diesen Ländern ohne Aufenthaltsrecht auszugleichen, 

angeschnitten. Eine gegenteilige Entscheidung würde den Vertragsstaaten eine zu große 

Last aufbürden.
408

 Mit dieser Aussage schloss sich der Gerichtshof der Argumentation der 

Regierung des Vereinigten Königreiches an, wonach der Fokus der bisherigen 

Rechtsprechung auf einen würdevollen Tod und nicht auf eine Lebensverlängerung 

gerichtet war. Eine Ausdehnung auf andere Fälle würde durch die Hintertüre des Art 3 

EMRK zu einem Anspruch auf Zugang zu medizinischer Versorgung führen.
409

 

 

Wie bereits oben dargelegt, wird genau dieses Argument von den dagegen stimmenden 

Richtern kritisiert und mit den Statistiken zur Anzahl der beantragten Einstweiligen 

Maßnahmen wegen Krankheit, dh die aufenthaltsbeendende Maßnahme aufzuschieben, 

widerlegt. Dieser Satz würde die wahren Beweggründe der Mehrheit der entscheidenden 

Richter wiedergeben, und zwar, dass die finanzielle Belastung der Vertragsstaaten zu hoch 

wäre, würde die Abschiebung im konkreten Fall für unzulässig erklärt werden. Aus ihrer 

Sicht widerspricht es dem absoluten Charakter von Art 3 EMRK, wenn durch politische 

Erwägungen, wie Budgetgrenzen, die gewährten Rechte eingeschränkt werden. Sie halten 

das Argument des Schleusenöffnens für ein Verkennen der Lage.
410

 

 

Zudem weicht der EGMR mit diesem – wenn auch indirektem – Argument von seiner 

bisherigen Rechtsprechung ab. In einer Reihe von Entscheidungen, in denen sich der 

Gerichtshof mit den schlechten Haftbedingungen in ukrainischen Gefängnissen 

beschäftigte, hielt er fest, dass ein Mangel an Ressourcen nicht die dürftigen Bedingungen, 

die die Schwelle von Art 3 EMRK erreichten, rechtfertigen kann.
411
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Schmaus zufolge ist auch diesem Argument eine Interessensabwägung immanent und zwar 

wird dadurch die drohende finanzielle Last der Konventionsstaaten dem Interesse der 

Beschwerdeführerin an einem möglichst leidfreien und langen Leben gegenübergestellt, 

was im Hinblick auf den absoluten Schutz des Art 3 EMRK ebenfalls nicht ganz 

unproblematisch ist.
412

 Überlegungen hinsichtlich hoher Folgekosten für eine medizinische 

Behandlung oder soziale Unterstützung sind nach Czech ausnahmslos unzulässig, wenn die 

Chancen eines Fremden im Herkunftsland zu überleben oder zumindest unter 

menschenwürdigen Bedingungen zu sterben aufgrund seines Gesundheitszustandes derart 

schlecht sind, dass die Schwelle von Art 3 EMRK erreicht wird.
413

 Abschließend ist noch 

zu sagen, dass diesem Argument in der Literatur vor allem mit Skepsis begegnet wird, da 

es keine Beweise gibt, dass ein weitreichenderer Schutz für Flüchtlinge auch tatsächlich 

dazu führt, dass mehr Personen leichtfertig ihr Land verlassen, um (medizinische) 

Privilegien in einem weit entfernten Land zu genießen.
414

 

 

Eine weitere Diskussion, die das Urteil im Fall N. ausgelöst hat, ist die Frage, nach der 

Natur der durch die Konvention geschützten Rechte. Auch wenn der Konventionstext die 

Handschrift einer liberalen Menschenrechtskonzeption trägt und Rechte, wie das Recht auf 

Eheschließung (Artikel 12) und das Recht Unionen zu bilden (Artikel 11) enthält, schützt 

die EMRK im Wesentlichen bürgerliche und politische Rechte.
415

 Dennoch hielt der 

EGMR schon relativ früh fest, dass diese Rechte auch Auswirkungen sozialer und 

wirtschaftlicher Art haben.
416

 Die nicht zustimmenden Richter kritisierten zusätzlich die 

Aussage der Mehrheit, dass die Konvention in erster Linie den Schutz bürgerlicher und 

politischer Rechte zum Ziel hat
417

, als verkürzte Darstellung und vor allem als 

Missachtung der sozialen Dimension des sogenannten „integrated approach“. Der bloße 

Umstand, dass die Interpretation eines Konventionsrechtes in die Sphäre sozialer und 

wirtschaftlicher Grundrechte hineinreicht, sollte kein Grund gegen eine derartige 

Auslegung sein, zumal es keine wasserdichte Trennung zwischen bürgerlichen und 

politischen Rechten einerseits und sozialen und wirtschaftlichen Gründen andererseits 
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gibt.
418

 Weiters besagt dieser integrierte Zugang bei der Interpretation von 

Konventionsrechten, dass bürgerliche und politische Rechte keinen effektiven Schutz 

gewähren, wenn nicht auch deren sozio-ökonomische Aspekte garantiert werden. So kann 

der Eingriff in ein Recht, das traditionell als ein soziales Grundrecht klassifiziert wird, eine 

Verantwortung eines Staates in Hinblick auf die Konvention auslösen.
419

 Gleichzeitig 

betonten die dagegen stimmenden Richter, dass es im vorliegenden Fall nicht um soziale 

oder wirtschaftliche Grundrechte gehe, sondern um das Herzstück der bürgerlichen Rechte 

und zwar Artikel 3 EMRK.
420

 

 

Auch Schmaus setzte sich mit diesem Thema auseinander und stellte sich die Frage, ob der 

Fall tatsächlich, wie vom Gerichtshof angedeutet, in Wirklichkeit auf den Schutz sozialer 

und wirtschaftlicher Grundrechte gerichtet ist. Er kommt jedoch wie die drei dagegen 

stimmenden Richter zu der Ansicht, dass das Beschwerdevorbringen im Kern dahingehend 

zu verstehen ist, nicht einer unmenschlichen Behandlung in Form einer extrem verkürzten 

Lebenserwartung und den mit einem solcherart eintretenden Tod einhergehenden 

Umstände unterworfen zu werden. Soziale und wirtschaftliche Aspekte würden hier eine 

nachgeordnete Rolle spielen und kämen allenfalls zum Tragen, als es der 

Beschwerdeführerin aufgrund entsprechender finanzieller Ressourcen möglich wäre, die 

unmenschliche Behandlung aus eigenem abzuwenden.
421

 Diesem Argument kann jedoch 

nicht gefolgt werden, da dies bedeuten würde, dass der Staat von seiner fundamentalen 

Verantwortung, niemanden durch eine Abschiebung Folter auszusetzen, befreit werden 

würde, wenn der Beschwerdeführer aufgrund seiner finanziellen Mittel in der Lage wäre 

sich vor dieser, zB durch Schutzgeldzahlungen, zu schützen. 

 

Die Aussage des EGMR in N. zu diesem Aspekt stellt einen Rückschritt im Schutz von 

sozio-ökonomischen Aspekten der in der Konvention garantierten Rechte dar, zumal nicht 

nur in der Literatur, sondern bis dahin auch vom EGMR die künstliche Zweiteilung von 

bürgerlichen und sozialen Grundrechten in Frage gestellt wurde.
422
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Auch wenn der EGMR immer wieder betont, dass auch andere Krankheiten als AIDS, wie 

vor allem psychische Erkrankungen, einer Abschiebung entgegenstehen können, hat er bis 

dato noch keine Verletzung in einem Abschiebungsfall eines psychisch kranken Fremden 

festgestellt. Dennoch wandten sich im letzten Jahrzehnt relativ viele Personen mit 

psychischen Erkrankungen, denen die Abschiebung drohte, an den EGMR. Die 

vorgebrachten Erkrankungen, wie posttraumatische Belastungsstörungen oder schwere 

Depressionen waren einerseits auf traumatische Erlebnisse im Herkunftsland, andererseits 

aber auch auf die jahrelange Ungewissheit über den Ausgang des Asylverfahrens 

zurückzuführen.
423

 Dass jedoch in keinem einzigen Fall der Beschwerdeführer obsiegte, 

mag mit den Besonderheiten, die psychische Erkrankungen aufweisen, zusammenhängen, 

laut Knasmüller gibt es drei Spezifika bei diesen: 

 

Einerseits wurde die Diagnostik und effektive Behandlung dieser Krankheiten auch in 

Europa lange stiefmütterlich behandelt, weshalb hier die Frage der 

Behandlungsmöglichkeiten im Zielland umso mehr eine Rolle spielt.
424

 Der EGMR stellte 

jedoch wiederholt fest, dass die Behandlung im Zielland nicht den im Aufenthaltsstaat 

bestehenden Standards entsprechen muss. Entscheidend ist lediglich, dass die Möglichkeit 

der Behandlung an sich sowie der Zugang zu Medikamenten gesichert sind.
425

  

 

Zweitens ist psychischen Krankheiten immanent, dass Veränderungen in den 

Lebensumständen und Stabilitätsschwankungen in der nahen Umwelt der Betroffenen 

einen besonders negativen Einfluss auf den Krankheitsverlauf haben.
426

 Zudem hielt der 

EGMR bereits fest, dass Asylwerber aufgrund ihrer traumatischen Erlebnisse besonders 

vulnerabel sind.
427

 Allerdings sprach er auch aus, dass der durch die drohende 

Abschiebung ausgelöste mentale Stress bei psychisch Erkrankten, kein reales Risiko iS 

einer Verletzung von Art 3 EMRK sein kann.
428
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Die dritte Besonderheit bei psychischen Krankheiten ist, dass mit diesen meist ein erhöhtes 

Suizidrisiko einhergeht.
429

 Jedoch selbst bei Gefahr eines Selbstmordes ist laut EGMR die 

Abschiebung nicht unzulässig, solange Vorkehrungen für die Außerlandesbringung 

getroffen werden, um diesen zu verhindern, wie zB das Chartern eines eigenen Flugzeuges 

sowie die Begleitung durch besonders geschultes medizinisches Personal.
430

 Solange 

jedoch eine unmittelbare Suizidgefahr besteht, verlangt der Gerichtshof, dass von der 

Abschiebung abgesehen wird.
431

 In diesen Fällen ist ebenso beachtlich, ob der Betroffene 

sich in der Vergangenheit um etwaige psychiatrische Behandlung bemüht hat, falls nicht, 

ist nach Ansicht des EGMR davon auszugehen, dass es sich bei der Selbstmordgefahr eher 

um eine Drohung zur Verhinderung der Abschiebung, als um eine reale Gefahr oder ein 

Zeichen für gravierende Depressionen handelt.
432

 

 

Hinsichtlich psychischer Krankheiten lässt sich zusammenfassend ausführen, dass diese 

lediglich die im Licht des Art 3 EMRK erforderliche Schwere erreichen, wenn es 

zumindest einmal zu einer Zwangseinweisung in eine geschlossene Psychiatrie gekommen 

ist. Allerdings ist laut EGMR von keiner akuten Gefährdung mehr auszugehen, wenn der 

Aufenthalt mehr als ein Jahr zurückliegt und es in der Zwischenzeit keine nennenswerten 

Vorfälle gab. Die bloße fallweise oder auch regelmäßige Inanspruchnahme von 

psychologischer Versorgung einschließlich freiwilliger Aufenthalte in offenen Bereichen 

psychiatrischer Kliniken erreicht diese Schwelle in der Regel nicht.
433

 Der Gerichtshof 

anerkennt zwar, dass eine psychische Erkrankung erst Jahre nach den traumatischen 

Erlebnissen ausbrechen kann, vertritt jedoch die Auffassung, dass der Beschwerdeführer 

den kausalen Sachverhalt dennoch in einem frühen Verfahrensstadium vorbringen kann
434
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weshalb dieser als umso unbeachtlicher und unglaubwürdiger zu betrachten ist, je später 

die Erkrankung behauptet wird.
435

 

 

Da es sich bei psychischen Krankheiten in der Regel um keine lebensbedrohende, bereits 

ein tödliches Stadium erreichende Erkrankung handelt, mangelt es in diesen Fällen an der 

vom EGMR geforderten Exzeptionalität. Auch wenn Selbstmordgefahr als 

lebensbedrohende Komponente angesehen werden kann, liegt der Unterschied zu einem 

irreversiblen Endstadium einer tödlichen Erkrankung hier darin, dass diese durch 

vorsorgliche Maßnahmen entschärft werden kann.
436

 Folglich ist davon auszugehen, dass 

der EGMR auch nicht in Zukunft eine Verletzung im Fall einer Abschiebung eines 

psychischen Erkrankten feststellen wird.  

 

Auch wenn aus der Dynamik der Rechtsprechung des EGMR erkennbar ist, dass der 

Anwendungsbereich von Artikel 3 EMRK eine sukzessive Ausdehnung erfahren hat
437

, 

scheint es, dass er zumindest in Krankheitsfällen seit dem Urteil im Fall D. diesen wieder 

einschränken will. Während er bei diesem Urteil noch berücksichtigt hatte, dass es keinen 

Beweis gebe, dass dem Beschwerdeführer ein Bett in einem Krankenhaus garantiert ist, er 

somit die praktische Verfügbarkeit einer Behandlung verlangte, gab er sich bis vor kurzem 

in den Folgeentscheidungen mit der prinzipiellen theoretischen Erhältlichkeit 

medizinischer Versorgung im Zielland zufrieden. Die Verfügbarkeit medizinischer 

Behandlungsmöglichkeiten an sich reichte aus, eine Garantie eines effektiven Zugangs ist 

aus Sicht des EGMR nicht (mehr) erforderlich, anderes sprach er nun im Fall Paposhvili
438

 

aus. Der tatsächliche Zugang müsse nun zumindest mitbedacht werden. Im Fall D. 

hingegen hatte er das Konzept des Rechts auf Gesundheit noch in einer weiteren 

Perspektive betrachtet und die mögliche fehlende Obdach, die fehlende richtige Ernährung 

sowie die Konfrontation mit den Gesundheits- und Hygieneproblemen im Zielland 

berücksichtigt.
439

 In mehreren weiteren Fällen hat sich der EGMR kaum mit der 

Erkrankung des Beschwerdeführers und den Behandlungsmöglichkeiten im Herkunftsstaat 
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auseinandergesetzt, da diese Faktoren nicht ausreichend behauptet oder dargelegt 

wurden.
440

 Nun überträgt er die Verantwortung der Prüfung dieser Gegebenheiten den 

Konventionsstaaten. 

 

Bezüglich des Erfordernisses der moralischen und sozialen Unterstützung ist es 

mittlerweile ausreichend, dass Angehörige im Herkunftsstaat leben. Aus dieser bloßen 

Anwesenheit schließt der EGMR ohne weiteres, dass der Beschwerdeführer bei seiner 

Rückkehr unterstützt werden wird.
441

 Obwohl auch D. in seinem Herkunftsland einen 

Cousin hatte, gab es aus Sicht des EGMR keinen Beweis dafür, dass dieser auch willens 

und in der Lage sei, sich um die Bedürfnisse eines todkranken Mannes zu kümmern.
442

 Das 

Vorbringen in darauffolgenden Fällen, dass Angehörige nicht willens oder fähig sind, 

Unterstützung zu leisten, verwarf der Gerichtshof.
443

 

 

Insbesondere Im Hinblick auf den Fall Bensaid
444

, in dem der EGMR festhielt, dass die 

physische und psychische Gesundheit unter das Privatleben gemäß Artikel 8 EMRK fällt, 

erscheint es umso erstaunlicher, dass sich der EGMR im Fall N. überhaupt nicht mit dem 

Aspekt des Privatlebens auseinandergesetzt hat, obwohl er keine Verletzung von Artikel 3 

EMRK festgestellt hatte. Dies wird zu Recht nicht nur von den drei Richtern, die der 

Entscheidung abwichen
445

, sondern auch in der Literatur kritisiert
446

, zumal sich die 

Beschwerdeführerin bereits 10 Jahre im Vereinigten Königreich aufgehalten hatte und es 

Praxis des EGMR war, sich lediglich nicht zu einer weiteren vorgebrachten Verletzung zu 

äußern, wenn bereits eine andere (intensivere) Verletzung festgestellt worden war. 
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Obwohl der Gerichtshof seit dem Urteil D. nur eine weitere Abschiebung eines kranken 

Beschwerdeführers für unzulässig erklärt hat, erweiterte er Art 3 EMRK auf einen weiteren 

Schutzbereich, und zwar auf die allgemeinen Lebensumstände im Zielland.
447

 Umso 

erstaunlicher erscheint es, dass dieses Zielland, in dem die Lebensbedingungen für 

Asylwerber gegen Art 3 EMRK verstießen, ein Mitgliedstaat der EU, nämlich 

Griechenland, war. Durch diese Entscheidung stellt der EGMR auch klar, dass die 

Konventionsstaaten im Entscheidungszeitpunkt die tatsächlichen Zustände im Zielstaat 

prüfen müssen und sich nicht auch auf die Rechtsbindung erst kürzlich ergangener 

Entscheidungen des EGMR
448

 verlassen können.
449

  

 

Ein weiteres Novum ist die Feststellung, dass Asylwerber aufgrund der Strapazen der 

Flucht sowie möglicher Traumatisierungen per se als besonders verletzlich gelten. Auch 

wenn dies durch das Sondervotum des Richters Sajó
450

 kritisiert wird, scheint dies die 

Mindestschwelle zumindest für Asylwerber herabzusetzen.
451

 Dennoch verabsäumt es der 

EGMR einen Mindeststandard im Hinblick auf Art 3 EMRK festzustellen und bezieht sich 

stattdessen auf die geltenden Mindeststandards der EU
452

.
453

 Es ist daher anzunehmen, dass 

der EGMR nur dann von einer Verletzung von Art 3 EMRK im Fall einer Abschiebung 

von Asylwebern in ein Land, in denen ihnen eine Situation äußerster materieller Armut 

und Hilflosigkeit in einer fremden Umgebung droht, ausgeht, wenn dieses Land ein 

Mitglied der EU und somit rechtlich an besondere Mindeststandards gebunden ist. Dass 

Asylwerber nicht in der Lage sind ihre elementaren Lebensbedürfnisse, wie Nahrung, 

Unterkunft und Hygiene zu befriedigen, verstoße gegen diese Mindeststandards.
454
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In der Folgejudikatur scheint der Gerichtshof um Klarstellung bemüht und weist darauf 

hin, dass die allgemeinen sozio-ökonomischen und humanitären Lebensbedingungen im 

Herkunftsland weder ausreichend noch entscheidend für die Feststellung einer begründeten 

Gefahr einer unmenschlichen Behandlung sind.
455

 Artikel 3 EMRK enthalte keine 

generelle Verpflichtung, Flüchtlingen durch Unterkunft und finanzielle Leistungen einen 

gewissen Lebensstandard zu ermöglichen. Folgen einer signifikanten Verschlechterung der 

allgemeinen materiellen und sozialen Lebensbedingungen stellen keine außergewöhnlichen 

zwingenden humanitären Gründe dar, die eine Abschiebung unzulässig machen.
456

 

 

Dieses Urteil weist zudem eine weitere Besonderheit auf. Grundsätzlich entfalten Urteile 

des EGMR keine direkte Bindungswirkung für andere Staaten, dennoch führte diese 

Entscheidung dazu, dass auch andere Mitgliedstaaten keine Asylwerber mehr nach 

Griechenland überstellten. Grund dafür ist, dass der EGMR durch seine Entscheidungen 

die EMRK interpretiert und diese Auslegung für die anderen Konventionsstaaten 

bedeutsam ist, da sie eine Verurteilung riskieren würden, wenn sie dem Urteil nicht folgen 

würden,
457

 dh wenn sie weiterhin Asylwerber nach Griechenland überstellen würden. 

Diese über die Rechtskraft für die Parteien hinausgehende Wirkung wird als 

Orientierungswirkung bezeichnet.
458

 Man kann daher von einer rechtlichen Bindung an die 

Konvention in der durch den EGMR konkretisierten Wirkung sprechen. Für die übrigen 

Konventionsstaaten bedeutet dies somit, dass sie keine Überstellungen nach Griechenland 

durchführen dürfen, solange in Griechenland keine Strukturreform des Asylsystems und 

der Unterbringungs- und Anhaltesituation stattfindet, daran würden auch individuelle 

Zusagen durch Griechenland nichts ändern.
459

 

 

Auch wenn der Fokus dieser Arbeit auf der Rechtsprechung des EGMR liegt, darf dennoch 

kurz auf eine relevante Entscheidung des UN-Menschenrechtsausschusses
460

 eingegangen 
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werden.
461

 Der Fall betraf die Überstellung einer in Italien bereits subsidiär 

schutzberechtigten Mutter und ihrer drei minderjährigen Kinder zurück nach Italien. Sie 

hatte vorgebracht, dass sie einen Tag nach Erteilung der Aufenthaltsbewilligung das 

Aufnahmezentrum verlassen musste und sie keine Unterstützung bei der Suche nach einer 

Unterkunft oder einer Arbeit erhielt, weswegen sie auf der Straße leben musste und auf 

Betteln sowie die Unterstützung der Kirche angewiesen war. 

 

In seiner Entscheidung prüfte der Menschenrechtsauschuss, ob die geplante Überstellung 

der Beschwerdeführerin nach Italien gegen Art 7 IPBPR verstößt, der im wesentlichen Art 

3 EMRK entspricht. Dazu stellte er fest, dass die Beschwerdeführerin trotz ihrer 

Aufenthaltsbewilligung in Italien extremer Armut ausgesetzt war. Dänemark wäre 

deswegen verpflichtet gewesen, die konkreten Umstände des Einzelfalls zu prüfen, und 

eine individualisierte Beurteilung des Risikos unmenschlicher Behandlung unterworfen zu 

sein vorzunehmen. Die Annahme, dass sie grundsätzlich die Möglichkeit habe in Italien zu 

arbeiten und soziale Leistungen zu beziehen, sei nicht ausreichend, sondern hätten von den 

italienischen Behörden ausreichende Zusicherungen eingeholt werden müssen, dass sie 

unter angemessenen Bedingungen aufgenommen werden, zumal ihre Kinder als 

Minderjährige als besonders verletzlich gelten.
462

 

 

Der Menschenrechtsausschuss bestätigt durch seine Entscheidung im Wesentlichen die 

Praxis des EGMR, wonach das Refoulement-Verbot auch bei Dublinfällen gilt. Jeder 

Einzelfall ist einer sorgfältigen individualisierten Prüfung zu unterziehen und sind vor 

allem Kinder aufgrund ihrer Abhängigkeit von anderen Personen von schlechten 

Bedingungen besonders stark betroffen, weswegen sie besonderen Schutzes bedürfen. Der 

Grundsatz, dass auch die soziale und wirtschaftliche Situation von Dublin-Rückkehrern zu 

berücksichtigen ist, gilt somit auch für Personen, die bereits einen Schutzstatus erhalten 
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haben.
463

 Wie bei Urteilen des EGMR, gab es auch hier eine abweichende Meinung eines 

Mitgliedes, das kritisierte, dass die Entscheidung den Anwendungsbereich von Art 7 

IPBPR übermäßig ausweiten würde und der Anerkennung des Konzeptes wirtschaftlicher 

Flüchtlinge im IPBPR gleichkommen würde.
464

 

 

Zusammengefasst ist zu sagen, dass in Krankheitsfällen eine Verletzung von Artikel 3 

EMRK nach der Judikatur nur gegeben ist, wenn folgende Voraussetzungen kumulativ 

erfüllt sind: Die Krankheit muss sich im Endstadium befinden, es darf keine adäquaten 

Gesundheitseinrichtungen im Zielland geben und die betroffene Person darf auch keine 

Familienangehörigen mehr dort haben.
465

 Da sich der EGMR im Fall Paposhvili
466

 nur zu 

dem prozeduralen Aspekt geäußert hat, bleibt offen, ob er auch eine Verletzung festgestellt 

hätte, wenn die belgischen Behörden alles ausreichend ermittelt und gewürdigt hätten, 

allerdings der tatsächliche Zugang zur notwendigen Behandlung durch hohe Kosten 

erschwert sein würde. 
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IV. Artikel 8 EMRK und Gesundheit 

1. Rechtliche Grundlagen 

Artikel 8 EMRK lautet: 

Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 

„(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 

Wohnung und seines Briefverkehrs. 

(2) Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts ist nur statthaft, 

insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in 

einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 

Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur 

Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder 

zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.“ 

 

Im Gegensatz zu Art 3 EMRK ist das Recht auf Privat und Familienleben weder absolut 

noch notstandsfest, dh nicht jeder Eingriff in dieses Recht ist gleichzeitig eine Verletzung, 

sondern kann ein solcher gerechtfertigt sein
467

 und es kann im Fall eines Krieges oder eines 

anderen öffentlichen Notstandes außer Kraft gesetzt werden. Ein Eingriff setzt die 

Einschränkung in der Ausübung dieses Rechts durch staatliche Behörden voraus, wobei 

nicht jede Einschränkung ausreicht, diese muss vielmehr direkt und wesentlich sein.
468

 

Zudem ist nicht nur der Schutz gegen typisierte Eingriffsakte gegeben, sondern ist Art 8 

EMRK bewusst so formuliert, dass neue Bedrohungen infolge des technischen 

Fortschrittes auch davon umfasst sein können.
469

 Die in Abs 2 genannten legitimen Ziele, 

die einen Eingriff rechtfertigen können, stellen eine taxative Aufzählung dar.
470

 Der 

Schutzbereich umfasst in erster Linie das Familien- und Privatleben, aber auch die 

Wohnung und den Briefverkehr. Art 8 EMRK umfasst somit vier verschiedene Rechte, die 

sich teilweise überschneiden.
471

 

 

Art 8 EMRK ist für Fremde insofern von Bedeutung, dass es den völkerrechtlichen 

Grundsatz des Rechtes eines Staates die Ein- und Ausreise sowie den Aufenthalt von 

Fremden und die Beendigung desselben selbst zu kontrollieren, in gewisser Weise 
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relativiert.
472

 Bereits 1985 hat der Gerichtshof festgehalten, dass Art 8 EMRK kein Recht 

gewähre den Staat seines Aufenthaltes frei zu wählen.
473

 Dennoch bedeuten die 

Verweigerung von Einreisetiteln sowie die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden 

Maßnahme bzw die Versagung oder Nichtverlängerung eines Aufenthaltstitels einen 

Eingriff in dieses Recht, der einer Rechtfertigung bedarf.
474

 

 

Das Familienleben umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder 

Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben oder in deren 

gegenseitigen Beziehungen ein Abhängigkeitsverhältnis besteht.
475

 Für das Vorliegen einer 

Familie iS des Art 8 EMRK ist es nicht erforderlich, dass die Beziehung zwischen zwei 

Personen, zB durch eine Eheschließung, rechtlich formalisiert wurde, sondern sind auch 

de-facto-Familien eingeschlossen. Auf der anderen Seite sind durch eine Ehe entstandene 

Beziehungen auch dann umfasst, wenn bestimmte Elemente eines typischen 

Familienlebens, wie eine gemeinsame Wohnung, (noch) nicht vorliegen.
476

 Es muss jedoch 

ein reales Familienleben existieren. Scheinehen hingegen sind nicht geschützt.
477

 Der 

Schutz von Art 8 EMRK einer wirksam abgeschlossenen Ehe geht auch grundsätzlich dann 

nicht verloren, wenn einer der Ehepartner sein Geschlecht ändert.
478

 Ebenso fällt das 

Zusammenleben in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft unter den Begriff des 

Familienlebens, wenn die betroffenen Personen in einer gleichgeschlechtlichen de-facto-

Partnerschaft in einem gemeinsamen Haushalt wohnen, andernfalls können sie sich auf ihr 

Privatleben berufen.
479

 Das Familienleben zwischen Eltern und Kind entsteht mit der 

Geburt und zwar unabhängig davon, ob die Eltern verheiratet sind oder die Beziehung 

noch besteht. Ebenso wird es spätestens mit der Adoption begründet.
480

 Die Beziehung 

zwischen Eltern und Kindern fällt in der Regel auch dann unter Art 8 EMRK, wenn sie 

nicht zusammenleben.
481

 Mit Erreichen der Volljährigkeit hört das Familienleben in der 
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Regel nicht auf, sofern die Beziehungen nicht abgebrochen werden, dass die 

Familienbande stark belastet ist, schadet hingegen nicht.
482

 

 

Im Fall von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen ist der Schutz des Familienlebens 

grundsätzlich auf die Kernfamilie beschränkt.
483

 Unter Kernfamilie versteht man die 

Beziehung zwischen Ehegatten einerseits und zwischen Eltern und deren minderjährigen 

Kindern andererseits bzw andere Beziehungen, wenn zusätzliche Merkmale der 

Abhängigkeit hinzutreten.
484

 Oswald hingegen argumentiert, dass im fremdenrechtlichen 

Zusammenhang auch Beziehungen außerhalb der Kernfamilie in den Schutzbereich des 

Familienlebens fallen, wenn eine hinreichende Nahebeziehung vorliegt.
485

 

 

Eine allumfassende Beschreibung des geschützten Bereiches des Privatlebens existiert bis 

dato nicht. Allgemein schützt das Recht auf Achtung des Privatlebens die einzigartige 

Persönlichkeit des Menschen in ihrer physischen, seelischen und geistigen Existenz, wie 

sie sich in der Begegnung des Menschen mit sich selbst und in zwischenmenschlichen 

Zügen äußert.
486

 Somit ist auch das Selbstbestimmungsrecht über den eigenen Körper, dh 

die physische und psychische Integrität und die körperliche Unversehrtheit geschützt.
487

 

Das Recht auf Achtung des Privatlebens umfasst somit zwei Komponenten, einerseits das 

Selbstbestimmungsrecht, dh das Recht, über die eigene Person und die Gestaltung des 

Lebens zu verfügen, und andererseits das Recht, dass dieser gelebte Freiraum eine private 

Sphäre bleibt.
488

 Zwangsweise medizinische Behandlungen, wie die zwangsweise 

Blutabnahme, stellen jedenfalls einen Eingriff in die körperliche Integrität dar, der einer 

Rechtsfertigung nach Absatz 2 bedarf.
489

 Auch die physische Integrität ist ua vor 

psychologischen Zwangsbehandlungen oder dem Herausreißen aus einer Umgebung, ohne 

die der Betroffene seine moralische Integrität zu verlieren droht, geschützt.
490
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2. Artikel 8 EMRK und aufenthaltsbeendende Maßnahmen 

 

Dass Art 8 EMRK bei aufenthaltsbeendenden Maßnahmen ebenso relevant sein kann, zeigt 

eine Fülle an Entscheidungen des EGMR in diesem Bezug. Im Fall einer 

Aufenthaltsbeendigung eines Familienmitgliedes ist regelmäßig von einem Eingriff in das 

Familienleben auszugehen, wird hingegen die gesamte Familie abgeschoben, ist lediglich 

das Privatleben berührt.
491

 

 

Der EGMR stellte erstmals im Jahr 1988 fest, dass eine aufenthaltsbeendende Maßnahme 

gegen Art 8 EMRK verstoßen kann
492

, also ein Jahr bevor er dies im Hinblick auf Art 3 

EMRK im Fall Soering
493

 festhielt. Der Fall betraf einen marokkanischen Staatsbürger, der 

bereits mehrere Jahre in den Niederlanden lebte und dort arbeitete und mittlerweile von 

seiner niederländischen Frau, mit der er eine gemeinsame Tochter hatte, die er mehrmals 

pro Woche sah, geschieden war. Der Gerichtshof hielt fest, dass der Eingriff in sein 

Familienleben zu seiner Tochter zwar dem wirtschaftlichen Wohl des Landes diente, 

jedoch nicht verhältnismäßig war, da er seit Jahren eine sehr enge Beziehung zu seiner 

Tochter pflegte und sich nichts zu Schulden hatte kommen lassen.
494

 Zwei Jahre später 

beschäftigte er sich ebenfalls mit der Beschwerde eines Marokkaners, der im Alter von 

nicht ganz zwei Jahren nach Belgien gekommen war und nun nach fast zwanzig Jahren 

aufgrund zahlreicher Vermögensdelikte, teilweise verbunden mit Gewalt, ausgewiesen 

wurde.
495

 Dazu hielt der EGMR fest, dass diese Ausweisung zwar aufgrund eines legitimen 

Ziels und zwar der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung erfolgte, jedoch nicht 

notwendig in einer demokratischen Gesellschaft war, da er sämtliche Straftaten in seiner 

Jugend begangen hatte und er sich in den vier Jahren von der Verurteilung bis zu seiner 

Abschiebung wohl verhalten hatte. Zudem war er als kleines Kind nach Belgien 

gekommen, war in der Zwischenzeit lediglich zwei Mal in Marokko und hatte noch enge 

Verwandte in Belgien. Da keine angemessene Interessensabwägung durchgeführt wurde, 

wurde sein Recht auf Familienleben gemäß Art 8 EMRK verletzt.  
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Ein Urteil, in dem Österreich vom EGMR wegen einer Verletzung von Art 8 EMRK 

verurteilt wurde, war der Fall Maslov.
496

 Der Beschwerdeführer, ein bulgarischer 

Staatsbürger, kam 1990 im Alter von sechs Jahren mit seinen Eltern und seinen zwei 

Geschwistern nach Österreich. Seine Eltern erhielten die österreichische Staatsbürgerschaft 

und er hatte seit 1999 eine unbefristete Niederlassungsbewilligung. In den Jahren 1999 und 

2000 wurde er wegen 40 Straftaten, darunter ua gewerbsmäßigen Bandendiebstahls, 

Körperverletzung, Erpressung, schweren Raubes sowie unbefugten Gebrauchs eines 

Fahrzeuges zu einer Freiheitsstrafe verurteilt. Daraufhin erließ die Bundespolizeidirektion 

im Jahr 2001 ein zehnjähriges Aufenthaltsverbot gegen den Beschwerdeführer, welches 

sowohl von der Sicherheitsdirektion als auch dem Verwaltungsgerichtshof bestätigt wurde. 

2003 erfolgte seine Abschiebung.
497

 

 

Für die rechtliche Beurteilung zog der EGMR ua die von ihm entwickelten sogenannten 

Boultif
498

 Kriterien heran. Demnach sind bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung einer 

aufenthaltsbeendenden Maßnahme im Licht des Art 8 EMRK folgende Aspekte zu 

beachten und einzubeziehen: 

 

 die Art und Schwere der begangenen Straftaten 

 die Aufenthaltsdauer im Gastland  

 die verstrichene Zeitspanne seit der Tatzeit sowie ein allfälliges Wohlverhalten 

während dieses Zeitraumes  

 die Nationalität aller betroffenen Personen  

 die Familiensituation des Beschwerdeführers, wie die Dauer der Ehe und das 

Vorliegen eines effektiven Familienlebens 

 die Existenz von Kindern und dessen Alter 

 ob der Ehegatte von den Straftaten oder dem unsicheren Aufenthaltsstatus des 

Ehepartners wusste sowie 

 Möglichkeiten und Schwierigkeiten eines Familiennachzugs in das Herkunftsland 

der abzuschiebenden Person.
499
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Fünf Jahre später wiederholte der Gerichtshof diese Kriterien im Fall Üner
500

 und ergänzte 

sie durch zwei weitere: 

 

 das Interesse und Wohl von betroffenen Kindern insbesondere die Schwierigkeiten, 

die sich einem Kind im Herkunftsland des Beschwerdeführers stellen würden 

(„anpassungsfähiges Alter“) sowie 

 die sozialen, kulturellen und familiären Bindungen zum Gastland und zum 

Herkunftsland.
501

 

 

Im Fall Maslov kam der EGMR unter Abwägung aller Kriterien mit 16:1 Stimmen zu dem 

Schluss, dass trotz seiner Volljährigkeit das Aufenthaltsverbot sein Recht auf Achtung des 

Familienlebens (er lebte noch bei seinen Eltern) und des Privatlebens verletzte.
502

 Dabei 

maß er der Anzahl der begangenen Straftaten weniger Bedeutung zu, als der geringen 

Schwere und schuf eine neue Kategorie an Straftaten, nämlich jene, die typische Beispiele 

jugendlicher Delinquenz sind. Nach Ansicht des Gerichtshofes war aufgrund derer keine 

zukünftige Gefährdung anzunehmen.
503

 Ausschlaggebend war weiters, dass der 

Beschwerdeführer keinerlei Bindungen zum Heimatstaat aufwies und auch über lediglich 

geringe Sprachkenntnisse verfügte und seine Eltern bereits die österreichische 

Staatsbürgerschaft besaßen, womit ihnen ein Nachzug nicht zumutbar war.
504

 Die Dauer 

eines Einreise- bzw Aufenthaltsverbotes kann ebenso oft ausschlaggebend dafür sein, ob 

die Aufenthaltsbeendigung verhältnismäßig ist oder nicht, da die Aufrechterhaltung des 

Familienlebens durch kurze Besuche dadurch erschwert wird.
505

 Im konkreten Fall war die 

Dauer des Aufenthaltsverbotes allerdings nicht entscheidend. 

 

Auch wenn die Judikatur des EGMR betreffend Art 8 EMRK und aufenthaltsbeendenden 

Maßnahmen sehr kasuistisch und einzelfallbezogen ist, können doch gewisse 

Grundprinzipien daraus abgelesen werden. Zusammenfassend ist zunächst grundsätzlich 
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festzuhalten, dass eine Aufenthaltsbeendigung bei vorwerfbarem Verhalten leichter 

möglich ist.
506

 Dabei ist die Art der Straftat relevant, Drogendelikte sind als besonders 

gravierend zu betrachten und Gewaltdelikte wiederum schwerer als Vermögensdelikte.
507

 

Der Anzahl der Straftaten kommt weniger Bedeutung zu, als der Dauer der strafbaren 

Phase und der insgesamt verhängten Strafe.
508

 Im Fall von Verurteilungen wegen 

Drogenhandel misst der EGMR dem Schutz der Öffentlichkeit mehr Gewicht zu als dem 

Interesse des Einzelnen, wobei der bloße Gebrauch von Drogen keine schwerwiegende 

Gefährdung der öffentlichen Ordnung verwirklicht.
509

 Bei der 

Verhältnismäßigkeitsprüfung wirken sich eine Begehung im Jugendalter sowie das 

Wohlverhalten zwischen Straftat und Aufenthaltsbeendigung positiv aus.
510

 Eine 

besondere Fallgruppe bilden sogenannte Immigranten der zweiten Generation, die  in der 

Regel praktisch keine Bindungen  mehr zum Staat der formellen Staatsbürgerschaft haben. 

Ihnen kommt auch im Fall der Begehung der Straftaten wegen der Verwurzelung im 

Aufnahmestaat ein stärkerer Schutz nach Art 8 EMRK zu.
511

 

 

Bei der Prüfung, ob das Familienleben verletzt wird, ist maßgeblich, ob das Familienleben 

zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus 

bewusst waren und sie nicht mit der Fortsetzung ihres Familienlebens im Gastland rechnen 

durften. In diesen Fällen müssen außergewöhnliche Umstände der Aufenthaltsbeendigung 

entgegenstehen, damit Art 8 EMRK verletzt ist.
512

 Beim Privatleben hingegen spielt die 

Aufenthaltsdauer eine zentrale Rolle, da erst nach einigen Jahren eine nach Art 8 EMRK 

geschützte Integration im Aufenthaltsstaat anzunehmen ist.
513

 Eine exakte Jahresgrenze 

bzw Mindestaufenthaltsdauer, ab der ein Eingriff in das Privatleben durch eine 

Aufenthaltsbeendigung jedenfalls unzulässig ist, existiert nicht.
514

 Nach österreichischem 

Recht kommt zusätzlich hinzu, dass bei lang dauernden Asylverfahren zu prüfen ist, ob 

dies durch die Asylwerber, zB durch das Stellen von Folgeanträgen, verursacht wurde oder 
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Verfahrensverzögerungen der Behörde anzulasten sind („Behördenverschulden“), diesfalls 

würde die Aufenthaltsdauer zugunsten der Asylwerber ausschlagen.
515

  

 

Zu beachten ist, dass die Boultif Kriterien für die Beurteilung jener Fälle entwickelt 

wurden, bei denen ein Aufenthalt aufgrund von begangenen Straftaten beendet werden 

soll. Für jene Fälle, in denen strafbare Handlungen nicht der Grund für die 

Aufenthaltsbeendigung sind, gibt es keinen ausdrücklichen Kriterienkatalog, wobei 

gewisse Faktoren auch in diesen Fällen vom EGMR herangezogen werden.
516

 Weiters zu 

beachten ist, dass es nach Ansicht des EGMR nicht ausreicht, dass von einer Ausweisung 

abgesehen wird, sondern der Konventionsstaat die erforderlichen Maßnahmen, wie zB die 

Legalisierung des Aufenthalts, ergreifen muss, damit die Rechte aus Art 8 EMRK 

ungehindert ausgeübt werden können.
517

 

 

3. Artikel 8 EMRK und Gesundheit 

3.1. Gesundheit allgemein 

1985 sprach der EGMR im Fall des sexuellen Missbrauchs eines behinderten Mädchens 

aus, dass das Privatleben auch die physische und moralische Integrität einschließlich des 

Sexuallebens einer Person umfasst.
518

 Im Fall Costello-Roberts
519

 hielt der Gerichtshof 

fest, dass Handlungen, die nicht die Schwere von Art 3 EMRK erreichen, eine Verletzung 

von Art 8 EMRK darstellen können, wenn sie sich ausreichend nachteilig auf die physische 

und moralische Integrität auswirken.
520

 Der Fall betraf die körperliche Züchtigung in einer 

Privatschule, die nach Ansicht des EGMR weder Art 3 EMRK noch Art 8 EMRK 

verletzte.  

 

Im Fall Pretty
521

 wiederholte er, dass das Leiden, welches durch eine natürlich auftretende 

Krankheit, physisch oder psychisch, in den Anwendungsbereich von Art 3 EMRK fallen 

kann, wenn die Behörden, sei es durch Haftbedingungen, eine Abschiebung oder andere 
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Maßnahmen, dafür verantwortlich sind. Die Beschwerdeführerin litt an einer Motoneuron 

Erkrankung, die zu einer fortschreitenden Muskelschwäche führte, sodass sie von Nacken 

abwärts gelähmt war und auch nicht mehr eigenständig atmen und schlucken konnte. Sie 

wollte erreichen, dass ihr Ehemann ihr Sterbehilfe leisten konnte, ohne dafür strafrechtlich 

verfolgt zu werden. Der Gerichtshof kam dennoch zu dem Schluss, dass aus Art 3 EMRK 

keine Verpflichtung abgeleitet werden könne, Sterbehilfe im Falle eines drohenden äußerst 

leidvollen Todes zu erlauben.
522

 Hinsichtlich Art 8 EMRK führte er aus, dass eine 

medizinische Zwangsbehandlung ohne Zustimmung des Patienten einen Eingriff in dessen 

physische Integrität im Sinne dieses Artikels darstellt. Im konkreten Fall ging es jedoch 

nicht um eine medizinische Behandlung, sondern um den Wunsch einer Person ihr Leiden 

durch unterstützten  Selbstmord zu lindern.
523

 Weiters erklärte er, dass Art 8 EMRK im 

Wesentlichen die Menschenwürde und die Freiheit des Menschen schütze, damit hänge 

auch die Lebensqualität zusammen.
524

 Da die gesetzlichen Bestimmungen die 

Beschwerdeführerin davon abhielten, autonom über ihren Körper und das Ende ihres 

Lebens zu bestimmen, war ein Eingriff in ihr Privatleben gegeben.
525

 Dieser war jedoch 

verhältnismäßig, da die relevanten Gesetze den Schutz von Vulnerablen, wie den der 

Beschwerdeführerin, zum Ziel hatten, eine Änderung dieser, würde das Risiko des 

Missbrauchs in sich bergen.
526

 

 

Auch wenn die Gesundheit in den Schutzbereich des Privatlebens nach Art 8 EMRK fällt, 

garantiert die Konvention jedoch kein bestimmtes Maß und Level an medizinischer 

Versorgung.
527

 So entschied der Gerichtshof im Fall Hristozov, dass Art 8 EMRK keinen 

Anspruch auf Zugang zu experimentellen Behandlungsmethoden oder bestimmten 

medizinischen Produkten enthält.
528

 Die Beschwerdeführer waren an AIDS erkrankt und 

machten eine Konventionsverletzung geltend, da ihnen der Zugang zu einem 

unautorisierten experimentellen Medikament verweigert wurde. Dazu hielt der Gerichtshof 

fest, dass zwar ein Trend in Europa bemerkbar sei, in außergewöhnlichen Umständen den 

Gebrauch nicht zugelassener Medizin aus Mitgefühl zu erlauben, allerdings findet sich 

dieser Konsens in keinem Staat als festgeschriebenes Prinzip. Zumal es auch keine 
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Regelungen gibt, wann und in welcher Weise derartige Behandlungen zugelassen werden 

sollen.
529

  

 

In einem Fall stellte der EGMR wegen Unterlassung der adäquaten medizinischen 

Versorgung eine Verletzung fest, allerding von Art 2 EMRK
530

.
531

 Die Beschwerde wurde 

von einer NGO für einen jungen Mann, der im Alter von 18 Jahren in einem 

psychiatrischen Krankenhaus starb, vor den Gerichtshof gebracht. Der Verstorbene wurde 

bei seiner Geburt in einem Waisenhaus abgegeben und bereits als junges Kind als HIV 

positiv diagnostiziert. Darüber hinaus litt er an einer schweren geistigen Behinderung. 

Aufgrund der außergewöhnlichen Umstände und der Schwere der Vorwürfe, ließ der 

EGMR die Vertretung der Interessen des toten Beschwerdeführers durch die NGO zu, auch 

wenn sie selber kein Opfer einer Konventionsverletzung war.
532

 Der EGMR stellte fest, 

dass der Beschwerdeführer in medizinischen Einrichtungen untergebracht worden war, die 

nicht ausgerüstet waren, um adäquate medizinische Versorgung für seinen 

Gesundheitszustand zu gewährleisten. Ohne korrekte Diagnose wurde er von einer Station 

zur anderen verlegt und es so verabsäumt, ihm die notwendige antiretrovirale Medikation 

zu gewährleisten. Im Wissen der schwierigen Situation des psychiatrischen 

Krankenhauses, und zwar des Personalmangels, der unzureichenden Nahrungsversorgung 

sowie der fehlenden Heizung, wurde sein Leben durch die Behörden in Gefahr gebracht. 

Darüber hinaus gab es keine effektive Untersuchung betreffend die Umstände seines 

Todes.
533

 

 

Aus Artikel 8 EMRK kann kein generelles Recht auf Abtreibung abgeleitet werden. 

Allerdings kann ein generelles Abtreibungsverbot, das die physische Integrität von 

Schwangeren gefährdet, den Schutzbereich von Art 8 EMRK betreffen. Es hat demnach 

eine Interessensabwägung zwischen den Rechten der Mutter und jenen des ungeborenen 
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Kindes stattzufinden.
534

 So hielt der EGMR fest, dass die Regelungen in Polen betreffend 

die Abtreibungsmöglichkeiten gegen Art 8 EMRK verstießen, da der Beschwerdeführerin 

von den Ärzten keine Abtreibung ermöglicht wurde, obwohl sie zu erblinden drohte und es 

keine effektiven Mechanismen zur Festlegung, ob die Voraussetzungen für eine 

therapeutische Abtreibung vorliegen, gab.
535

 

 

Die Relevanz von Gesundheitsbeeinträchtigungen durch Umweltrisiken unter Art 8 EMRK 

wird ausführlich im Exkurs zu Umweltflüchtlingen behandelt. An dieser Stelle sei nur kurz 

erwähnt, dass Art 8 EMRK verletzt sein kann, wenn Personen gesundheitsgefährdenden 

Stoffen oder Gasen bzw giftigen Chemikalien ausgesetzt sind und sie auch keine 

Möglichkeiten haben, Informationen zu den möglichen Risiken zu erhalten, um die Gefahr 

einschätzen zu können.
536

 

 

Ein weiterer Themenbereich ist die Gesundheit und medizinische Versorgung von 

inhaftierten Personen. Aufgrund ihrer speziellen Situation sind sie in besonderem Maß von 

den staatlichen Behörden in Bezug auf ihre Gesundheitsversorgung abhängig und haben 

Versäumnisse der Behörden stärkere Auswirkungen.
537

 Diesbezüglich hielt der EGMR 

fest, dass Personen in Bedingungen angehalten werden müssen, die im Einklang mit der 

Menschenwürde stehen, sodass die damit verbundene Härte nicht das unvermeidbare Level 

an Leiden übersteigt und ihr Wohlergehen und ihre Gesundheit durch medizinische 

Unterstützung sicher gestellt sind.
538

 Eine schnelle und genaue Diagnose im Krankheitsfall 

ist unerlässlich, ebenso wie ein umfassender Behandlungsplan, der die Erholung oder 

zumindest keine Verschlechterung des Gesundheitszustandes zum Ziel hat.
539

 Das 

Unterlassen der angemessenen gesundheitlichen Versorgung von angehaltenen Personen 

wird vom Gerichtshof in der Regel unter dem Aspekt des Art 3 EMRK geprüft
540

, ebenso 
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wie die Fortsetzung der Anhaltung trotz eines schlechten Gesundheitszustandes
541

. Darüber 

hinaus wurde aus Art 3 EMRK eine Verpflichtung abgeleitet, einen an Schizophrenie 

erkrankten Häftling in eine Spezialeinrichtung zu transferieren.
542

 Auch in der 

Verschiebung einer notwendigen und dringenden Operation eines an Darmkrebs im 

fortgeschrittenen Stadium erkrankten Häftlings wurde eine Verletzung von Art 3 EMRK 

gesehen.
543

 

 

Allerdings lässt sich aus Art 3 EMRK keine generelle Verpflichtung zur Haftentlassung im 

Krankheitsfall oder zu einer Verlegung in ein ziviles Krankenhaus ableiten. Bei der 

Prüfung der Vereinbarkeit des Haftvollzuges mit dieser Bestimmung sind vor allem die Art 

der Erkrankung, das Bestehen ausreichender medizinischer Behandlungsmöglichkeiten 

während der Haft sowie die Frage, ob die Aufrechterhaltung des Haftvollzuges in 

Anbetracht des Gesundheitszustandes angezeigt ist, zu berücksichtigen.
544

 

 

Allerdings gewährt Art 8 EMRK auch ein Recht auf Zugang zu persönlichen 

medizinischen Unterlagen.
545

 Im Anlassfall hatten die Beschwerdeführerinnen, die 

Angehörige der Volksgruppe der Roma waren, den Verdacht ohne ihr Wissen im 

Krankenhaus sterilisiert worden zu sein. Ihnen wurden Kopien zu ihren medizinischen 

Akten verwehrt. Ebenso verpflichtet Art 8 EMRK die Konventionsstaaten persönliche 

Daten betreffend die Gesundheit insbesondere die Krankengeschichte vertraulich zu 

behandeln bzw geheim zu halten.
546

 

 

Auch wenn nicht von vornherein ausgeschlossen werden kann, dass mangelnde 

medizinische Versorgung in einer Art 3 EMRK Verletzung resultieren kann, bevorzugt der 

EGMR derartige Sachverhalte unter dem Standpunkt von Art 8 EMRK zu betrachten.
547

 

Die Abgrenzung zwischen unmenschlicher Behandlung und der Sicherung der 

körperlichen Unversehrtheit erfolgt demnach nach der Schwere und Qualität der in Frage 
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stehenden Maßnahme. Art 3 EMRK ist nur dann betroffen, wenn eine bestimmte Schwere 

erreicht wird und gleichzeitig die Missachtung der betroffenen Person zum Ausdruck 

kommt, andere Beeinträchtigungen der körperlichen Integrität sind im Licht des Art 8 

EMRK zu prüfen.
548

 Medizinische Zwangseingriffe oder –behandlungen bei Lebenden 

verletzen regelmäßig Art 3 EMRK.
549

 Organentnahmen von Toten ohne ausdrückliche 

Zustimmung hingegen werden nach Art 8 EMRK geprüft.
550

 

 

3.2. Gesundheit in Bezug auf aufenthaltsbeendende Maßnahmen 

Dass eine Krankheit, die im Fall einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme nicht die 

außergewöhnlichen Umstände iS des Art 3 EMRK hervorruft, jedoch nach Art 8 EMRK 

von Relevanz sein kann, hat der EGMR im bereits erwähnten Fall Bensaid
551

 aufgezeigt. 

Darin sprach der EGMR aus, dass die Schizophrenie Erkrankung des Beschwerdeführers 

seine Ausweisung im Licht des Art 3 EMRK nicht unzulässig mache. Der 

Beschwerdeführer brachte darüber hinaus eine Verletzung von Art 8 EMRK vor und führte 

dazu begründend aus, dass im Falle einer Abschiebung die wiederkehrenden Symptome 

seiner Krankheit ein entsetzliches mentales Leiden auslösen würden und dadurch seine 

moralische und physische Integrität geschädigt werden würde.  

 

Dazu hielt der Gerichtshof fest, dass die psychische Gesundheit unter dem Licht des 

Teilbereichs der moralischen Integrität einen entscheidenden Aspekt des Privatlebens 

darstellt, der vom Schutzbereich des Art 8 EMRK umfasst ist. Der Erhalt der psychischen 

Stabilität ist eine unerlässliche Vorbedingung für die effektive Ausübung des Rechtes auf 

Privatleben.
552

 Jedoch nicht jede Handlung oder Maßnahme, die sich nachteilig auf die 

moralische oder physische Integrität auswirke, falle unter Art 8 EMRK. Da der Vorwurf, 

dass sich der Zustand des Beschwerdeführers im Falle einer Abschiebung verschlechtern 

würde, aus Sicht des EGMR unsubstantiiert und hypothetisch ist, stellte dieser auch keine 

Verletzung von Art 8 EMRK fest.
553
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Bereits Jahre zuvor und zwar im Jahr 1995 hatte der Gerichtshof festgestellt, dass die 

Abschiebung eines taubstummen Algeriers, der wegen Gruppenvergewaltigung verurteilt 

wurde, Artikel 8 EMRK verletze.
554

 Der Beschwerdeführer war im Alter von fünf Jahren 

mit seiner Familie nach Frankreich gekommen, wo er aufgrund seiner Beeinträchtigung 

eine Spezialschule besuchte, die er aber aufgrund seines gewalttätigen Verhaltens wieder 

verlassen musste. Da der Beschwerdeführer weder Kenntnisse der Taubstummensprache 

hatte, noch lesen oder schreiben konnte, konnte er sich lediglich mit einfachen Zeichen, die 

nur seine Familie und nahe Freunde verstanden, verständigen. Zwischen 17 und 30 Jahren 

wurde mehrmals wegen zahlreicher Delikte, wie Diebstahl, Rauch und Vergewaltigung 

verurteilt, weswegen ihm auch die Abschiebung drohte. Medizinische Gutachten 

attestierten eine eingeschränkte Kommunikationsfähigkeit und Intelligenz sowie eine hohe 

Beeinflussbarkeit des Beschwerdeführers.
555

 

 

Der Gerichtshof anerkannte, dass die Abschiebeanordnung des Beschwerdeführers im 

Einklang mit den französischen Gesetzen stand und auch dem Ziel der Verhütung von 

Straftaten diente. Dennoch kam er zu dem Schluss, dass durch seine Abschiebung sein 

Recht auf Achtung des Familienlebens verletzt werden würde. Dies begründete der EGMR 

damit, dass der Beschwerdeführer nur innerhalb seiner in Frankreich aufhältigen Familie 

ein psychisches und soziales Gleichgewicht finden könne.
556

 Aufgrund der Kumulierung 

der besonderen Umstände, insbesondere, dass er kein Arabisch verstand, er nie nach 

Algerien zurückgekehrt war und er immer bei seinen Eltern lebte, überwiegte sein 

Interesse am Verbleib in Frankreich. Zudem lagen seiner Verurteilung mildernde 

Umstände zu Grunde und verhielt er sich seitdem unauffällig. Das familiäre Umfeld helfe 

ihm einen Rückfall zu verhindern. 
557

 

 

Im bereits angesprochenen Fall Paposhvili
558

 hatte sich die Kammer mit der Zulässigkeit 

der Außerlandesbringung aufgrund seiner Krankheit auch unter dem Blickwinkel des Art 8 

EMRK auseinandergesetzt. In seiner Prüfung bezog der Gerichtshof neben allen anderen 

Kriterien auch die gesundheitliche Situation des Beschwerdeführers ein. Dabei anerkannte 

der Gerichtshof in seiner Kammerentscheidung 2014, dass er sich in einem ernsten 

Gesundheitszustand befand und die Aufrechterhaltung des Familienlebens mit einigen 
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Schwierigkeiten in dieser speziellen Konstellation verbunden ist. Dennoch sei sein Zustand 

aufgrund der erhaltenen medizinischen Versorgung stabil und bestehe keine unmittelbare 

Lebensbedrohung. Darüber hinaus sei er reisefähig. Aus diesen Gründen, insbesondere der 

Schwere der begangenen Straftaten, liege auch keine Verletzung von Art 8 EMRK vor.
559

 

Lediglich zweieinhalb Jahre später entschied die Große Kammer einstimmig, obwohl sie 

bereits eine Verletzung von Art 3 EMRK festgestellt hatte, dass im Fall seiner 

Abschiebung auch eine Verletzung von Art 8 EMRK vorliege.
560

 Auch bei diesem Aspekt 

kritisierte der EGMR, dass die belgischen Behörden nicht ausreichend die medizinischen 

Daten sowie die Auswirkungen der Abschiebung auf den Gesundheitszustand des 

Beschwerdeführers sowie den Grad der Abhängigkeit zu seiner in Belgien lebenden 

Familie aufgrund seiner Gesundheitsverschlechterung untersucht hatten. Art 8 EMRK 

enthalte auch eine verfahrensrechtliche Verpflichtung, um dieses Recht effektiv 

gewährleisten zu können. Aufgrund der Versäumnisse der belgischen Behörden liege daher 

eine Verletzung vor, wenn er abgeschoben worden wäre.
561
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V. Die Rechtslage und Rechtsprechung in Österreich 

1. Art 3 EMRK in den österreichischen Asyl- und Fremdengesetzen 

Artikel 3 EMRK wird mehrmals explizit in den österreichischen Asyl- und 

Fremdengesetzen erwähnt.  

1.1. Asylgesetz 2005 

Die für Asylwerber diesbezüglich wichtigste Bestimmung findet sich in § 8 AsylG 2005
562

. 

Demnach ist einem Asylwerber subsidiärer Schutz zu gewähren, wenn die Abschiebung ua 

in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art 3 EMRK bedeuten 

würde, sofern ihm nicht ohnehin bereits der Status der Asylberechtigten zuerkannt wurde. 

Es existiert im österreichischen Recht jedoch kein gesonderter Antrag auf subsidiären 

Schutz, sondern ist dieser im Antrag auf internationalen Schutz enthalten. Das bedeutet, 

dass die zuständige Behörde, das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, zunächst das 

Vorliegen von Asylgründen zu prüfen hat und erst wenn der Antrag in Bezug auf Asyl 

abzuweisen ist, auf das Vorliegen von subsidiärem Schutz eingegangen wird.
563

 Die 

Entscheidung über den subsidiären Schutz ist wie die Asylentscheidung eine 

Prognoseentscheidung über das reale Risiko des Eintretens eines zukünftigen 

Ereignisses.
564

 

 

Mit dem Status des subsidiären Schutzes ist ein befristetes Aufenthaltsrecht verbunden, im 

Fall der Ersterteilung gilt die Aufenthaltsberechtigung für ein Jahr, bei weiterem Vorliegen 

der Voraussetzungen ist diese jeweils für zwei Jahre zu verlängern.
565

 Subsidiärer Schutz 

ist ua abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative
566

 vorliegt oder wenn 

sogenannte Aberkennungsgründe vorliegen, wie zB die rechtskräftige Verurteilung wegen 

                                                 
562

 § 8 Abs 1 AsylG 2005 lautet: 

Status des subsidiär Schutzberechtigten 

„Der Status des subsidiär Schutzberechtigten ist einem Fremden zuzuerkennen, 

1. der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die 

Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird oder 

2. dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, 

wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine 

reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur 

Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 

Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen 

Konfliktes mit sich bringen würde.“ 
563

 Böckmann-Winkler in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 8 AsylG 2005, Rz 1; 

Putzer, Leitfaden Asylrecht² (2011), Rz 163. 
564

 Vgl Putzer, Leitfaden Asylrecht² (2011), Rz 164. 
565

 Vgl § 8 Abs 4 AsylG 2005 idF BGBl. I Nr. 24/2016; Böckmann-Winkler in Schrefler-König/Szymanski, 

Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 8 AsylG 2005, Rz 6. 
566

 Böckmann-Winkler in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 8 AsylG 2005, Rz 4. 
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eines Verbrechens.
567

 Im letzteren Fall ist die Abweisung mit der Feststellung zu 

verbinden, dass die Abschiebung unzulässig ist, sofern diese gegen Art 3 EMRK verstoßen 

würde.
568

 Auch im Fall einer Aberkennung eines bereits zuerkannten Status des subsidiär 

Schutzberechtigten hat eine Art 3 EMRK Prüfung zu erfolgen.
569

 Ebenso eine Rolle spielt 

Art 3 EMRK beim faktischen Abschiebeschutz bei Folgenanträgen in sogenannten Dublin-

Fällen.
570

 

 

Mangels Vorliegens anderer Bestimmungen bzw anderer Aufenthaltstitel fallen die 

außergewöhnlichen Umstände im Krankheitsfall, wie in den oben erörterten Fällen, unter 

den subsidiären Schutz.
571

 Das bedeutet, dass im Fall D. im Fall eines Antrages auf 

internationalen Schutz in Österreich subsidiärer Schutz gewährleistet hätte werden müssen. 

 

Auch im Dublinverfahren spielt Art 3 EMRK eine große Rolle. So kann eine durch die 

Überstellung wahrscheinliche/existenzbedrohende Verschlechterung einer schweren 

psychischen oder physischen Krankheit in dessen Anwendungsbereich fallen
572

 und somit 

das zwingende Selbsteintrittsrecht eines Staates auslösen. 

 

1.2. Fremdenpolizeigesetz 2005 

Handelt es sich um einen bloßen Fremden, der keinen Antrag auf internationalen Schutz 

gestellt hat, ist die im Hinblick auf Art 3 EMRK relevante Bestimmung § 50 FPG 2005
573

. 

Dieser Paragraph verbietet die Abschiebung eines Fremden in einen Staat, wenn dadurch 

                                                 
567

 Vgl Putzer, Leitfaden Asylrecht² (2011), Rz 170ff. 
568

 § 8 Abs 3a AsylG 2005 idF BGBl I Nr 24/2016. 
569

 § 9 AsylG 2005 idF BGBl. I Nr. 24/2016. 
570

 Der Hinweis auf Art 3 EMRK findet sich nicht in der Stammfassung des §12a AsylG 2005, sondern fand 

erst durch das BGBl. I Nr. 144/2013 Eingang in diese Bestimmung. Es handelt sich hierbei wohl um eine 

Reaktion auf das Urteil des EGMR vom 6.6.2013, Mohammed gg Österreich, Nr 2283/12, wodurch 

Österreich wegen Verletzung des Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf gem Art 13 EMRK verurteilt 

wurde. Der Fall betraf eine Überstellung nach Ungarn, die an sich Art 3 EMRK nicht verletzte, jedoch wurde 

kritisiert, dass der Beschwerdeführer aufgrund des automatischen Wegfalls des faktischen Abschiebeschutzes 

bei seinem zweiten Antrag auf internationalen Schutz, keine Möglichkeit hatte, geänderte Umstände in 

Ungarn geltend zu machen. 
571

 Vgl Putzer, Leitfaden Asylrecht² (2011), Rz 196ff; Böckmann-Winkler in Schrefler-König/Szymanski, 

Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 8 AsylG 2005, Rz E27 ff. 
572

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 5 AsylG 2005, K12. 
573

 § 59 Abs 1 FPG 2005 lautet: 

Verbot der Abschiebung 

„Die Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur 

Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe 

verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 

infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden 

wäre.“ 
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Art 3 EMRK verletzt werden würde. Dieser Unterlassungsanspruch gilt unabhängig davon, 

ob der Betroffene diesen selbst geltend gemacht hat oder nicht.
574

 Diese Bestimmung hat 

die Verhinderung der Grundrechtsverletzung in Folge einer Abschiebung in eine derartige 

Gefahr zum Ziel.
575

 Bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände, wie zB eine schwere 

Erkrankung ohne Behandlungsmöglichkeiten im Zielland, ist die Unzulässigkeit der 

Abschiebung gegeben. Diesfalls ist der Fremde gemäß § 46a Abs 1 Z 1 FPG 2005 im 

österreichischen Staatsgebiet geduldet. 

 

Auch bei Zurückweisungsentscheidungen wegen Schutz in einem EWR-Staat oder der 

Schweiz oder der Zuständigkeit eines anderen Staates aufgrund der Dublinverordnung 

muss Art 3 EMRK beachtet werden.
576

 Das bedeutet, es muss geprüft werden, ob die 

Effektuierung der Anordnung der Außerlandesbringung, aus Gründen, die in der Person 

des Drittstaatsangehörigen liegen, eine Verletzung von Art 3 EMRK darstellt und diese 

nicht von Dauer ist. Als Grund für einen Aufschub der Effektuierung kommt eine 

fortgeschrittene Schwangerschaft, ein Spitalsaufenthalt oder ein vorübergehend sehr 

schlechter Gesundheitszustand in Betracht. Ist die Verletzung der EMRK dauerhaft, muss 

Österreich von seinem Selbsteintrittsrecht nach der Dublinverordnung Gebrauch machen 

und den Antrag auf internationalen Schutz selbst prüfen.
577

 Unter diese Verpflichtung fällt 

jedoch nur die zwangsweise Durchsetzung dieser Ausreiseverpflichtung.
578

 

 

Für Maßnahmen gegenüber Fremden mit einem Grenzbezug ist § 45a FPG 2005
579

 die 

einschlägige Bestimmung. Demnach ist die Hinderung an der Einreise sowie die 

                                                 
574

 Szymanski in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 50 FPG 2005, Rz 1. 
575

 Szymanski in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 50 FPG 2005, Rz 2. 
576

 § 61 Abs 3 FPG 2005 lautet: 

Anordnung zur Außerlandesbringung 

„Wenn die Durchführung der Anordnung zur Außerlandesbringung aus Gründen, die in der Person des 

Drittstaatsangehörigen liegen, eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer 

sind, ist die Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben.“ 
577

 Vgl ErlRV 1803 BlgNR XXIV. GP 68 ad § 61 FPG. 
578

 Szymanski in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 61 FPG 2005, Rz 3. 
579

 § 45a Abs 1 u 2 FPG 2005 lauten: 

Verbot der Zurückweisung und Zurückschiebung (Refoulementverbot) 

„(1) Die Hinderung an der Einreise, die Zurückweisung oder Zurückschiebung Fremder in einen Staat ist 

unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 

210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine 

ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 

internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 

(2) Die Zurückweisung oder Zurückschiebung Fremder in einen Staat oder die Hinderung an der Einreise 

aus einem Staat ist unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder 

ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer 
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Zurückweisung oder Zurückschiebung in einen Staat ua dann unzulässig, wenn dadurch 

Art 3 EMRK verletzt wird. Da es sich bei der Zurückschiebung im Wesentlichen um eine 

verfahrensfreie Maßnahme handelt, kann der Fremde dagegen mit einer 

Maßnahmenbeschwerde vorgehen. 

 

Weiters normiert § 13 FPG 2005, dass die Landespolizeidirektionen und die Organe des 

öffentlichen Sicherheitsdienstes bei der Vollziehung der Gesetze ua Art 3 EMRK beachten 

müssen. Dies gilt insbesondere beim Vollzug der Schubhaft.
580

 

 

1.3. BFA-Verfahrensgesetz 

Der Vollständigkeit halber, darf hier kurz angemerkt werden, dass auch bei der Zu- und 

Aberkennung der aufschiebenden Wirkung von Beschwerden Art 3 EMRK eine Rolle 

spielt.
581

 Dadurch soll verhindert werden, dass jemand ohne vorhergehende eingehende 

Prüfung bei Annahme einer drohenden Art 3 EMRK Verletzung abgeschoben wird. 

Ebenso ist die Beachtung von Art 3 EMRK ein allgemeiner Grundsatz in der 

Vollziehung.
582

 Da die Erfüllung asyl- und fremdenrechtlicher Aufgaben und Befugnisse 

typischerweise mit erheblichen Eingriffen in grundrechtlich geschützte Lebensbereiche des 

Fremden verbunden ist, legt § 14 BFA-VG einen programmatischen Grundsatz zum Schutz 

der in der EMRK normierten Rechte fest.
583

 Als eigenständige Rechtsgrundlage ist diese 

Bestimmung nicht zu verstehen.
584

 So können Umstände in der persönlichen Sphäre, 

welche für sich genommen, keinen Eingriff in den Schutzbereich des jeweiligen 

Grundrechts darstellen, in die Entscheidungsfindung miteinfließen.
585

 Dadurch ist es 

möglich, dass Aspekte des Art 3 EMRK, die mangels Intensität nicht von dessen 

Schutzbereich umfasst sind, bei der Prüfung der dauerhaften Unzulässigkeit eine 

Rückkehrentscheidung anlässlich der Interessenabwägung berücksichtigt werden, wie zB 

                                                                                                                                                    
bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention über 

die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die 

Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche 

Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005).“ 
580

 Schmalzl in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 13 FPG 2005, Rz 7. 
581

 §§ 17 Abs 1 und 18 Abs 5 BFA-VG. 
582

 § 14 BFA-VG lautet: 

Grundsätze bei der Vollziehung 

„Das Bundesamt, die Landespolizeidirektionen und die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben 

die Art. 2, 3 und 8 EMRK bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz, dem AsylG 2005 und 

dem 7., 8. und 11. Hauptstück des FPG besonders zu beachten.“ 
583

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 14 BFA-VG, K1. 
584

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 14 BFA-VG, K4. 
585

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 14 BFA-VG, K5. 
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Krankheitsaspekte, die mangels Schwere der Krankheit oder Behandlungsmöglichkeiten 

im Zielland nicht unter Art 3 EMRK fallen.
586

 Um die Situation des Fremden insgesamt 

möglichst umfassend zu berücksichtigen, sind vor allem im Zusammenhang mit Art 3 und 

8 EMRK auch Aspekte des jeweiligen anderen Grundrechtes gesamtabwägend 

mitzuberücksichtigen.
587

 

 

2. Art 8 EMRK in den österreichischen Asyl- und Fremdengesetzen 

2.1. BFA-Verfahrensgesetz 

Die Kernbestimmung im Hinblick auf Art 8 EMRK für die Verfahren des BFA bzw des 

BVwG findet sich in § 9 BFA-VG
588

. Es ist eine einfachgesetzliche Absicherung gegen 

jegliche Aufenthaltsbeendigung in Bezug auf Art 8 EMRK und bezieht sich sowohl auf 

Rückkehrentscheidungen als auch Anordnungen zur Außerlandesbringung sowie 

Ausweisungen und Aufenthaltsverbote.
589

 Darin spiegeln sich sämtliche abzuwägende 

Kriterien aus der EGMR Judikatur wider. Der aufgezählte Kriterienkatalog entspricht im 

                                                 
586

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 14 BFA-VG, K6. 
587

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 14 BFA-VG, K8. 
588

 § 9 Abs 1 bis 3 BFA-VG lautet: 

Schutz des Privat- und Familienlebens 

„(1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung 

gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das 

Privat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn 

dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu 

berücksichtigen: 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des 

Fremden rechtswidrig war, 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 

4. der Grad der Integration, 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 

Einwanderungsrechts, 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich 

die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren 

überlangen Verzögerungen begründet ist. 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, insbesondere 

im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer 

Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung 

des Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. 

Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf 

Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über 

ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§ 45 oder §§ 51 ff 

Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre. 
589

 Szymanski in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 9 BFA-VG, Rz 1. 

http://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=BgblAuth&Dokumentnummer=BGBLA_2005_I_100
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Wesentlichen jenem in einer Presseaussendung des Verfassungsgerichtshofs genannten.
590

 

Eine Erweiterung erfährt dieser lediglich dadurch, dass der Gesetzgeber nicht nur die 

Dauer des bisherigen Aufenthalts als maßgeblich qualifiziert, sondern auch dessen Art und 

rechtliche Qualifikation.
591

  

 

Das BFA hat im Fall der geplanten Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme, 

zunächst zu prüfen, ob diese einen Eingriff in das Familien- oder Privatleben darstellt und 

in weiterer Folge, ob ein solcher verhältnismäßig ist.
592

 Dabei hat es sämtliche 

demonstrativ aufgezählten Parameter abzuwägen. Im Fall einer Rückkehrentscheidung hat 

es gegebenenfalls darüber abzusprechen, ob diese auf Dauer oder allenfalls vorübergehend 

unzulässig ist.
593

 Auf Dauer unzulässig ist eine Rückkehrentscheidung vor allem dann, 

wenn das Interesse des Fremden am Verbleib in Österreich überwiegt und das Ende dieser 

Unzulässigkeit zwar denkbar, aber nicht absehbar ist
594

. Eine vorübergehende 

Unzulässigkeit kann im Fall einer bevorstehenden Geburt gegeben sein
595

 und führt diese 

zu einer Duldung des Aufenthaltes im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs 1 Z 4 FPG 2005
596

. 

 

Ebenso wie Art 3 EMRK ist Art 8 EMRK ein allgemeiner Grundsatz der Vollziehung und 

auch bei der Zu- und Aberkennung der aufschiebenden Wirkung von Beschwerden zu 

prüfen.
597

 

 

                                                 
590

 Presseaussendung des Verfassungsgerichtshofes aus Anlass der Erkenntnisse B 1150/07 und B 328/07 

vom 30.10.2007. 
591

 Szymanski in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 9 BFA-VG, Rz 10. 
592

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 9 BFA-VG, K8. 
593

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 9 BFA-VG, K5. 
594

 Szymanski in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 9 BFA-VG, Rz 15. 
595

 VwGH 28.4.2015, Ra 2014/18/0146 bis 0152. 
596

 § 46a Abs 1 FPG 2005 lautet: 

Duldung 

„Der Aufenthalt von Fremden im Bundesgebiet ist zu dulden, solange 

1. deren Abschiebung gemäß §§ 50, 51 oder 52 Abs. 9 unzulässig ist, vorausgesetzt die Abschiebung 

ist nicht in einen anderen Staat zulässig; 

2. deren Abschiebung gemäß §§ 8 Abs. 3a und 9 Abs. 2 AsylG 2005 unzulässig ist; 

3. deren Abschiebung aus tatsächlichen, vom Fremden nicht zu vertretenen Gründen unmöglich 

erscheint oder 

4. die Rückkehrentscheidung im Sinne des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG vorübergehend unzulässig ist; 

es sei denn, es besteht nach einer Entscheidung gemäß § 61 weiterhin die Zuständigkeit eines anderen 

Staates oder dieser erkennt sie weiterhin oder neuerlich an.“ 
597

 §§ 14, 17 und 18 BFA-VG. 
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2.2. Asylgesetz 2005 

Kommt das BFA bzw das BVwG zu dem Schluss, dass eine Rückkehrentscheidung auf 

Dauer unzulässig ist, hat es einen Aufenthaltstitel aus Gründen des Art 8 EMRK gemäß 

§ 55 AsylG
598

 zu erteilen, diesbezüglich besteht kein Ermessensspielraum
599

. Die Erteilung 

ist somit die rechtliche Konsequenz der dauerhaften Unzulässigkeit, zudem gibt es die 

Möglichkeit der Antragstellung auf Erteilung eines derartigen Aufenthaltstitels.
600

 

Selbstverständlich ist auch bei der Entziehung von Aufenthaltstiteln Art 8 EMRK zu 

beachten
601

 und ist eine solche nur zulässig, wenn es zur Erreichung der im Art 8 Abs 2 

EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.
602

 

 

Ebenso eine Rolle spielt Art 8 EMRK im Familienverfahren, sei es im Familienverfahren 

im Inland (§ 34 AsylG 2005) oder bei Anträgen auf Einreise bei Vertretungsbehörden 

(§ 35 AsylG 2005), also bei der sogenannten Familienzusammenführung mit in Österreich 

Asyl- oder subsidiär Schutzberechtigten. Weiters ist Art 8 EMRK bei einer geplanten 

Zurückweisung des Antrages auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit (§ 4 

AsylG 2005) oder Zuständigkeit eines anderen Staates nach der Dublinverordnung (§ 5 

AsylG 2005) sowie bei der Aberkennung des faktischen Abschiebeschutzes (§ 12a AsylG 

2005) zu prüfen. 

 

Seit 1.6.2016
603

 ist nun ausdrücklich in § 67 AsylG 2005 verankert, dass im Fall einer 

Einleitung eines Verfahrens zur Erlassung einer Rückkehrentscheidung wegen 

Aberkennung des Status des Asyl- oder des subsidiär Schutzberechtigten der Grad der 

Integration im Rahmen der Beurteilung des Privat- und Familienlebens berücksichtigt 

wird. Dabei ist neben den EGMR Kriterien, die Teilnahme des Fremden an Maßnahmen 

                                                 
598

 § 55 AsylG 2005 lautet: 

Aufenthaltstitel aus Gründen des Art. 8 EMRK 

„(1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen oder auf begründeten Antrag 

eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ zu erteilen, wenn 

1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des 

Art. 8 EMRK geboten ist und 

2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG erfüllt hat 

oder zum Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die 

monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), 

BGBl. I Nr. 189/1955) erreicht wird.  

(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs 1 Z 1 vor, ist eine „Aufenthaltsberechtigung“ zu erteilen.“ 
599

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 55 AsylG 2005, K2. 
600

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 55 AsylG 2005, K1. 
601

 § 61 Abs 6 AsylG 2005. 
602

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 61 AsylG 2005, K14. 
603

 Vgl BGBl I Nr 24/2016. 
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zur Integrationsförderung des Österreichischen Integrationsfonds, insbesondere an 

Sprachkursen und Kursen über die Grundkenntnisse der demokratischen Ordnung der 

Republik Österreich zu prüfen.
604

 

 

2.3. Fremdenpolizeigesetz 2005 

Wie bereits erwähnt, ist im Verfahren zur Erlassung einer Rückkehrentscheidung gemäß 

§ 52 FPG 2005 gegen einen Drittstaatsangehörigen Art 8 EMRK zu prüfen. Ergibt diese 

Prüfung keine Verletzung von Art 8 EMRK ist eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, 

andernfalls ist diese auf Dauer unzulässig und es ist ein Aufenthaltstitel gemäß § 55 AsylG 

2005 zu erteilen. In jedem weiteren Rückkehrentscheidungsverfahren ist erneut eine 

Abwägung von Art 8 EMRK durchzuführen (§ 52 Abs 11 FPG 2005)
605

, da sich die 

Umstände in der Zwischenzeit geändert haben können. Ist die Rückkehrentscheidung 

lediglich vorübergehend unzulässig, ist, wie bereits ausgeführt, der Aufenthalt des 

Fremden im Bundesgebiet geduldet. Die Duldung bewirkt jedoch keine Rechtmäßigkeit 

des Aufenthaltes, der Fremde kann nur deswegen nicht verwaltungsstrafrechtlich belangt 

werden.
606

 

 

Während die Rückkehrentscheidung ausschließlich die Verpflichtung enthält das Gebiet 

der Europäischen Union zu verlassen, bestimmt ein allfällig damit verbundenes 

Einreiseverbot gemäß § 53 FPG 2005 wie lange die Rückkehr verboten ist.
607

 Bei der 

Verhängung eines Einreiseverbotes, insbesondere bei der Festlegung der Dauer, ist vor 

allem zu prüfen, inwieweit der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen den in Art 8 Abs 2 

EMRK genannten Interessen zuwiderläuft. Da das Einreiseverbot, als Verbot für einen 

bestimmten Zeitraum nicht in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten zurückzukehren, eine 

höhere Eingriffsintensität aufweist, hat die vorzunehmende Interessensabwägung gesondert 

gegenüber der im Rahmen der Erlassung der Rückkehrentscheidung bereits 

vorgenommenen Interessensabwägung zu erfolgen und ist konkret zu prüfen, inwiefern 

private oder familiäre Interessen des Fremden dem Einreiseverbot bzw dessen Dauer 

entgegenstehen.
608

 

 

                                                 
604

 Vgl ErlRV 996 BlgNR XXV. GP 5f ad § 67 AsylG. 
605

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 52 FPG 2005, K32. 
606

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 46a FPG 2005, K26. 
607

 Szymanski in Schrefler-König/Szymanski, Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 52 FPG 2005, Rz 3. 
608

 Filzwieser/Frank/Kloibmüller/Raschhofer, Asyl- und Fremdenrecht, § 52 FPG 2005, K12. 



115 

 

3. Rechtsprechung 

3.1. Verfassungsgerichtshof 

Im Jahr 2008 setzte sich der Verfassungsgerichtshof sehr ausführlich mit einer Beschwerde 

eines psychisch kranken Asylwerbers gegen seine Abschiebung nach Polen auseinander.
609

 

Darin fasste er die bisherige Judikatur des EGMR zur Abschiebung von Schwerkranken 

zusammen.  

 

Im gegenständlichen Fall reiste der Beschwerdeführer 2007 gemeinsam mit seiner Ehefrau 

illegal in das österreichische Staatsgebiet ein, wo er einen Antrag auf internationalen 

Schutz stellte. Nach Führung eines Konsultationsverfahrens erklärte sich Polen nach der 

Dublinverordnung für die Prüfung des Antrages zuständig. In einem vom 

Beschwerdeführer vorgelegten Privatgutachten wurde eine „höhergradige 

posttraumatische Belastungsstörung zufolge serieller Traumatisierung“ festgestellt. Das 

Bundesasylamt wies die Anträge zurück und stellte fest, dass Polen für die Prüfung dieser 

zuständig und die Abschiebung dorthin zulässig sei. 

 

Der unabhängige Bundesasylsenat wies die dagegen erhobene Berufung ab. In seiner 

Begründung setzte er sich intensiv mit der bisherigen Rechtsprechung des EGMR 

auseinander und führte dazu aus, dass der Beschwerdeführer weder regelmäßig noch 

intensiv psychiatrisch-medizinische Leistungen in Österreich in Anspruch genommen 

hatte, noch seine Unterbringung in einer geschlossenen Einrichtung notwendig gewesen 

war. Darüber hinaus würde eine (Re-)Traumatisierung durch Vorkehrungen bei seiner 

Abschiebung unter Berücksichtigung seiner Bedürfnisse verhindert werden. Hinsichtlich 

seiner medizinischen Versorgung in Polen hatte der UBAS keine Bedenken, da er den 

Feststellungen des BAA folgte, wonach es in Polen Spezialeinrichtungen für Folteropfer 

gebe und auch in den Aufnahmezentren traumatisierte Asylwerber kostenlos behandelt 

werden. Zudem sei Polen ein Mitgliedstaat der EU und daher nach der AufnahmeRL 

verpflichtet, ausreichende medizinische Versorgung für Asylwerber zur Verfügung zu 

stellen. 

 

Unter Berufung auf ua Artikel 3 EMRK erhob der Antragsteller Beschwerde an den VfGH. 

Zunächst zitierte der VfGH sämtliche relevante bisherige Entscheidungen des EGMR 
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insbesondere im Zusammenhang mit der Abschiebung von psychisch Erkrankten und hielt 

zusammenfassend fest, dass es unerheblich ist, ob die medizinische Behandlung im 

Zielland nicht gleichwertig, schwerer zugänglich oder kostenintensiver ist, solange es 

grundsätzlich Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat bzw einem Teil des Zielstaates 

gibt.
610

 Weiters führen nur außergewöhnliche Umstände zu einer Verletzung von Art 3 

EMRK, solche lägen vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung 

einem realen Risiko ausgesetzt würde unter qualvollen Umständen zu sterben.
611

 

 

Weiters zeigt er auf, dass auch die Überstellung an sich vorübergehend oder dauernd eine 

Verletzung des Art 3 EMRK darstellen kann. Daher sind in der Entscheidungsfindung 

umfassende Feststellungen sowohl hinsichtlich der medizinischen Versorgung als auch der 

Zumutbarkeit des Transportes erforderlich. In Anbetracht der vom EGMR festgelegten 

hohen Schwelle kam der VfGH zu dem Ergebnis, dass trotz einer diagnostizierten 

posttraumatischen Belastungsstörung kein Hindernis für eine Überstellung nach Polen 

vorliege. 

 

Der VfGH folgte somit der restriktiven Rechtsprechung, dass nur in Ausnahmefällen eine 

Erkrankung einer Abschiebung aufgrund von Art 3 EMRK entgegensteht. Bei der Prüfung 

sind vor allem die allgemeine Situation im Zielland sowie auch die persönlichen Umstände 

des Antragstellers zu berücksichtigen. 

 

Auch der VfGH anerkennt, dass gewisse Krankheitsaspekte unter Art 8 EMRK relevant 

sein können.
612

 Der konkrete Anlassfall betraf die Abschiebung einer schwangeren Frau 

nach Armenien, das BFA hatte eine Rückkehrentscheidung erlassen und eine Frist von 14 

Tagen für die freiwillige Ausreise festgesetzt, was vom BVwG bestätigt wurde. Dazu hielt 

der VfGH fest, dass bei der Interessenabwägung nach Art 8 EMRK auch dem Umstand 

Bedeutung zukommt, dass die körperliche Integrität einer Frau im Stadium einer 

fortgeschrittenen Schwangerschaft durch die Erlassung einer Rückkehrentscheidung samt 

damit verbundener Abschiebung gefährdet bzw. verletzt sein könnte.
613

 Da sich das 

Bundesverwaltungsgericht nicht mit der im Entscheidungszeitpunkt fortgeschrittenen 

Schwangerschaft auseinandersetzte, belastete es sein Erkenntnis mit Willkür. Der VfGH 
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stellte somit keine Verletzung von Art 8 EMRK fest, sondern eine Verletzung des Rechtes 

auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander
614

. 

 

Jüngst folgte der VfGH der Entscheidungslinie des EGMR im Fall Tarakhel
615

 und stellte 

ebenfalls eine Verletzung des Rechtes auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander 

fest, da bei der Überstellungsentscheidung einer Familie mit minderjährigen Kindern nach 

Italien nicht die vom EGMR geforderte Einzelfallzusicherung bezüglich der Versorgung 

und Unterbringung eingeholt worden war.
616

 

 

3.2. Verwaltungsgerichtshof 

3.2.1. Art 3 EMRK 

 

Insbesondere nach dem EGMR Urteil im Fall N. folgte der Verwaltungsgerichtshof der 

hohen Schwelle bei Krankheitsfällen im Hinblick auf Art 3 EMRK dem EGMR. Bereits 

2001 schloss er sich der Begründung des EGMR im Fall D. an und stellte fest, dass die 

Anwendung von § 57 FrG 1997 (Verbot der Abschiebung, Zurückschiebung und 

Zurückweisung)
617

 nicht zwingend ein Verfolgersubjekt voraussetze.
618

 Weiters hielt er 

fest, dass vor dem Hintergrund des Art 3 MRK auch zu prüfen ist, ob eine Abschiebung 

des Asylwerbers mit Rücksicht auf die humanitäre Lage am Zielort einer unmenschlichen 

Behandlung gleich kommt.
619

 

In einer Entscheidung aus dem Jahr 2009 beschäftigte sich der VwGH mit dem Fall eines 

Kosovaren, der unter chronischen Rückenschmerzen litt und deswegen ständig auf 

Schmerzmittel angewiesen war.
620

 Da beim Mitbeteiligten zusätzlich 

Spannungskopfschmerzen diagnostiziert wurden und er aufgrund von Herzbeschwerden 
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verschiedene Zuweisungen vorgelegt hatte, ging der UBAS von keiner positiven 

Gesundheitsentwicklung aus. Aufgrund der hohen Arbeitslosenquote im Kosovo könne 

nicht davon ausgegangen werden, dass die Familie Arbeit finden würde. Somit wäre sie 

auf Sozialhilfe angewiesen. Die ohnehin bereits prekäre Wirtschaftssituation des 

Mitbeteiligten wegen der Sorgepflicht für seine drei Kinder würde durch die Kosten der 

Medikamente zusätzlich verschärft werden und eine Rückkehr in den Kosovo mit 

maßgeblicher Wahrscheinlichkeit eine unmenschliche Behandlung im Sinne des Art 3 

EMRK bedeuten, weshalb der UBAS die Unzulässigkeit der Abschiebung feststellte und 

eine befristete Aufenthaltsberechtigung erteilte. Dagegen wurde Amtsbeschwerde erhoben. 

Unter Verweis auf die oben genannte Entscheidung des VfGH
621

 sowie der 

Rechtsprechung des EGMR zur Abschiebung von schwer Kranken, hielt der VwGH in 

dieser Entscheidung fest, dass die geforderten exzeptionellen Umstände im Sinne des Art 3 

EMRK nicht gegeben waren, zumal der Umstand allein, dass ein vergleichbarer Standard 

in der medizinischen Behandlung nicht bestehe, diesbezüglich nicht ausreichend ist. Zur 

wirtschaftlichen Situation hielt er fest, dass die Familie des Mitbeteiligten im Kosovo über 

zwei Häuser sowie eine Landwirtschaft mit 2 Hektar Land und eine Kuh verfüge, was vor 

dem Hintergrund der Länderfeststellungen im angefochtenen Bescheid deutlich gegen die 

Annahme eines Abschiebehindernisses nach Art 3 EMRK spreche. 

Schmaus pflichtet dem VwGH im Ergebnis bei, kritisiert jedoch, dass nahezu die Hälfte 

der Ergebnisbegründung aus der Wiedergabe der Judikatur des EGMR besteht und die 

gerichtseigenen Ausführungen lediglich zwei kurze Absätze ausmachen.
622

 Genauere 

Ausführungen grundsätzlicher Natur zum Schutzbereich des Art 3 EMRK wären im 

Hinblick auf die Leitfunktion des VwGH und die Tatsache, dass der VwGH in seinen 

Entscheidungen davor großzügiger als der EGMR war, begrüßenswert gewesen.
623

 Auch 

für Thurin scheint der VwGH einen großzügigeren Maßstab als der EGMR anzulegen.
624

 

Fünf Jahre zuvor hatte der VwGH einen Bescheid der Sicherheitsdirektion für das 

Bundesland Steiermark behoben, in dem keine Verletzung in der Abschiebung eines mit 

HIV infizierten Fremden festgestellt wurde, da die medizinische Betreuung von HIV-

                                                 
621

 VfGH 6.3.2008, B 2400/07. 
622

 Schmaus, Die hohe Schwelle des Art 3 EMRK - VwGH folgt EGMR, migraLex 2010, 33 (34). 
623

 Schmaus, Die hohe Schwelle des Art 3 EMRK - VwGH folgt EGMR, migraLex 2010, 33 (35). 
624

 Thurin, Das Prinzip des Non-Refoulement nach Art 3 EMRK (2009), S 133. 



119 

 

Patienten grundsätzlich möglich war, wenngleich diese mit Kosten verbunden war.
625

 Der 

VwGH vertrat die Ansicht, dass im Lichte des Art 3 EMRK unter anderem zu klären sei, 

"mit welcher Wahrscheinlichkeit bei Absetzen der Therapie mit dem Wiederanstieg der 

Virusbelastung zu rechnen wäre und welche Auswirkungen physischer und psychischer Art 

auf den Gesundheitszustand des Beschwerdeführers als reale Gefahr ('real risk') (...) damit 

verbunden wären.“ Ebenso verlangte der VwGH anders als der EGMR regelmäßig, dass 

der Zugang zur notwendigen medizinischen Behandlung nicht nur grundsätzlich, sondern 

auch tatsächlich angesichts deren konkreter Kosten möglich ist.
626

 

Im Gegensatz zum EGMR, der für die Feststellung einer Verletzung von Art 3 EMRK im 

Falle einer Abschiebung eines kranken Fremden das Vorliegen von sehr 

außergewöhnlichen Umständen fordert, verlangte der VwGH noch Anfang 2009 unter 

ausdrücklichem Verweis auf die Entscheidung des EGMR im Fall N. lediglich „besondere 

Umstände“.
627

 

Während der UBAS im Anlassfall eine Verletzung von Art 3 EMRK wegen des 

Zusammentreffens der Krankheit des Mitbeteiligten und seiner wirtschaftlichen Situation 

begründete, behandelte der VwGH diese beiden Bereiche getrennt voneinander.
628

 Zu 

Recht kritisiert Schmaus das Fehlen einer ausführlichen Erörterung zu den Grenzen des 

Schutzbereiches in Krankheitsfällen, zumal die Rechtsprechung des EGMR nur den nicht 

zu unterschreitenden Mindeststandard darstellt und national die Festlegung eines 

günstigeren Schutzbereiches durchaus zulässig ist.
629

 

Im Jahr darauf behob der VwGH einen Bescheid des UBAS, da darin Feststellungen zum 

Krankheitsstadium fehlten.
630

 Der Beschwerdeführer aus Ghana war an AIDS erkrankt. 

Die belangte Behörde hatte seinen Antrag auf internationalen Schutz abgewiesen und seine 

Abschiebung für zulässig erklärt, da in Ghana Behandlungsmöglichkeiten grundsätzlich 

vorhanden waren. Auch diese Entscheidung scheint weiter zu gehen als der EGMR, denn 

bei strenger Anwendung der Grundsätze des EGMR müsste selbst, wenn sich die 

Krankheit bereits im Endstadium befand, aufgrund der bestehenden 
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Behandlungsmöglichkeiten das Vorliegen sehr außergewöhnlicher Umstände verneint 

werden.  

In einer aktuellen Entscheidung wies der VwGH die Parteirevision mangels Vorliegens 

einer Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung zurück.
631

 Der Revisionswerber litt an 

einer schwerwiegenden Nierenerkrankung und brachte vor, dass der Zugang zu 

medizinischer Behandlung in Georgien nur ein theoretischer sei, da er aus finanziellen 

Gründen de facto davon ausgeschlossen sei. Dazu betonte der VwGH, dass kein Fremder 

ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß um dort medizinisch 

behandelt zu werden. Dass die Behandlung im Zielstaat nicht gleichwertig, schwerer 

zugänglich oder kostenintensiver ist, sei unerheblich, solange es grundsätzlich 

Behandlungsmöglichkeiten gebe. 

Bei einem Thema nahm die Rechtsprechung des VwGH definitiv eine Vorreiterrolle ein, 

und zwar bei der Beurteilung der mangelnden Existenzgrundlage bzw der humanitären 

Grundlage im Zielstaat als mögliche Art 3 EMRK-Verletzung. So hat der VwGH bereits 

2002 festgehalten, dass bei entsprechenden Anhaltspunkten für eine nicht ausreichende 

Versorgung eines Fremden in seiner Heimat bzw dem Zielstaat mit insbesondere 

Lebensmitteln, Trinkwasser und adäquater medizinischer Versorgung eine Prüfung vor 

dem Hintergrund des Art 3 EMRK erforderlich sein kann.
632

 Der konkrete Anlassfall betraf 

die Beschwerde gegen eine Abschiebung nach Angola zu einem Zeitpunkt, in dem die 

Versorgungslage vor Ort äußerst prekär war, da eine Grundversorgung flächendeckend 

nicht gewährleistet war.  

Bezüglich einer fehlenden Unterkunftsmöglichkeit im Fall einer Rückkehr hielt der VwGH 

fest, dass diese nur dann eine unmenschliche Behandlung im Sinne des Art 3 EMRK 

darstellt, wenn auch keine komplementären Auffangmöglichkeiten, wie etwa in 

Notquartieren bestehen.
633

 Im Fall einer ehemaligen weißrussischen Krankenschwester 

stellte der VwGH fest, dass die schlechten Aussichten auf einen Arbeitsplatz sowie das 

geringe Kindergeld nicht genügen, um ein Abschiebehindernis im Hinblick auf Art 3 

EMRK zu begründen.
634

 Begründend führte er dazu aus, dass die Möglichkeit einer 

schwierigen Lebenssituation aufgrund schlechter finanzieller Lage im Herkunftsstaat nicht 
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ausreicht, um eine Gefahr existenzbedrohender Verhältnisse und somit eine Verletzung 

von Art 3 EMRK darzustellen. 

Im Zeitpunkt dieser Entscheidungen maß der EGMR Schwierigkeiten bei der Rückkehr 

unter dem Blickwinkel der verschiedenen materiellen Gesichtspunkten menschlicher 

Existenz
635

 sowie den extremen Schwierigkeiten einer alleinstehenden Mutter von zwei 

Kindern ohne familiären Anschluss im Herkunftsstaat
636

 keine besondere Bedeutung zu.
637

 

Die Relevanz existenzbedrohender Lebensumstände stellte der EGMR erstmals 2011 im 

Fall M.S.S
638

. fest. 

3.2.1. Art 8 EMRK 

Auch wenn die Folgen einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme aufgrund des 

Gesundheitszustandes der betroffenen Person nicht die Schwelle des Art 3 EMRK erreicht, 

kann – wie oben bereits ausgeführt – allerdings Art 8 EMRK verletzt sein. 

 

Bereits 2007 hob der Verwaltungsgerichtshof eine Reihe von Ausweisungsentscheidungen 

von Sicherheitsdirektionen vor allem wegen Begründungsmängeln auf.
639

 Die Behörden 

hatten es verabsäumt, sich ausführlich mit dem Gesundheitszustand der Beschwerdeführer 

sowie den konkreten Behandlungsmöglichkeiten im Zielstaat auseinanderzusetzen. Da 

nicht von vornherein ausgeschlossen werden konnte, dass eine Einbeziehung dieser 

Umstände zu einem günstigeren Ergebnis führen hätten können, waren die Bescheide 

rechtswidrig. Ebenso zu beurteilen wäre, ob eine Abschiebung in das Land, welches 

erwiesenermaßen ursächlich für die gesundheitlichen Probleme war, eine 

Krankheitsverschlechterung bewirken könnte.
640

 

 

Auch im Jahr 2010 hielt der Verwaltungsgerichtshof fest, dass eine Erkrankung das 

Interesse am Verbleib in Österreich verstärken kann, verneinte im konkreten Fall jedoch 

eine Verletzung von Art 8 EMRK.
641

 Der Fall betraf eine mazedonische Familie, die 2009, 

nachdem sie 2002 illegal eingereist war und deren Asylanträge abgewiesen worden waren, 

mit Bescheiden der Sicherheitsdirektion ausgewiesen werden sollten. In Bekämpfung der 
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Bescheide brachten die Mitglieder vor, dass die Mutter an einem mittelschweren bis 

schweren depressiven Syndrom leide und deswegen auch bereits in stationärer Behandlung 

war. Unter Bezugnahme auf die Judikatur des EGMR wurde diesbezüglich festgestellt, 

dass die Weiterführung der medikamentösen und psychotherapeutischen Behandlung in 

Mazedonien möglich sei und die Kosten dafür von der Krankenversicherung übernommen 

werden, weshalb die Beschwerden abgewiesen wurden. 

 

Im Gegensatz dazu hatte im Jahr davor die Beschwerde einer anderen mazedonischen 

Familie gegen ihre Ausweisung Erfolg.
642

 Die Tochter der Familie wurde bei einem 

Autounfall schwer verletzt und musste deswegen wie ihre Mutter aufgrund eines 

posttraumatischen Belastungssyndroms psychotherapeutisch behandelt werden. Da die 

Behörde es unterließ, sich mit der konkreten Behandelbarkeit des geltend gemachten 

psychischen Beeinträchtigungen in Mazedonien sowie der individuellen Situation der 

Beschwerdeführerinnen auseinander zu setzen, wurden die Ausweisungsbescheide 

aufgehoben. 

 

Diese Judikaturlinie setzte der Verwaltungsgerichtshof im Laufe der Jahre fort und wies 

auch Beschwerden als unbegründet ab, wenn sich die Behörde mit den vorgelegten 

medizinischen Unterlagen ausreichend auseinander gesetzt hatte.
643

 Wenn eine bestimmte 

notwendige medizinische Behandlung nur in Österreich möglich sei, könne sich daraus ein 

privates Interesse iS des Art 8 EMRK an einem Verbleib ergeben. Ebenso wurde die 

Beschwerde einer vietnamesischen Familie, deren Vater ebenso wie zwei Kinder an einer 

schweren tuberkulösen Erkrankung litt, abgewiesen.
644

 Dazu wiederholte er, dass kein 

Fremder ein Recht habe, im Aufenthaltsstaat zu bleiben, um dort medizinisch behandelt zu 

werden. Ebenso unerheblich sei, dass die Behandlung im Zielstaat nicht gleichwertig, 

schwerer zugänglich oder kostenintensiver ist. Da die Beschwerdeführer es verabsäumt 

hatten darzulegen, auf Grund welcher Umstände sie eine bestimmte Behandlung 

benötigten und diese nur in Österreich erhältlich sei, hatte ihre Beschwerde keinen Erfolg. 

 

Darüber hinaus hielt der VwGH auch fest, dass ebenso die Auswirkungen auf den 

Gesundheitszustand durch eine Trennung von Familienangehörigen, die nicht zur 
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Kernfamilie zählen, zu beachten sind.
645

 Der Fall betraf eine asylrechtliche 

Ausweisungsentscheidung einer Familie aus Tschetschenien nach Deutschland im Rahmen 

der Dublinverordnung. Die Mutter sowie der minderjährige Bruder des Beschwerdeführers 

waren zu diesem Zeitpunkt bereits in Österreich aufhältig. Seiner Mutter ging es 

gesundheitlich sehr schlecht und hatte ihr die Trennung von ihrer Familie sehr zugesetzt, 

durch seine regelmäßigen Besuche verbesserte sich ihr Zustand. Da genau geprüft hätte 

müssen, inwiefern eine psychische Abhängigkeit der Mutter zum Beschwerdeführer 

bestehe und welche Folgen eine neuerliche Trennung hätte, sodass allenfalls vom 

Selbsteintrittsrecht Gebrauch gemacht hätte werden müssen, behob der 

Verwaltungsgerichtshof den Bescheid des UBAS wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit. 

 

In einer aktuellen Entscheidung beschäftigte sich der Verwaltungsgerichtshof mit der 

Zulässigkeit einer Abschiebung im Fall einer Risikoschwangerschaft.
646

 Das BFA hatte 

gegen die revisionswerbenden Parteien Rückkehrentscheidungen erlassen, deren 

Abschiebung nach Serbien für zulässig erklärt und keinen Aufenthaltstitel aus Gründen des 

Art 8 EMRK gem § 55 AsylG 2005 erteilt. Diese Entscheidung bestätigte das BVwG unter 

anderem mit der Begründung, dass keine Risikoschwangerschaft vorliege, sondern die 

Zweitrevisionswerberin lediglich unter arterieller Hypertonie sowie Adipositas leide. Dazu 

führte der VwGH zunächst aus, dass eine fortgeschrittene Schwangerschaft nicht zur 

Gewährung von subsidiärem Schutz führen kann, da es sich allenfalls um ein 

vorübergehendes Abschiebungshindernis handelt. Jedoch sei diese im Zusammenhang mit 

der Erlassung einer Rückkehrentscheidung relevant, da hier Aspekte im Hinblick auf Art 8 

EMRK zu prüfen sind. Da das BVwG ohne über eigene medizinische Fachkenntnisse zu 

verfügen oder ein medizinisches Gutachten einzuholen, die vorgebrachte 

Risikoschwangerschaft nicht als solche einstufte, könne das Vorliegen einer derartigen 

nicht ausgeschlossen werden. Aufgrund der nicht auszuschließenden 

Risikoschwangerschaft sei eine jederzeitige medizinische Behandlung erforderlich und der 

Transport in den Herkunftsstaat für die Mutter und ihr Ungeborenes gesundheits- und 

lebensgefährdend, weshalb das besondere private Interesse am vorübergehenden Verbleib 

in Österreich gegenüber dem öffentlichen Interesse an der sofortigen Beendigung des 

Aufenthalts hätte abgewogen werden müssen. Im Ergebnis kam der VwGH zum Schluss, 

dass die Risikoschwangerschaft zu einer maßgeblich Verstärkung des persönlichen 
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Interesses am Verbleib in Österreich führte und somit die Rückkehrentscheidung für 

vorübergehend unzulässig erklärt hätte werden müssen, was zu einer Duldung der 

Revisionswerber führt.  Da es sich um kein dauerhaftes Abschiebungshindernis handelte, 

kam die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 55 AsylG 2005 nicht in Betracht. 

 

Der VwGH judizierte außerdem, dass zusätzlich zu der notwendigen 

Gesundheitsversorgung und der Möglichkeit derselben im Zielstaat, auch die Verhältnisse 

im Herkunftsstaat berücksichtigt werden müssen.
647

 Im konkreten Fall behob er die gegen 

einen Kubaner erlassene Rückkehrentscheidung, dem aufgrund eines Oberschenkelbruches 

nun die Schraube entfernt werden musste, was in Kuba nicht möglich war, auch deswegen, 

weil auf allfällige Schwierigkeiten beim Beschäftigungszugang oder bei Sozialleistungen 

nicht eingegangen wurde. Ebenso entschied er im Fall eines Nigerianers, der an einer 

Augenerkrankung litt.
648

 Maßgeblicher Grund für die Behebung der Rückkehrentscheidung 

war die unzureichende Feststellung der notwendigen konkreten Maßnahmen, um die 

Erblindung des Revisionswerbers zu verhindern, sowie der Zugänglichkeit dieser in 

Nigeria.  
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VI. Bedeutende Entscheidungen des EuGH 

 

In diesem Kapitel soll noch auf die relevanten Entscheidungen des Europäischen 

Gerichtshofes (EuGH) im Zusammenhang mit Krankheit bzw Lebensbedingungen von 

Asylwerbern eingegangen werden. 

 

1. N. S. gegen Secretary of State for the Home Department
649

 

Exakt 11 Monate nach dem EGMR traf der EuGH seine Entscheidung im 

Vorabentscheidungsverfahren zur Überstellung von Asylwerbern nach Griechenland. Dazu 

wurden zwei Vorabentscheidungsersuchen, eines aus dem Vereinigten Königreich und 

eines aus Irland, miteinander verbunden. 

1.1. Sachverhalt
650

 

Die Kläger in beiden Verfahren stammten aus Afghanistan, dem Iran und Algerien. Ihnen 

ist gemeinsam, dass sie alle über Griechenland in das Hoheitsgebiet der EU eingereist 

waren, wo sie kurzfristig inhaftiert wurden, jedoch keinen Asylantrag stellten. Während im 

irischen Verfahren die Kläger nach Irland weiterreisten, wurde im anderen Fall der Kläger 

zunächst in die Türkei abgeschoben, von wo aus er aus der Haft in das Vereinigte 

Königreich fliehen konnte. In diesen jeweiligen Ländern stellten die Kläger dann Anträge 

auf internationalen Schutz, woraufhin diese Staaten aufgrund der vorliegenden Eurodac
651

-

Treffer Aufnahmeersuchen an Griechenland stellten. 

 

Der Vorlageentscheidung zufolge im ersten Verfahren weisen die Asylverfahren in 

Griechenland schwere Mängel auf, zudem ist die Asylgewährungsquote äußerst niedrig, 

der Rechtsweg ist unzureichend und sehr schwer zugänglich und sind zudem die 

Aufnahmebedingungen von Asylwerbern in Griechenland unzureichend, da diese in Elend 

ohne Obdach und Essen im Freien lebten. In diesem Verfahren wurde geltend gemacht, 

dass eine Überstellung nach Griechenland gegen die EMRK sowie gegen die in der 

Grundrechtecharta gewährten Rechte verstoße. 
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Im anderen Verfahren hatten die Kläger lediglich vorgebracht, dass Irland aufgrund der 

Situation in Griechenland von seinem Selbsteintrittsrecht nach Art 3 Abs 2
652

 der Dublin II 

–VO
653

 Gebrauch machen hätte müssen. 

1.2. Vorlagefragen
654

 

Zusammenfassend wollte der vorlegende Staat durch seine Fragen klären, ob und inwiefern 

vom Selbsteintrittsrecht nach der Dublin II VO Gebrauch zu machen ist und wieweit dabei 

die Grundrechte zu beachten sind oder ob bei einem Mitgliedstaat die Vermutung gelte, 

dass dieser die Mindestnormen einhalte und daher keine weitere Prüfung erforderlich sei. 

Weiters wurde gefragt, ob der in der Charta gewährte Schutz weiter gehe als jener von Art 

3 EMRK. 

 

Irland wollte wissen, ob es eine Verpflichtung durch den überstellenden Mitgliedstaat zu 

einer Überprüfung gebe, dass der Aufnahmestaat seine Verpflichtungen nach der GRC, der 

asylrelevanten Richtlinien sowie der Dublin II VO einhalte und falls diese Prüfung negativ 

ausfiele, der überstellende Staat zwingend vom Selbsteintrittsrecht Gebrauch machen 

müsse. 

1.3. Rechtliche Beurteilung durch den Gerichtshof
655

 

Zunächst hielt der Gerichtshof fest, dass die Grundrechtecharta bei der Durchführung von 

Unionsrecht gelte. Weiters räume Art 3 Abs 2 Dublin II VO den Mitgliedstaaten das 

Ermessen ein, einen Antrag auf internationalen Schutz trotz Zuständigkeit eines anderen 

Mitgliedstaates selbst zu prüfen. Bei Ausübung dieses Ermessens müssen die übrigen 
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Bestimmungen der Verordnung beachtet werden, weswegen damit Unionsrecht 

durchgeführt wird. 

 

Zu den übrigen Fragen betonte der Gerichtshof, dass sich das Gemeinsame Europäische 

Asylsystem auf die uneingeschränkte und umfassende Anwendung der Genfer 

Flüchtlingskonvention stütze und die Richtlinien und Verordnungen die Grundrechte 

achten. Die Dublinverordnung sei aufgrund des Prinzips des gegenseitigen Vertrauens, 

dass alle daran beteiligten Staaten die Grundrechte beachten, erlassen worden, weswegen 

die Vermutung gilt, dass die Behandlung der Asylbewerber in jedem einzelnen 

Mitgliedstaat im Einklang mit den Erfordernissen der Charta sowie mit der Genfer 

Flüchtlingskonvention und der EMRK steht.
656

 Dennoch seien in der Praxis „größere 

Funktionsstörungen“ möglich, sodass eine Überstellung mit den Grundrechten unvereinbar 

ist, wobei nicht jede noch so geringste Verletzung eines Grundrechtes diese 

Schlussfolgerung auslöse. Nur wenn ernsthaft zu befürchten wäre, dass das Asylverfahren 

und die Aufnahmebedingungen für Asylbewerber im zuständigen Mitgliedstaat 

systemische Mängel aufweist, die eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung der 

an diesen Mitgliedstaat überstellten Asylbewerber impliziert, wäre eine Überstellung mit 

Art 4 GRC unvereinbar.
657

  

 

Unter Verweis auf das Urteil des EGMR im Fall M.S.S
658

. hielt der EuGH fest, dass 

derartige systemische Unzulänglichkeiten in Griechenland bestehen. Eine Überstellung 

nach der Dublinverordnung ist daher unzulässig, wenn den überstellenden Mitgliedstaaten 

einschließlich der nationalen Gerichte nicht unbekannt sein kann, dass derartige Mängel 

vorliegen und somit ernsthafte Gründe für die Annahme einer Gefahr einer drohenden 

unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung vorliegen. Ist somit eine Überstellung 

unzulässig, hat der überstellende Staat nach den Kriterien der Verordnung zu prüfen, 

welcher Staat für die Prüfung des Asylantrages zuständig ist. Besteht die Gefahr einer 

Grundrechtsverletzung, muss er den Antrag gemäß Art 3 Abs 2 Dublin II VO selbst prüfen. 

Die Situation des Asylwerbers darf nicht durch ein überlanges Verfahren zur Bestimmung 

der Zuständigkeit einesMitgliedstaates verschlimmert werden. 
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Die Anwendung der Dublinverordnung auf Grundlage der Vermutung, dass die 

Mitgliedstaaten grundsätzlich die Grundrechte des Asylwerbers beachten, ist mit der 

Pflicht der Mitgliedstaaten zu grundrechtskonformer Auslegung und Anwendung dieser 

Verordnung unvereinbar, dh diese Vermutung muss widerlegbar sein und befreit die 

Mitgliedstaaten nicht von ihren Verpflichtungen.
659

 

 

Abschließend stellte der Gerichtshof noch fest, dass Art 1, 18 und 47 GRC
660

 zu keinem 

anderen Ergebnis führen würden. 

 

2. Mohamed M’Bodj
661

 

Diese Entscheidung betrifft im Wesentlichen die Auslegung der Statusrichtlinie
662

. 

2.1. Sachverhalt
663

 

Herr M´Bodj kam 2006 nach Belgien und stellte dort einen Antrag auf internationalen 

Schutz sowie einen Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis aus medizinischen 

Gründen, die beide abgelehnt wurden. Ein erneuter Antrag aus medizinischen Gründen 

wurde für zulässig erklärt, was zu einer Eintragung ins Fremdenregister führte. Nach 

Erteilung einer allgemeinen Bescheinigung, mit der eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 

und ein Verlust an Autonomie anerkannt wurden, stellte er einen Antrag auf Beihilfe zur 

Ersetzung des Einkommens und auf Eingliederungsbeihilfe, dessen Ablehnung zu einem 

weiteren Verfahren führte. 2010 wurde ihm wegen seines Gesundheitszustandes eine 

unbefristete Aufenthaltserlaubnis erteilt. 

2.2. Vorlagefragen
664

 

Mit seiner ersten Frage wollte der belgische Verfassungsgerichtshof wissen, ob die 

StatusRL dahingehend auszulegen sei, dass nicht nur Personen, denen nach dieser 

Richtlinie der subsidiäre Schutz gewährt wurde, Sozialhilfeleistungen und medizinische 

Versorgung nach Art 28 und 29 der RL genießen, sondern auch Personen, die von einer 
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Verwaltungsbehörde eines Mitgliedstaates die Erlaubnis erhalten haben, sich in dem 

Staatsgebiet aufzuhalten, und so sehr an einer Krankheit leiden, dass im Falle einer nicht 

angemessenen Behandlung die tatsächliche Gefahr für das Leben oder einer 

unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung droht. 

 

Weiters fragte er, ob im Falle einer Bejahung der ersten Frage, die den Mitgliedstaaten 

auferlegte Verpflichtung, die spezielle Situation von besonders schutzbedürftigen 

Personen, wie Behinderten, zu berücksichtigen, auch die Gewährung von Beihilfen 

beinhaltet. 

2.3. Rechtliche Beurteilung durch den Gerichtshof
665

 

Dazu hielt der Gerichtshof fest, dass die in Rede stehende nationale Regelung nicht die 

Genehmigung des Aufenthaltes von Drittstaatsangehörigen, die begründete Furcht vor 

Verfolgung haben, regelt und auch nicht die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 

bezweckt. Demnach wäre Belgien nur zu den in der Richtlinie vorgesehenen Leistungen 

verpflichtet, wenn mit der von ihr gewährten Aufenthaltserlaubnis die Zuerkennung des 

subsidiären Schutzstatus verbunden wäre. 

 

In weiterer Folge widmete sich der Gerichtshof den Voraussetzungen für die Zuerkennung 

von subsidiärem Schutz nach Art 15 der StatusRL
666

 und zwar bei Vorliegen stichhaltiger 

Gründe, dass der Drittstaatsangehörige im Falle seiner Rückkehr einen ernsthaften 

Schaden erleide. Dazu führte er aus, dass die nicht auf eine absichtliche Verweigerung der 

Versorgung zurückzuführende Verschlechterung des Gesundheitszustandes nicht in den 

Anwendungsbereich dieses Artikels fällt. Zudem sei nur die Behandlung im Herkunftsstaat 

umfasst. Außerdem enthalte Art 6 dieser Richtlinie eine Liste an Akteuren, von denen ein 

ernsthafter Schaden ausgehen kann, demnach muss dieser durch das Verhalten einer 

Person verursacht werden und kann nicht nur die Folge allgemeiner Unzulänglichkeiten 

des Gesundheitssystems des Herkunftslandes sein.
667

 Dafür spreche auch der 
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Erwägungsgrund 26, wonach allgemeine Gefahren keine individuelle Bedrohung im Sinne 

der Richtlinie darstellen. 

 

Daran ändere auch die Rechtsprechung des EGMR nichts, denn die Tatsache, dass die 

Abschiebung eines an einer schweren Krankheit leidenden Drittstaatsangehörigen gegen 

Art 3 EMRK verstoße, bedeute nicht, dass diesem auch subsidiärer Schutz zu gewähren 

ist.
668

 Art 3 EMRK gestatte den Mitgliedstaaten zwar die Erlassung günstigerer Normen, 

jedoch sei ihnen verwehrt einem an einer schweren Krankheit leidenden 

Drittstaatsangehörigen wegen der Gefahr der Verschlechterung seines 

Gesundheitszustandes, die auf das Fehlen einer angemessenen Behandlung im 

Herkunftsland zurückzuführen ist, subsidiären Schutz zu gewähren, da solche 

Bestimmungen nicht mit der Richtlinie vereinbar sind.
669

 Es würde der Systematik und den 

Zielen der Richtlinie widersprechen, Personen subsidiären Schutz zu gewähren, die sich in 

Situationen befinden, die keinen Zusammenhang mit dem Zweck des internationalen 

Schutzes aufweisen.
670

 Aufenthaltserlaubnisse aus humanitären Ermessensgründen fallen 

somit nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie. 

 

Belgien müsse demnach keine Leistungen nach Art 28 und 29 der Richtlinie gewähren, in 

Anbetracht dieser Antwort brauche die zweite Vorlagefrage nicht beantwortet zu werden. 

 

3. Abdida
671

 

Am selben Tag wie M´Bodj erging die Entscheidung in einem weiteren belgischen 

Vorabentscheidungsersuchen betreffend die Aufenthaltserlaubnis und Beihilfen von 

schwer kranken Drittstaatsangehörigen. 

3.1. Sachverhalt
672

 

Herr Abdida stellte 2009 einen Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis aus medizinischen 

Gründen, da er an einer besonders schweren Krankheit litt. Der Antrag wurde für zulässig 

erklärt, woraufhin er Sozialhilfe erhielt. In weiterer Folge wurde sein Antrag 

zurückgewiesen und eine Anordnung zum Verlassen von Belgien erlassen, da sein 
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Herkunftsland über eine ausreichende medizinische Infrastruktur zur Behandlung seiner 

Krankheit verfüge. Weiters wurde ihm die Sozialhilfe entzogen sowie die dringende 

medizinische Hilfe verweigert, jedoch diese dann wiederum gewährt. Daraufhin 

entwickelte sich unter den nationalen Behörden und Gerichten ein Rechtsstreit, ob ihm bis 

zur Rechtsmittelentscheidung über den Aufenthaltstitel Sozialhilfe zu gewähren ist. 

3.2. Vorlagefragen
673

 

Das belgische Gericht legte dem EuGH die Frage vor, ob die asylrelevanten Richtlinien 

eine Verpflichtung vorsehen, dass bei Personen, die so sehr an einer Krankheit leiden, dass 

sie eine tatsächliche Gefahr für deren Leben oder ihre körperliche Unversehrtheit oder eine 

tatsächliche Gefahr einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung darstellt, wenn 

in ihrem Herkunftsland keine angemessene Behandlung vorhanden ist, sodass ihnen 

subsidiärer Schutz zu gewähren ist, einem Rechtsbehelf im Falle einer Versagung des 

Aufenthaltstitels und/oder des subsidiären Schutzes die aufschiebende Wirkung zukommen 

muss. Weiters fragte es, ob bis zu einer Entscheidung über den Rechtsbehelf andere als 

medizinische Grundbedürfnisse zu befriedigen sind. 

 

Im Falle der Verneinung wollte es wissen, ob die Charta derartige Verpflichtungen 

vorsehe. 

3.3. Rechtliche Beurteilung durch den Gerichtshof
674

 

Zunächst wiederholte er verweisend auf M´Bodj, dass die verfahrensgegenständlichen 

Anträge keine Anträge auf internationalen Schutz darstellen und daher nicht unter die 

Statusrichtlinie und in weiterer Folge nicht unter die Verfahrens
675

- oder 

Aufnahmerichtlinie
676

 fallen. 

 

Der EuGH prüfte sodann das Verfahren anhand der Rückführungsrichtlinie
677

, da die 

gegen Abdida erlassene Entscheidung eine Rückkehrentscheidung darstellte. Er hielt fest, 
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dass die Richtlinie unter vollständiger Achtung der Grundrechte und der Menschenwürde 

ausgelegt werden muss.
678

 Daraus ergebe sich, dass dem Drittstaatsangehörigen ein 

wirksamer Rechtsbehelf zur Verfügung stehen muss, jedoch schreibt die Richtlinie nicht 

vor, dass dieser aufschiebende Wirkung haben muss. Allerdings ist dieser im Einklang mit 

Art 47 GRC, der einen effektiven gerichtlichen Rechtsschutz vorschreibt, auszulegen. 

 

Zudem sei auch Art 19 Abs 2 GRC (Refoulementverbot) und die Rechtsprechung des 

EGMR zur Abschiebung von schwer Erkrankten unter dem Aspekt von Art 3 EMRK zu 

beachten. Demnach dürfen die Mitgliedstaaten in absoluten Ausnahmefällen eine 

Abschiebung eines an einer schweren Krankheit leidenden Drittstaatsangehörigen in ein 

Land, in dem keine angemessenen Behandlungsmöglichkeiten bestehen, nicht vornehmen. 

Absolute Ausnahmefälle liegen dann vor, wenn der Schaden, der sich aus der Abschiebung 

eines Drittstaatsangehörigen in ein Land ergibt, in dem für ihn die ernsthafte Gefahr einer 

unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung besteht, schwer und nicht 

wiedergutzumachen ist. Unter diesen Umständen muss ein Rechtsbehelf mit 

aufschiebender Wirkung zur Verfügung stehen. Dies stehe auch im Einklang mit der 

Rechtsprechung des EGMR zu Artikel 13 EMRK.
679

 

 

Aus dem Aufbau der Richtlinie ergibt sich, dass die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, 

einem an einer schweren Krankheit leidenden Drittstaatsangehörigen, der einen 

Rechtsbehelf gegen eine Rückkehrentscheidung eingelegt hat, deren Vollstreckung ihn der 

ernsthaften Gefahr einer schweren und irreversiblen Verschlechterung seines 

Gesundheitszustands aussetzen könnte, die darin niedergelegten Garantien, wie 

insbesondere die Gewährung medizinischer Notfallversorgung und unbedingt 

erforderlicher Behandlung sowie die Befriedigung der Grundbedürfnisse, bis zur Rückkehr 

tatsächlich zu gewähren.
680

 

 

4. C.K., H.F., A.S.
681

 

Dieses slowenische Vorabentscheidungsverfahren betrifft im Wesentlichen die 

Auswirkungen des Gesundheitszustandes auf eine Dublinüberstellung. 
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4.1. Sachverhalt
682

 

Die Syrerin C.K. reiste gemeinsam mit dem ägyptischen Staatsbürger H.F. aufgrund eines 

gültigen Visums nach Kroatien. Nach einem kurzen Aufenthalt reisten sie weiter nach 

Slowenien, wo sie einen Antrag auf internationalen Schutz stellten. C.K. war zum 

Zeitpunkt ihrer Einreise bereits schwanger. Aufgrund der Zuständigkeit Kroatiens nach der 

Dublinverordnung wurden die Anträge abgelehnt, allerdings wurde bis zur Geburt von der 

Überstellung nach Kroatien abgesehen. Im Zuge des Rechtsmittelverfahrens wurden 

zudem Einzelfallzusicherungen von Kroatien eingeholt, dass die betroffenen Personen eine 

angemessene Unterkunft sowie Betreuung und die notwendige medizinische Betreuung 

erhalten. Frau C.K. legte medizinische Befunde vor, wonach sie sich in einem schlechten 

psychischen Gesundheitszustand befand und unter anderem an postnataler Depression mit 

Tendenzen zum Selbstmord litt. Ein aktueller Bericht des UNHCR zeigte keine 

systemischen Mängel im kroatischen Asylsystem auf, sondern hob insbesondere die 

Unterbringung für vulnerable Personen in Kutina hervor. 

4.2. Vorlagefragen
683

 

Das vorlegende Gericht wollte vom EuGH im Wesentlichen wissen, ob lediglich 

systematische Mängel im Asylsystem einen Hinderungsgrund für eine Dublinüberstellung 

darstellen und zu einem Selbsteintritt führen können oder, ob auch andere Gründe, die eine 

reale Gefahr einer Verletzung von Art 4 GRC darstellen, dazu führen können. 

4.3. Rechtliche Beurteilung durch den Gerichtshof
684

 

In seinem Urteil folgte der EuGH nicht der Ansicht des Generalanwaltes in seinem 

Schlussantrag, wonach lediglich das Vorliegen systemischer Schwachstellen zu einem 

Selbsteintritt führen kann,  nicht allerdings Schwachstellen, die in der besonderen Situation 

des Antragstellers liegen.
685

 

 

Mit Verweis auf die einschlägige Rechtsprechung des EGMR, insbesondere auf das 

aktuelle Urteil der Großen Kammer im Fall Paposhvili
686

, hielt der EuGH fest, dass auch, 

wenn keine systemischen Schwachstellen im Asylsystem vorliegen, die Überstellung nicht 

dazu führen darf, dass ein reales Risiko einer Verletzung von Art 4 GRC vorliegt. Im 

Krankheitsfall sind daher sämtliche Vorsichtsmaßnahmen zu treffen und dafür Sorge zu 
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tragen, dass die Überstellung zu keiner derartigen Verschlechterung des 

Gesundheitszustandes führt, dass eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 

vorliegt, dabei ist insbesondere auf die Schwere der Krankheit Bedacht zu nehmen. Führt  

die Überstellung zu einer permanenten Verschlechterung des Zustandes oder der Aufschub 

der Überstellung zu einer solchen, hat der überstellende Staat selbst in das Verfahren 

einzutreten. Allerdings liegen im konkreten Fall keine derartigen Umstände vor, die den 

Gebrauch vom Selbsteintrittsrecht notwendig erscheinen lassen. 

5. Analyse 

Anders als beim EGMR, der hauptsächlich über Individualbeschwerden von natürlichen 

Personen entscheidet, ist der Zugang von Einzelpersonen zum EuGH erheblich 

beschränkt
687

. Dennoch kommt der Grundrechtsjudikatur des EuGH große Bedeutung zu, 

da er durch seine Entscheidungen die Bedeutung der allgemein formulierten Rechte der 

GRC in Durchführung von EU-Recht auslegt und präzisiert.
688

  

 

In seinem Urteil N.S.
689

 folgte der EuGH im Wesentlichen der Rechtsprechung des EGMR 

und stützte sich dabei inhaltlich auf das Refoulementverbot, ohne jedoch Art 19 Abs 2 

GRC explizit zu erwähnen
690

, sondern lediglich unter Verweis auf die allgemeine 

Bestimmung des Art 4 GRC. Erst im Fall Abdida
691

 begründete er den Schutz vor 

Abschiebung mit Rückgriff auf die speziellere Bestimmung des Art 19 Abs 2 GRC.  

 

Die beiden europäischen Gerichtshöfe kamen übereinstimmend, zwar mit 

unterschiedlichen Akzentuierungen, zu dem Ergebnis, dass eine Überstellung nach 

Griechenland aufgrund der dort vorherrschenden Mängel des Asylverfahrens und der 

Aufnahmebedingungen unzulässig ist.
692

 Durch sein weniger als 11 Monate nach dem 

EGMR ergangenes Urteil garantierte der EuGH den Schutz von Grundrechten für 

Asylwerber und gelang es ihm den potenziellen Konflikt für die Mitgliedstaaten zwischen 

ihren Verpflichtungen unter EU-Recht und jenen nach der Konvention zu lösen, indem er 

die Autonomie der Europäischen Rechtsordnung gegenüber dem Einfluss des EGMR 
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wahrte.
693

 Dadurch, dass er feststellte, dass die Ausübung des Selbsteintrittsrechts in 

Durchführung von EU Recht geschieht und deshalb die Grundrechtecharta, und zwar im 

konkreten Fall Art 4 GRC, der mit Art 3 EMRK ident ist, anwendbar ist, konnte der EuGH 

ohne explizit Art 52 Abs 3 GRC (Tragweite der garantierten Rechte, FN 104) zu erwähnen, 

Divergenzen zwischen der Rechtsprechung der beiden Gerichtshöfe vermeiden.
694

 Beide 

Gerichtshöfe kamen zu dem Ergebnis, dass man grundsätzlich auf die Einhaltung der 

grundrechtlichen Verpflichtungen gegenüber Asylwerbern durch die anderen 

Mitgliedstaaten vertrauen dürfe, diese Vermutung jedoch widerlegbar sei, wenn 

systemische Mängel nicht unbekannt sein können, wobei hier angesichts der praktischen 

Wirksamkeit des Dublin-Systems ein strenger Maßstab anzulegen ist.
695

 

 

Mit seiner Entscheidung verwandelte der EuGH das sogenannte Selbsteintrittsrecht gemäß 

Art 3 Abs 2 Dublin II VO, bei dessen Ausübung den Staaten bislang grundsätzlich 

Ermessen zukam, in eine Verpflichtung das Verfahrens selbst zu führen, wenn die 

Bedingungen im Aufnahmestaat eine unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 

darstellen
696

, sofern kein anderer Staat zuständig ist.
697

 

 

Interessant am Fall M´Bodj
698

 ist, dass sich der EuGH hier sehr eindeutig zu den 

Voraussetzungen für die Gewährung von subsidiärem Schutz bzw, ob eine schwere 

Krankheit und die daraus resultierende Unzulässigkeit der Abschiebung wegen mangelnder 

Behandlung im Zielland zur Gewährung dieses Status führen kann, geäußert hat, danach 

jedoch von den vorlegenden Gerichten gar nicht gefragt wurde. Diese Aussagen mögen 

zunächst überraschen und im Widerspruch zur Rechtsprechung des EGMR sowie den 

bisherigen Entscheidungen des EuGH stehen, zumal dieser früher bereits festgestellt hatte, 

dass Art 15 lit b StatusRL im Wesentlichen Art 3 EMRK entspricht
699

. 

 

Bereits Thurin stellte fest, dass Art 15 lit b StatusRL weitgehend der Formulierung des Art 

3 EMRK entspricht, sich jedoch aus den Vorarbeiten ergibt, dass durch den Hinweis, dass 
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sich der Gefahrenmoment im Herkunftsland ergeben muss, eine bewusste Einschränkung 

zur Rechtsprechung des EGMR zu Art 3 EMRK gewollt war. Auch durch 

Erwägungsgrund 9 wollte man klarstellen, dass humanitäre Gründe nicht als klassische 

Refoulementfälle zu sehen sind. Thurin kritisiert diesen Ansatz, dass es auch in solchen 

Konstellationen um die vorhersehbaren Konsequenzen ginge. Der Fall D. sollte daher 

mangels Verfolgersubjekt nicht von der Richtlinie umfasst sein.
700

 Dem folgte nun auch 

der EuGH mit seiner Entscheidung im Fall M`Bodj. An diesem Ergebnis ändert auch die 

Neufassung der Statusrichtlinie nichts, da in den diesbezüglich relevanten Artikeln keine 

Änderungen vorgenommen wurden. 

 

Auch Hailbronner argumentiert, dass gemäß Art 6 StatusRL die Gewährung von 

subsidiärem Schutz einen Verfolgerakteur voraussetzt, von dem die Gefahr eines 

ernsthaften Schadens ausgeht. Weiters hält er fest, dass der Begriff Behandlung zunächst 

eine bewusste Schadenszufügung impliziert. Aus der Sufi- und Elmi
701

 Rechtsprechung 

leitet er jedoch ab, dass die direkte oder indirekte Behandlung bzw Aktion auch in der 

rechtlichen und administrativen Schlechterbehandlung einer identifizierbaren Gruppe von 

Fremden bestehen kann. Schlussendlich kommt er zu dem Ergebnis, dass Art 3 EMRK 

zwar Schutz vor Abschiebung bietet, nicht aber zur Gewährung von subsidiärem Schutz 

verpflichtet, da das Unionsrecht Verfolgungsakteure und Verfolgungshandlungen 

voraussetzt.
702

 

 

Der österreichische Gesetzgeber hat bis dato auf das Urteil M´Bodj nicht reagiert und 

keinen neuen Aufenthaltstitel für derartige „humanitäre“ Fälle geschaffen.
703

 Auch in der 

Rechtsprechung ist keine deutliche Änderung zu erkennen. So hat ein Richter des 

Bundesverwaltungsgerichtes mehrmals festgestellt, dass § 8 AsylG 2005 dieser 

Entscheidung widerspricht, da die darin festgelegten Tatbestände über die Richtlinie 

hinausgehen.
704

 Demnach ist subsidiärer Schutz auch in Krankheitsfällen oder bei Entzug 

der Lebensgrundlage zu gewähren. Dieser Konflikt könne nicht durch eine 
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richtlinienkonforme Einschränkung gelöst werden, da somit die Grenzen der Interpretation 

des innerstaatlichen Gesetzes überschritten werden würden und daher keine 

richtlinienkonforme Interpretation mehr vorgenommen werden könnte, sondern eine 

Lösung nur mehr durch unmittelbare, gesetzesverdrängende Anwendung der Richtlinie 

denkbar ist. Eine unmittelbare Anwendung der Richtlinie würde jedoch zu Lasten des 

Fremden gehen, was unzulässig ist. Da zudem offensichtlich auch der Gesetzgeber davon 

ausgehe, dass subsidiärer Schutz zu gewähren ist, führt das Urteil M’Bodj nach derzeitiger 

Rechtslage zu keiner Änderung des Prüfungsmaßstabes für die Zuerkennung von 

internationalem bzw subsidiärem Schutz. Ebenso argumentiert Brandl unter Heranziehung 

der relevanten EGMR Judikatur, dass die Rechtsprechung des EuGH nicht bedeute, dass in 

Krankheitsfällen, die bei Rückkehr den Schwellenwert der unmenschlichen Behandlung 

erreichen würden, subsidiärer Schutz nicht gewährt werden dürfe. Dies sei aber nur bei 

Vorliegen außergewöhnlicher Umstände gegeben, wie zB wenn der Antragsteller mit dem 

Tode ringt und weder Betreuung noch medizinische Versorgung im Heimatstaat vorhanden 

sind.
705

 Auch der Verfassungsgerichtshof dürfte bei der Beurteilung nach § 8 AsylG 2005 

ungeachtet des zitierten EuGH-Urteils weiterhin von der Relevanz von Umständen der 

Versorgungs- bzw Gesundheitslage ausgehen.
706

 

 

Mitunter könnte die Feststellung des EuGH, dass mangels Verfolgersubjekt im 

Krankheitsfall subsidiärer Schutz nicht zu gewähren ist, als ein sogenanntes obiter dictum 

interpretiert werden, da er dadurch eine nicht gestellte Frage beantwortet. Als obiter dictum 

bezeichnet man die Rechtsansicht eines Gerichtes, die nebenbei geäußert wurde, weil sich 

die Gelegenheit bot, jedoch keine entscheidende tragende Begründung im Fall selbst 

darstellt und daher auch nicht bindend ist. 

 

Abschließend ist zu sagen, dass der EuGH vor allem durch die GRC mittlerweile 

wesentlich zum Schutz der Grundrechte von Fremden beiträgt. Dabei orientiert er sich 

großteils an der Rechtsprechung des EGMR und führt so den in Art 52 Abs 3 GRC 

vorgesehenen Gleichklang zwischen den beiden Gerichten herbei. Auch seinem neuesten 
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Urteil C.K., H.F., A.S.
707

 nimmt er gleich Bezug auf die aktuellste Rechtsprechung des 

EGMR und folgt dieser. 
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Exkurs: Umweltflüchtlinge 

1. Grundsätzliches 

Ein immer mehr an Bedeutung gewinnendes Phänomen und Thema ist jenes der Umwelt-

bzw Klimaflüchtlinge. Es existiert keine völkerrechtlich verbindliche Definition von 

„Umweltflüchtlingen“.
708

 „Klimaflüchtlinge“ werden oft als Sonderfall von 

„Umweltflüchtlingen“ gesehen, da nicht jede Umweltänderung eindeutig auf den 

Klimawandel zurückzuführen ist.
709

 Die Arbeitsdefinition in der vom deutschen 

Umweltbundesamt in Auftrag gegebenen Studie zu „Umweltflüchtlingen“ von Ammer 

lautet: 

 

„StaatsbürgerInnen und Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt, die ihren Heimatort 

innerhalb ihres Herkunftsstaates oder ihren Herkunftsstaat vorübergehend oder auf Dauer 

verlassen mussten; der maßgebliche, unmittelbare Grund für das Verlassen sind von 

Mensch oder Natur herbeigeführte Umweltveränderungen, die das Leben oder den 

Lebensunterhalt ernsthaft gefährden.“
710

 

 

Diese Definition umfasst zwar gänzlich das Phänomen der Umweltvertriebenen bzw –

migranten, jedoch ist der Begriff des Flüchtlings rechtlich durch die GFK definiert und 

beinhaltet lediglich Personen, die sich außerhalb ihres Herkunftsstaates aufhalten. 

Personen, die sich noch innerhalb ihres Herkunftsstaates befinden, nennt man 

Binnenvertriebene. Deswegen hat auch UNHCR Vorbehalte gegen eine derartige 

Terminologie.
711

 Zudem bestehen Bedenken, dass durch einen neuen Begriff der 

Flüchtlingsbegriff der GFK untergraben werden könnte.
712

 Dennoch wird der Begriff 

„Flüchtling“ in diesem Zusammenhang von vielen Forschern verwendet, um die 

Dringlichkeit des Themas zu unterstreichen.
713

 

                                                 
708

 Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtstellung und rechtliche Behandlung von Umweltflüchtlingen, 

Kurzfassung, Dessau-Roßlau: Umweltbundesamt 2010, S 1. 
709

 Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von Umweltflüchtlingen, 

Dessau- Roßlau: Umweltbundesamt 2010, S 21. 
710

 Ammer/Nowak/Stadlmayr/Hafner, Rechtsstellung und rechtliche Behandlung von Umweltflüchtlingen. 

Dessau- Roßlau: Umweltbundesamt 2010, S 27. 
711

 UNHCR, Climate change, natural disasters and human displacement: a UNHCR perspective (14.8.2009), 

S 8. 
712

 von Alvensleben, „Umweltflüchtlinge“ Auswirkungen von Umwelt- und Klimaveränderungen auf 

Migrationsprozesse, Diplomarbeit Universität Wien (2012), S 62; UNHCR, Climate change, natural disasters 

and human displacement: a UNHCR perspective (14.8.2009), S 9. 
713

 von Alvensleben, „Umweltflüchtlinge“ Auswirkungen von Umwelt- und Klimaveränderungen auf 

Migrationsprozesse, Diplomarbeit Universität Wien (2012), S 60. 



140 

 

Der vierte Sachstandsbericht des Weltklimarates aus dem Jahr 2007
714

 wies nach, dass der 

durch Menschen verursachte Klimawandel sich beschleunigte und bereits ernste 

Auswirkungen auf die Umwelt und Menschen hat.
715

 Weiters sagte er die Zunahme der 

Intensität tropischer Wirbelstürme, der Häufigkeit schwerer Regenfälle und Überflutungen 

sowie das Ansteigen von Dürren und Desertifikation wie auch des Meeresspiegels 

vorher.
716

 Darüber hinaus hat der Klimawandel Auswirkungen auf mögliche 

Konfliktfaktoren (wie Zugang zu Energie, Wasser, Nahrung und anderen knappen 

Ressourcen) sowie auf Bevölkerungsbewegungen und Grenzstreitigkeiten.
717

 

 

2012 wurden mehr als 31 Millionen Menschen aufgrund von plötzlich auftretenden 

Naturkatstrophen vertrieben, zusätzlich waren 42 Millionen von Dürre betroffen.
718

 

Schätzungen für die Zukunft werden laufend massiv nach oben korrigiert und geht man für 

2025 mittlerweile von bis zu 200 Millionen Umweltflüchtlingen aufgrund des 

Klimawandels aus.
719

 Ein Großteil der aufgrund des Klimawandels Vertriebenen bleibt in 

der Regel innerhalb ihres Herkunftslandes und gilt somit als Binnenvertriebene.
720

 Nur 

eine Minderheit wird die Grenze überschreiten und nur ein kleiner Prozentsatz innerhalb 

dieser Gruppe wird weiter als in ein Nachbarland migrieren. Wenn die Bedingungen sich 

wieder verbessern, kehren viele wieder zu ihrem zu Hause zurück.
721

 Verlässliche 

Angaben über die Zahl von Umweltflüchtlingen gibt es jedoch nicht, da es, wie oben 

angeführt, weder eine genaue Definition dieser Personengruppe noch eine klare und 

fassbare Abgrenzung des umwelt- und klimabezogenen Wanderungsmotivs von anderen 

Motiven gibt.
722
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Die Ursachen und Gründe für Umweltflucht sind vielfältig. Ein Forschungsbericht des 

deutschen Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge nennt als mögliche Ursachen für 

Umweltmigration fehlende oder unzulängliche Entwicklungsfortschritte, 

Bevölkerungswachstum und Urbanisierung, Naturkatastrophen sowie den Klimawandel 

und hält fest, dass sich vor allem in Afrika Umwelt- und Entwicklungsprobleme 

gegenseitig beeinflussen.
723

 Grundsätzlich kann man die Ursachen jedoch in natürlich 

induzierte sowie menschlich bedingte Umweltveränderungen teilen. Innerhalb der Gruppe 

der menschlich bedingten Umweltveränderungen kann man zwischen 

klimawandelinduzierten und anderen Umweltveränderungen unterscheiden, die in der 

Folge zu „Umweltflucht“ führen. Die gewichtigste Ursache stellen mittlerweile 

klimawandelinduzierte Ereignisse dar.
724

  

 

Ein Großteil der betroffenen Personen bleibt innerhalb des Herkunftslandes, da es eher 

selten ist, dass ein ganzes Land von einer Naturkatastrophe betroffen ist.
725

 Zu Bedenken 

ist, dass Faktoren wie Armut und Arbeitslosigkeit nicht nur Flucht auslösen, sondern auch 

verhindern können, da die Betroffenen es sich meist nicht leisten können auszuwandern.
726

 

Weiters führt der Klimawandel zwar nicht direkt zu Menschenrechtsverletzungen, 

gefährdet jedoch eine Reihe von Menschenrechten, was als weiterer push-Faktor wirken 

kann.
727

 Oft wird in Zusammenhang mit „Umweltflüchtlingen“ zwischen freiwilliger und 

unfreiwilliger Migration unterschieden
728

, wobei die Grenze meist schwer zu ziehen ist, da 

Personen bei Verschlechterung der Lebensbedingungen in vielen Fällen bereits in Gebiete 

mit besseren Einkommenschancen ziehen, bevor dieser Schritt aufgrund von 

Unbewohnbarkeit des Heimatgebietes unvermeidbar wird.
729
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Bei dieser Gruppe kommt den Guiding Principles on Internal Displacement
730

 eine 

erhebliche Bedeutung zu.
731

 Sie werden als wichtiges internationales Rahmenwerk für den 

Schutz intern Vertriebener anerkannt und stellen wichtige Leitlinien dar, die jedoch nicht 

verbindlich sind.
732

 Da sie als Abwanderungsgründe explizit „natural und man-made 

disasters“ anführen, werden dadurch auch Konstellationen umweltbedingter „Flucht“ 

erfasst.
733

 Es mangelt jedoch oft an der effektiven Umsetzung der Prinzipien auf nationaler 

Ebene und ist ein Großteil der betroffenen Staaten oft nicht in der Lage oder willens seine 

Verantwortung zum Schutz von Binnenvertriebenen wahrzunehmen.
734

 

 

UNHCR vertritt die Ansicht, dass Umweltfaktoren keine Gründe für die Gewährung von 

Flüchtlingsstatus sind, wiewohl anerkannt wird, dass bestimmte Gruppen somit außerhalb 

des Anwendungsbereiches von internationalem Schutz fallen, aber trotzdem humanitäre 

Hilfe benötigen. Dennoch ist UNHCR gegen eine Adaptierung des Flüchtlingsbegriffs, da 

dadurch eine Neuverhandlung der GFK und somit eine Verminderung des Schutzstandards 

riskiert werden würde.
735

 Auch die Vertragsstaaten legen den Flüchtlingsbegriff immer 

enger aus.
736

 In der Rechtsprechung und in der Literatur wird die Ablehnung des 

Flüchtlingsbegriffs zum Teil mit der fehlenden Diskriminierung begründet, da die 

Umweltveränderung meist die Bevölkerung in einem Gebiet insgesamt trifft und sich 

selten selektiv gegen spezielle Personen aufgrund besonderer Charakteristika richtet bzw 

nicht auf bestimmte politische, religiöse, ethnische oder soziale Gruppen beschränkt ist.
737

 

Andere plädieren im Zusammenhang mit Umweltflucht für eine liberale Interpretation der 

GFK
738

, zumal die Erfahrung gezeigt hat, dass im Zuge von Umweltkatastrophen wie bei 

Kriegen zahlreiche Menschenrechtsverletzungen passieren. So mussten Opfer des 

Tsunamis in Asien 2004 flüchten, da ihnen von der Regierung die notwendige Hilfe 
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verwehrt wurde.
739

 Die Anwendung der GFK im Zusammenhang mit menschlichem 

Verhalten in Reaktion auf Umweltveränderungen im Umgang mit den betroffenen 

Personen ist meist weniger umstritten. So kann die Versagung von Hilfsleistungen als 

Verfolgung im Sinne der GFK gewertet werden und zur Flüchtlingseigenschaft führen, 

wenn diese aus einem der fünf genannten Fluchtgründe erfolgt.
740

 

 

Da die bestehenden internationalen Menschenrechtsinstrumente für das Phänomen der 

Umweltflucht keine geeignete Lösung parat haben, wird von vielen Seiten die Schaffung 

einer neuen Konvention befürwortet, wobei es hierfür am politischen Willen scheitern 

wird.
741

 Zudem ist Umweltflucht eine Querschnittsmaterie, die nicht durch Anpassung in 

den einzelnen Rechtsbereichen bewältigt werden kann.
742

 Es wird daher ein 

interdisziplinärer Ansatz vertreten, der sowohl staatliche Verpflichtungen als auch Rechte 

für Individuen festlegt und Maßnahmen für die Prävention als auch die Bewältigung von 

Umweltflucht ua durch eine faire Lastenverteilung vorsieht.
743

  

 

Ein weiterer Vorschlag ist eine Änderung des Art 15 lit c StatusRL dahingehend, dass 

Umweltkatastrophen auch eine Basis für die Gewährung von subsidiärem Schutz 

darstellen.
744

 Dies erscheint in Anbetracht der aktuellen Rechtsprechung des EuGH nicht 

ausreichend, da es für die Gewährung von subsidiärem Schutz immer einen 

Verfolgungsakteur braucht und ein Naturphänomen dafür wohl nicht ausreicht. Zudem 

wird der politische Wille zur Ausdehnung des Anwendungsbereiches kaum vorhanden 

sein. Ammer führt weiters dazu aus, dass dem Begriff „Verfolgung“ in Art 9 StatusRL ein 

enges Verständnis zugrunde liegt, das vorwiegend auf die Verletzung bürgerlicher und 

politischer Rechte abstellt.
745
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Als weitere Alternative wird in der Literatur die Richtlinie zum vorübergehenden Schutz 

im Falle eines Massenzustroms
746

 genannt. Vorübergehender Schutz könnte auch bei durch 

Naturkatastrophen verursachter Vertreibung zur Anwendung kommen. Der in Art 2 lit c 

aufgezählte Personenkreis sei zudem nicht taxativ.
747

 Dieser Artikel umfasst Personen, die 

aus Gebieten geflohen sind, die ernsthaft von systematischen oder weit verbreiteten 

Menschenrechtsverletzungen bedroht waren oder die Opfer solcher 

Menschenrechtsverletzungen sind. Diese Definition ist somit weiter als jene des 

subsidiären Schutzes in der Statusrichtlinie.
748

 Eine Schwäche ist jedoch, dass die 

Richtlinie nur im Fall eines Massenzustroms zur Anwendung kommt und daher keinen 

Schutz für individuell Betroffene bieten kann.
749

 Ein weiterer Schwachpunkt ist die 

Tatsache, dass diese Richtlinie nur angewendet werden kann, wenn eine entsprechende 

Entscheidung des Rates der Europäischen Gemeinschaft auf Vorschlag der Kommission 

vorliegt.
750

 Ein solcher Beschluss wurde bis dato jedoch noch nie gefällt und ist ein solcher 

vor allem in Bezug auf Umweltflüchtlinge nicht realistisch, zumal nicht einmal aufgrund 

des aktuell anhaltenden Flüchtlingsstroms insbesondere aus Syrien ein derartiger Beschluss 

getroffen wurde. 

 

Im internationalen Kontext existiert kein individuelles Recht auf eine saubere Umwelt.
751

 

Lediglich Art 37 GRC
752

 enthält eine Umweltschutzbestimmung, die jedoch bloß die 
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bereits in den EU Verträgen festgelegten Prinzipien wiederholt.
753

 Dennoch beinträchtigen 

der Klimawandel und Umweltkatastrophen die Gewährleistung von Menschenrechten, wie 

insbesondere das Recht auf Essen, sauberes Wasser, Gesundheit oder adäquate 

Unterkunft.
754

 Zudem enthält der Internationale Pakt über wirtschaftliche, soziale und 

kulturelle Rechte  Grundrechte, die relevant für eine saubere und gesunde Umwelt sind, 

wie zB das Recht auf sichere gesunde Arbeitsbedingungen (Art 7b) und das Recht auf 

einen angemessenen Lebensstandard (Art 11), aber auch das Recht auf Leben im 

Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte kann als Schutz gegen 

Umweltbedrohungen interpretiert werden.
755

 Das Recht auf ein Höchstmaß an physischer 

und psychischer Gesundheit wird als ein inklusives Recht verstanden, welches sich nicht 

nur auf die angemessene Gesundheitsvorsorge als solche, sondern ebenso auf die zugrunde 

liegenden Parameter der Gesundheit, wie sauberes Trinkwasser und Sanitäranlagen, 

gesunde Umweltbedingungen und die angemessene Versorgung mit unbedenklicher 

Nahrung bezieht.
756

 Das Recht auf Wasser und der Klimawandel stehen in enger 

Wechselwirkung
757

, denn Umweltverschlechterungen können zu einem Mangel an 

Trinkwasser, welches frei von Giftstoffen ist, führen, was eine Verletzung von sozialen 

Rechten darstellt.
758

  

 

Grundsätzlich sind alle Menschen gleich von Umweltveränderungen betroffen, wobei 

besonders schutzbedürftige Bevölkerungsgruppen, wie Kinder, ältere Personen und 

Frauen, die unter Armut leiden, überproportional betroffen sind.
759

 Ebenso 

überproportional von Umweltverschlechterungen betroffen sind indigene Völker, da ihre 

Existenzgrundlage und kulturelle Identität von einer intakten Umwelt abhängig ist.
760

 So 

enthält die Erklärung der Vereinten Nationen über die Rechte indigener Völker
761

 neben 
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individuellen und kollektiven Rechten, insbesondere ein Selbstbestimmungsrecht und 

ausführliche Rechte hinsichtlich des Umweltschutzes.
762

 Ebenso interpretiert der 

Menschenrechtsausschuss Art 27 ICCPR (Minderheitenschutz) dahingehend
763

, dass dieser 

indigene Völker vor Umweltbeeinträchtigungen schützt und Partizipation bei den 

Prozessen der Entscheidungsfindung verlangt.
764

 Weiters interpretiert er das Recht auf 

Leben (Art 6) und das Recht auf Privat- und Familienleben (Art 17) als eine gesunde 

Umwelt voraussetzend.
765

 Auch der Internationale Gerichtshof (IGH) stellte im 

Gabčíkovo–Nagymaros
766

 Fall, der den Bau eines Wasserkraftwerkes betraf, fest, dass 

Umweltschutz eine sine qua non Voraussetzung für die Verwirklichung von 

Menschenrechten darstellt.
767

 

 

Grundsätzlich sind die Herkunftsstaaten für den Schutz der Menschenrechte innerhalb 

ihres Hoheitsgebietes zuständig.
768

 Jedoch enthalten Verträge, die wirtschaftliche und 

soziale Rechte regeln, keine Klauseln, die die menschenrechtlichen Verpflichtungen auf 

Personen innerhalb des Territoriums und/oder der Jurisdiktion eines Staates beschränken. 

Vielmehr verweisen sie explizit auf die Notwendigkeit der internationalen Unterstützung 

und Kooperation zur Realisierung dieser Rechte.
769

 So sind die Herkunftsstaaten im Fall 

von Ressourcenmangel verpflichtet, die internationale Staatengemeinschaft um 

Unterstützung zu bitten, um das Mindestmaß (core content) der sozialen Menschenrechte 

zu erfüllen.
770
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2. Judikatur des EGMR zu Umwelt insbesondere im Hinblick auf 

Art 8 EMRK 

Der EGMR hat bereits in mehreren Umweltfällen entschieden und ein gewisses Recht auf 

eine saubere Umwelt unter verschiedenen Aspekten der in der Konvention garantierten 

Rechte, wie ua dem Recht auf Leben (Art 2), dem Recht auf Privat- und Familienleben 

(Art 8), dem Schutz des Eigentums (Art 1, 1.ZP) oder dem Recht auf freie 

Meinungsäußerung (Art 10) geprüft
771

, jedoch gab es bis dato noch keinen Fall von 

vorgebrachter Umweltflucht.  

 

Insbesondere das Privatleben kann durch Umweltverschmutzungen in erheblichem 

Ausmaß beeinträchtigt oder unmöglich werden. Diese Beeinträchtigung  muss jedoch eine 

gewisse Intensität erreichen, eine bloße Belästigung führt nicht zu einem Eingriff und ist 

eine Umweltverschmutzung für sich genommen auch nicht ausreichend.
772

 Diesbezüglich 

hat der EGMR im Zusammenhang mit der Errichtung zweier Gebäude, wodurch zwar die 

Lebensbedingungen der Tiere eines nahe gelegenen Sumpfes beeinträchtigt wurden, nicht 

jedoch jene der Beschwerdeführer,  klargestellt, dass weder aus Art 8 EMRK noch einer 

sonstigen Bestimmung der Konvention ein klagbarer Anspruch auf den Schutz der Umwelt 

abgeleitet werden kann.
773

 Dennoch eignet sich Art 8 EMRK am ehesten, um sich gegen 

Umweltbelastungen zur Wehr zu setzen.
774

 Belastungen der Gesundheit oder der 

Lebensqualität von Menschen durch starke Umweltverschmutzung oder Fluglärm werden 

als Eingriff in das Privatleben gesehen.
775

 Der EGMR unterschiedet dabei jedoch, ob die 

Umweltbeeinträchtigung durch eine staatliche Stelle oder einen Privaten geschieht. 

Während im ersten Fall der Staat unmittelbar nach der EMRK verantwortlich ist, ist er es 

im zweiten Fall nur mittelbar, indem er verpflichtet ist, angemessene Maßnahmen zu 

treffen, die Rechte der Betroffenen aus Art 8 EMRK zu schützen.
776

 Den 

Konventionsstaaten kommt in derartigen Fällen jedoch ein großer Ermessensspielraum 

zu.
777

 Entscheidend ist, ob die erforderliche Interessensabwägung vorgenommen und ein 
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gerechter Ausgleich gefunden wurde.
778

 Allerdings stellen Immissionen, die von 

Naturgefahren herkommen und deren Verhinderung dem Staat nicht möglich oder 

zumutbar ist, keine Verletzung von Art 8 EMRK dar.
779

 

 

Die ersten Fälle, bei denen sich Straßburg mit dieser Thematik auseinandersetzte, betrafen 

Immissionen durch Fluglärm.
780

 In beiden Fällen wurde eine Konventionsverletzung 

aufgrund des Lärms, verursacht durch die beiden großen Flughäfen Londons, und zwar 

Gatwick
781

 und Heathrow
782

, geltend gemacht. Die Kommission erklärte die Beschwerden 

für zulässig, jedoch kam es aufgrund gütlicher Einigungen zu keiner inhaltlichen 

Entscheidung. 

 

Die beiden Mitbeschwerdeführer im Heathrow Fall, die nicht vom Vergleich betroffen 

waren, betrieben die Beschwerden weiter.
783

 Beide besaßen Häuser, die sich in 

unmittelbarer Näher des Flughafens befanden, und die sie vor der Vergrößerung desselben 

erworben hatten. Die Kommission hielt in ihrer Zulässigkeitsentscheidung fest, dass 

erhebliche Lärmbelästigung das körperliche Wohlbefinden einer Person beeinträchtigen 

kann. Darüber hinaus treffen den Staat gewisse Gewährleistungspflichten, Personen vor 

derartigen Einflüssen zu schützen.
784

 Dem folgend sprach der Gerichtshof aus, dass durch 

Flugzeuge verursachter Lärm die Annehmlichkeiten einer Wohnung und somit das Recht 

auf Privatleben beeinträchtigen können.
785

 Dennoch kam er zu dem Schluss, dass keine 

Verletzung von Art 8 EMRK vorliege, da, wie die Kommission festgehalten hatte, der 

Flughafen dem wirtschaftlichen Wohl des Landes diente, und der Staat sämtliche 

internationale Maßnahmen zur Eindämmung des Lärms ergriffen hatte, und somit ein fairer 

Ausgleich zwischen den staatlichen Interessen sowie jenen des Einzelnen innerhalb des 

Ermessensspielraums getroffen wurde.
786
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13 Jahre später beschäftigte sich der Gerichtshof erneut mit Beeinträchtigungen des 

Privatlebens verursacht durch den Fluglärm am Flughafen Heathrow.
787

 Die Anrainer 

beschwerten sich, dass die durch eine neue Regulierung verursachte erhöhte Frequenz der 

Nachtflüge, ihr Schlaf und somit auch ihre Rechte nach Art 8 EMRK beeinträchtigt 

werden. Während der Gerichtshof in seinem Urteil 2001
788

 noch eine Verletzung von Art 8 

EMRK feststellte, da kein fairer Ausgleich zwischen den staatlichen Interessen und jenen 

des Einzelnen getroffen worden war, zumal das ökonomische Wohl eines Staates allein 

nicht schwerer wiege als der Schutz der Umwelt, kam die Große Kammer 2003 zu einem 

anderen Schluss. Zudem seien keine Studien zum Ausmaß der wirtschaftlichen Bedeutung 

der Nachtflüge durchgeführt worden und auch nicht die tatsächlichen Auswirkungen des 

Fluglärms auf den Schlaf erhoben worden. 

 

Die Große Kammer führte erneut aus, dass Art 8 EMRK in Umweltfällen dann anwendbar 

ist, wenn die Verschmutzung direkt durch den Staat verursacht wurde oder dieser seinen 

Schutzpflichten nicht nachgekommen ist. Weiters betonte er, dass den Staaten bei 

allgemeinpolitischen Fragen ein weiter Ermessenspielraum zukomme. Anders als in 

anderen Fällen, in den Anlagen illegal betrieben wurden, stehe der Nachtflugverkehr im 

Einklang mit den nationalen Gesetzen. Die geltend gemachte Beeinträchtigung berühre das 

Privatleben der Beschwerdeführer nicht in einer Weise, dass die Anwendung eines 

besonders engen Beurteilungsspielraums gerechtfertigt werde könne, zumal die 

ausreichenden Erhebungen der Behörden zeigten, dass die Auswirkungen des Fluglärms 

als nicht schwerwiegend zu beurteilen sind.
789

 Wichtig waren dem EGMR im konkreten 

Fall, dass Lärmschutzmaßnahmen getroffen wurden sowie die Frage, ob die Betroffenen 

die Möglichkeit haben, ohne finanzielle Nachteile die Gegend zu verlassen. Weiters 

machte er deutlich, dass angemessene Untersuchungen und Gutachten notwendig sind.
790

 

 

Auch im Fall Moreno Gómez ging es um Beschwerden betreffend nächtlichen Lärm, und 

zwar von einer Disco ausgehend.
791

 Der EGMR stellte eine Verletzung von Art 8 EMRK 

fest, da die Behörden es verabsäumt hatten, die Einhaltung bestehender 

Lärmschutzbestimmungen durchzusetzen. 
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Einer der bekanntesten Fälle, bei denen der EGMR erstmals eine Verletzung von Art 8 

EMRK in Zusammenhang mit Umweltbeeinträchtigungen feststellte, ist der Lopez Ostra 

Fall.
792

 Der Beschwerdeführer lebte nur 12 Meter entfernt von einer 

Müllverbrennungsanlage. Aufgrund einer Fehlfunktion entwichen dort Gase und ein 

pestartiger Geruch, der zu Gesundheitsproblemen vieler Einwohner im Ort führte. 

Aufgrund dieser Gesundheitsbeeinträchtigungen wurde die Beschwerdeführerin drei Jahre 

nach Inbetriebnahme der Anlage vorübergehend aus ihrem Haus evakuiert. Dazu hielt der 

Gerichtshof fest, dass schwere Umweltverschmutzungen das Wohlbefinden von Menschen 

beeinträchtigen und sie vom ungestörten Besitz ihrer Wohnungen abhalten können.
793

 Der 

EGMR stellte fest, dass dadurch Art 8 EMRK verletzt wurde, da kein fairer Ausgleich 

zwischen den Interessen des Ortes und jenen der Einwohner getroffen wurde, obwohl 

keine schweren Gesundheitsschäden vorlagen.
794

 Er anerkannte, dass die 

Lebensbedingungen für die Familie über Jahre sehr schwierig waren, befand jedoch, dass 

diese nicht die Schwelle des Art 3 EMRK erreichten.
795

 

 

Eine Weiterführung dieser Rechtsprechung erfolgte durch den Fall Guerra
796

. Die 

Beschwerdeführer lebten einen Kilometer entfernt von einer Chemiefabrik, die aufgrund 

der hohen Unfallrate als hohes Risiko eingestuft wurde. Wegen der Luftverschmutzung 

unter anderem auch durch giftige Gase kam es zu Strafverfahren gegen die Betreiber.
797

 

Bezüglich der Beschwerde wegen mangelnder Information über die Umweltrisiken stellte 

der Gerichtshof fest, dass Art 10 EMRK den Staaten keine Verpflichtung auferlegt, von 

Amts wegen Informationen über Risiken einzuholen und diese auch zu verbreiten.
798

 

Jedoch stellte er eine Verletzung von Art 8 EMRK fest. Dazu führte er aus, dass aus der 

Fabrik entflammbares Gas und andere giftige Substanzen entwichen, sodass auch aufgrund 

eines Unfalls 150 Menschen wegen akuter Arsenvergiftung ins Krankenhaus eingeliefert 

werden mussten. Deswegen hat es Italien unterlassen, positive Schutzpflichten zum Schutz 

des Privatlebens der Bevölkerung zu setzen. Zudem hinderte die mangelnde Information 

die Bevölkerung daran, abzuschätzen, welcher Gefahr sie sich aussetzten, wenn sie weiter 
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im Einzugsbereich der Fabrik lebten.
799

 Folglich kann daraus ein Recht auf 

Umweltinformation abgeleitet werden, dh die Staaten sind verpflichtet, Personen über 

Gefahren, die ihre Rechte unter Art 8 gefährden können, in Kenntnis zu setzen.
800

 

 

Zwei weitere Fälle, in denen der EGMR jedoch keine Verletzung feststellte, betrafen die 

Auswirkungen von Atomtests. Im ersten Fall machte der Beschwerdeführer geltend, dass 

er als Angehöriger der Streitkräfte auf der Christmas-Insel durch den Test radioaktiver 

Strahlung ausgesetzt worden war und sein Kind dadurch an Leukämie erkrankt war.
801

 Der 

EGMR kam zu dem Schluss, dass im konkreten Fall die Strahlung nicht die gefährliche 

Grenze überschritten hatte und somit auch kein Kausalzusammenhang zwischen den Tests 

und der Erkrankung seines Kindes feststand, deshalb könne auch keine Warnpflicht des 

Staates bestehen. Im zweiten Fall wurde das Vorenthalten von Informationen, insbesondere 

zur Intensität der Strahlung und den medizinischen Akten, gerügt.
802

 Diesbezüglich hielt 

der EGMR fest, dass der Staat den Beschwerdeführern ein effektives und zugängliches 

Verfahren zur Durchsetzung ihres Informationsanspruches zur Verfügung gestellt hatte, 

weswegen Art 8 EMRK nicht verletzt worden sei.  

 

Ebenso keine Verletzung fand der Gerichtshof im Fall eines Staudammbaues.
803

 Die 

Beschwerdeführer brachten vor, dass durch den Bau ganze Orte überflutet würden, womit 

sie innerstaatlich durchdrangen. Eine spätere Gesetzesänderung führte jedoch dazu, dass 

der Staudamm trotz des Gerichtsurteils nun gebaut werden konnte. Der EGMR führte aus, 

dass das Recht auf ein faires Verfahren nicht verletzt wurde, da das Gesetz nicht darauf 

abzielte, allein das Urteil auszuhebeln. Interessanterweise hielt er aus denselben Gründen 

auch das Recht auf Privatleben nicht verletzt. 

 

Die Beschwerde von türkischen Staatsangehörigen gegen die Benutzung von Zyanid in 

einer Goldmine, in deren Nähe sie wohnten, war hingegen erfolgreich.
804

 Der EGMR 

wiederholte, dass schwere Umweltbeeinträchtigungen in den Anwendungsbereich von Art 

8 EMRK fallen können. Diese Bestimmung war im gegenständlichen Fall deswegen 
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verletzt, weil die Goldmine erst vier Monate nach einer gerichtlichen Entscheidung 

stillgelegt wurde, wodurch verfahrensrechtliche Garantien nicht berücksichtigt wurden. 

 

Auch in den Folgejahren beschäftigte sich der EGMR immer wieder mit Fällen von 

Umweltbeeinträchtigungen. So drangen Anwohner eines Stahlwerkes, das über den 

höchstzulässigen Werten giftige Gase emittierte, mit ihrer Beschwerde nach Art 8 EMRK 

durch.
805

 Dies deshalb, da es eine starke Kombination an indirekten Beweisen gab, dass die 

Emissionen sich in mehrfacher Weise negativ auf die Gesundheit auswirkten und die 

Behörden es jahrelang verabsäumten, Maßnahmen zu setzen und die Beschwerdeführer 

umzusiedeln. Im Fall Giacomelli lebte die Beschwerdeführerin in der Nähe einer Anlage, 

in der Sondermüll gelagert und behandelt wurde.
806

 Erst 14 Jahre nach Inbetriebnahme der 

Anlage wurden die erforderlichen Untersuchungen zu den Auswirkungen auf die Umwelt 

durchgeführt. Diese ergaben, dass die Anlage nicht den Umweltbestimmungen entsprach 

und ein Gesundheitsrisiko für die Anwohner darstellte. Die gerichtliche Entscheidung, den 

Betrieb einzustellen, wurde lange nicht durchgesetzt und auch keine Schutzmaßnahmen 

gesetzt, weswegen es der Staat verabsäumt hatte, einen gerechten Interessensausgleich 

herzustellen. Auch die Beschwerde eines Häftlings gegen die durch eine nahe seiner Zelle 

gelegene Mülldeponie verursachte starke Geruchsbelästigung, war nach Art 8 EMRK 

erfolgreich, da dadurch seine Lebensqualität und sein Wohlbefinden in einer über die 

Anhaltung hinausgehenden Weise beeinträchtigt war.
807

 

 

Der Vollständigkeit halber sei erwähnt, dass der EGMR in krassen Fällen auch aus dem 

Recht auf Leben (Art 2 EMRK) staatliche Verpflichtungen hinsichtlich der Prävention von 

vorhersehbaren Umweltveränderungen abgeleitet hat.
808

 Im Fall Öneryildiz starben 

mehrere Personen aufgrund einer Explosion von einer Mülldeponie.
809

 Vor dieser Gefahr 

war bereits zuvor durch Gutachter gewarnt worden. Dazu hielt der EGMR fest, dass der 

Staat aufgrund von Art 2 EMRK sämtliche Maßnahmen zu einem effektiven Schutz des 

Lebens treffen muss, wenn ihnen eine unmittelbare Gefahr für Leib und Leben bekannt ist. 

Dazu gehören bei gefährlichen Unternehmen auch Vorschriften zur Sicherheit und 
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Überwachung dieser sowie Sanktionen im Fall eines Verstoßes. Zusätzlich müssen die 

Anwohner ausreichend informiert werden und im Falle eines Unfalles ein Verfahren zur 

Aufklärung mit ausreichend Verfahrensgarantien geführt werden.
810

 Gleiches gilt im Fall 

von Todesopfern durch vorhersehbare Schlammlawinen.
811

 

 

Zusammenfassend leitet der EGMR aus den Rechten der EMRK eine Verpflichtung für die 

Staaten ab, Maßnahmen für die Prävention von „Umweltflucht“ zu treffen. Die 

Feststellung einer Verletzung kann jedoch erst nach Eingriff in das Rechtsgut festgestellt 

werden und ist bei nicht absolut gewährten Rechten eine Interessensabwägung 

vorzunehmen. Zudem müssen die Umweltschäden vorhersehbar gewesen sein.
812

 

 

3. Schlussfolgerungen 

Scott unterteilt die Art 3 EMRK Rechtsprechung des EGMR in Zusammenhang mit 

aufenthaltsbeendenden Maßnahmen in drei Kategorien, jene Fälle, in denen ein direkt und 

absichtlich zugefügter Schaden droht, wie bei Soering
813

, jene, bei denen die Gefahr 

ausschließlich natürlichen Ursprungs ist, wie eine Krankheit im Fall D. und schlussendlich 

die Fälle, bei denen ein Akteur im Zielstaat das überwiegende Verschulden trägt, wie bei 

Sufi & Elmi.
814

 In diesem Fall hatte der EGMR festgestellt, dass die Bedingungen für 

somalische Vertriebene im Afgooye Korridor sowie im Flüchtlingslager Dadaab derart 

schlimm sind, dass sie die Schwelle des Art 3 EMRK erreichen. Trotz humanitärer Hilfe 

sei dort die Versorgung mit Wasser, Nahrung und auch Unterkünften extrem limitiert und 

sind die Bewohner deswegen besonders anfällig für Gewaltverbrechen und Ausbeutung.
815

  

 

Scott argumentiert, dass in Fällen, in denen die direkten oder indirekten Handlungen 

überwiegend staatlichen oder nicht staatlichen Akteuren zuzurechnen sind, wie in diesem 

Fall, wo die Konfliktparteien für die humanitäre Situation verantwortlich waren, die 

besonders hohe Schwelle, wie bei D., nicht erreicht sein muss, um Art 3 EMRK zu 

verletzten. Stattdessen ist zu prüfen, ob die Person für ihre Grundbedürfnisse, wie Essen, 
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Hygiene und Unterkunft, sorgen kann, ob sie besonders vulnerabel für Misshandlungen ist 

und, ob sich ihre Situation in naher Zukunft absehbar bessern kann.
816

 

 

In Bezug auf Art 8 EMRK führt Scott aus, dass dieser anwendbar ist, wenn durch eine 

Naturkatastrophe die physische oder auch die psychische Gesundheit beeinträchtigt bzw 

geschädigt ist, wobei aus der Rechtsprechung des EGMR erkennbar ist, dass die 

Vertragsstaaten nicht verpflichtet sind, Art 8 EMRK in extraterritorialen Zusammenhängen 

im gleichem Ausmaß zu schützen wie innerstaatlich.
817

  

 

Umgelegt auf klimawandelbedingte Fluchtbewegungen leitet Scott in Hinblick auf Art 3 

EMRK ab, dass eine niedrigere Schwelle zur Anwendung kommen müsste, da die 

entwickelten Staaten am meisten für den Klimawandel verantwortlich sind. Zudem 

verwendet er hierfür das im Fall N. genannte Argument der Interessensabwägung, dass 

auch hier die Rolle des Staates bei der Ursache für die Flucht in die Beurteilung 

einbezogen werden muss. Umso mehr gilt dies, wenn eine Verletzung von Art 8 EMRK 

geltend gemacht wird.
818

 In diesen Fällen sollte bei der Interessensabwägung weniger 

Gewicht den wirtschaftlichen Interessen eines Staates beigemessen werden und mehr den 

Auswirkungen auf das Individuum im Fall seiner Abschiebung.
819

 Allerdings wird der 

Beschwerdeführer an der Schwierigkeit des Kausalitätsnachweises scheitern
820

, weswegen 

eine Feststellung einer Verletzung durch den EGMR in Umweltfluchtfällen 

unwahrscheinlich erscheint. 

 

Auf Ebene des EuGH und des EGMR erscheint es aus aktueller Sicht eher 

unwahrscheinlich, dass jemand mit einem umweltrelevanten Fluchtvorbringen Erfolg 

haben würde. Der EuGH würde wohl eine Gewährung von subsidiärem Schutz bei Verlust 

der Lebensgrundlage aus umweltbezogenen Gründen unter Verweis auf seine aktuelle 
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Rechtsprechung, dass ein Verfolgungsakteur notwendig ist, verneinen. Der EGMR ist bei 

Feststellung einer Verletzung von Art 3 EMRK aufgrund der Lebensbedingungen ebenso 

zurückhaltend. Die Situation von Asylwerbern in Griechenland wurde nur deswegen als 

Art 3 EMRK Verletzung eingestuft, da es EU-rechtliche Verpflichtungen zur 

Mindestversorgung gibt, daher scheint eine Verletzung dieses Rechts, wenn es sich um die 

Versorgungslage in einem Drittstaat handelt, eher unwahrscheinlich. Ammer anerkennt, 

dass das absolute Folterverbot mangels gezielten Zufügens von psychischem und 

physischem Leid auf „Umweltflucht“ nicht anwendbar ist. Jedoch argumentiert sie, dass 

Art 3 EMRK sehr wohl verletzt sein kann, wenn die Rückführung einer Person dazu führt, 

dass diese einem realen Risiko ausgesetzt wird, unter besonders besorgniserregenden 

Umständen zu sterben.
821

  

 

Größere Erfolgschancen verspricht die Rechtsprechung des österreichischen 

Verwaltungsgerichtshofes. Sofern keine innerstaatliche Fluchtalternative vorliegt, erscheint 

es denkbar, dass jemandem, der aufgrund einer Umweltkatastrophe derart prekäre 

Lebensbedingungen in seinem Heimatstaat vorfinden würde, dass er kaum überleben 

könnte, zumindest subsidiärer Schutz gewährt werden würde. 
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VII. Conclusio 

Obwohl die EMRK kein Recht auf Asyl enthält, ist sie für Personen, die in Europa Schutz 

suchen, dank der dynamischen Rechtsprechung des EGMR, der aus Art 3 EMRK ein 

Refoulementverbot ableitet, von überragender Bedeutung.
822

 Wie die obige Darstellung 

von europäischer als auch österreichischer Judikatur zeigt, gibt es zudem bereits eine Fülle 

an Entscheidungen, die sich mit der Zulässigkeit von aufenthaltsbeenden Maßnahmen im 

Krankheitsfall auseinandersetzen. Vor allem der EGMR hat wohl die umfangsreichste 

Rechtsprechung zur Antifolterverpflichtung von Staaten gemäß Art 3 EMRK.
823

 Er hat 

somit in diesem Zusammenhang eine Vorreiterrolle eingenommen und einen starken 

Einfluss auf Entscheidungen anderer Menschenrechtseinrichtungen.
824

 

 

Grundsätzlich ist aus dieser Judikatur ableitbar, dass der Maßstab für die Feststellung einer 

Verletzung von Art 3 EMRK in derartigen Fällen sehr hoch anzusetzen ist und nur in 

Ausnahmefällen eine Unzulässigkeit der Abschiebung gegeben ist. Aufgrund des absoluten 

Charakters der Bestimmung ist das Risiko einer Misshandlung streng zu prüfen.
825

 

Dennoch ist die EMRK ein lebendiges Instrument und hängt die Entscheidung, ob eine 

Verletzung gegeben ist, von den gegenwärtigen Umständen und Gegebenheiten ab.
826

  

 

Der Fall D. war insofern eine der bedeutendsten Entscheidungen, als der EGMR erstmals 

darin festgehalten hat, dass auch eine natürlich auftretende Krankheit in Bezug auf Art 3 

EMRK relevant sein kann, wie wohl er im konkreten Fall anerkannte, dass D. Gesetze des 

Vereinigten Königreiches gebrochen hatte, das Vereinigte Königreich ihm medizinische 

Versorgung gewährte und nicht für die Zustände des Gesundheitssystems in St. Kitts 

verantwortlich war
827

. In Bezug auf Krankheitsfälle ist daher nochmals festzuhalten, dass 

Art 3 EMRK nicht als Pflicht verstanden werden kann, Unterschiede in sozialen und 
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wirtschaftlichen Standards durch freie und unbegrenzte Versorgung von Fremden ohne 

Bleiberecht zu beseitigen.
828

 Für die Zulässigkeit der aufenthaltsbeendenden Maßnahme im 

Licht des Art 3 EMRK reicht dem EGMR die grundsätzliche Behandlungsmöglichkeit im 

Zielstaat aus, er verzichtet dabei auf eine eingehende Prüfung, ob eine solche auch 

tatsächlich möglich ist. Selbst vom Fremden zu tragende hohe Kosten sprechen nicht 

gegen eine Abschiebung.
829

 Auch die durch den Abbruch einer Behandlung zu 

befürchtende Beschleunigung des Verlaufs einer tödlichen Krankheit begründet nicht die 

vom EGMR geforderten humanitären zwingenden Gründe.
830

 Die Entscheidung, ob eine 

Abschiebung wegen Krankheit gegen Art 3 EMRK verstößt, ist immer eine 

Einzelfallentscheidung und verläuft die Grenze zwischen unmenschlicher Behandlung und 

in Kauf zu nehmenden Nachteilen meist diffus.
831

 

 

Auch wenn der Gesundheitszustand eines Fremden zur Unzulässigkeit einer 

aufenthaltsbeendenden Maßnahme führen kann, kann dennoch nicht gesagt werden, dass 

sich aus der diesbezüglichen Rechtsprechung zu Art 3 EMRK ein generelles Recht auf 

Gesundheit für Fremde, denen eine Abschiebung droht, ableiten lässt.
832

 Dennoch spielt 

der Fall D. insofern eine wichtige Rolle für das Recht auf Gesundheit, weil darin das 

Vorenthalten von AIDS Medikamenten als Menschenrechtsverletzung – wenngleich eines 

politischen und bürgerlichen Rechts – anerkannt wird.
833

 Umgekehrt hat die Verweigerung 

von sozialen Grundrechten unter gewissen Voraussetzungen auch Auswirkungen auf 

politische und bürgerliche Rechte.
834

 So hat der EGMR bereits aus Art 8 EMRK einen 

Anspruch auf Heilbehandlungsleistungen abgeleitet.
835

 Durch die Interpretation des 

EGMR, dass das Recht auf Familien- und Privatleben im Fall von Umweltverschmutzung 
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auch ein Recht auf den Schutz der Gesundheit enthält, hat er seinen Zuständigkeitsbereich 

in gewisser Weise auch auf soziale Rechte erweitert.
836

  

 

Vor allem auch im Fall M.S.S.
837

 hat er eines der zivilen Grundrechte schlechthin, nämlich 

das Folterverbot, welches ungeachtet der vorhandenen Ressourcen respektiert werden 

muss, in ein soziales Grundrecht, bei dem eine Interessensabwägung vorzunehmen ist, 

transformiert.
838

 Dies entspricht dem sogenannten „integrated approach“ des EGMR, 

wonach bürgerliche und politische Rechte auch sozio-ökonomische Aspekte beinhalten. 

Daran zeigt sich, dass zwischen politischen und bürgerlichen Rechten einerseits und 

sozialen Rechten andererseits eine gewisse Synthese besteht und eine strenge Trennung 

dieser beiden Kategorien nicht möglich ist, wodurch soziale Rechte, zwar im beschränkten 

Maß, gerichtlich durchgesetzt werden können.
839

 Dennoch ist es noch ein langer Weg bis 

soziale Grundrechte denselben Status und dieselbe Bedeutung wie bürgerliche und 

politische Rechte erlangen werden.
840

 Die Debatte in welchem Ausmaß der Entzug von 

sozialen Rechten vorliegen muss, um unter das Refoulementverbot zu fallen, hält nach wie 

vor an.
841

  

 

Wie die oben dargestellten Fälle zeigen, ist in vielen Fällen die aufenthaltsbeendende 

Maßnahme deswegen getroffen worden, weil die betroffene Person straffällig in 

Erscheinung getreten ist. Wichtig ist jedoch hervorzuheben, dass auch wenn von der 

Person, zB aufgrund der Teilnahme an terroristischen Handlungen, eine Gefahr ausgeht, 

Art 3 EMRK keinen Einschränkungen oder Ausnahmen unterliegt. Auch die Beurteilung, 

ob das erforderliche Mindestmaß an Schwere erreicht ist, hat unabhängig von den Gründen 

für die Abschiebung zu erfolgen.
842

 Der EGMR hat noch nie Misshandlungen, die in den 

Anwendungsbereich von Art 3 EMRK fallen, erlaubt, auch nicht unter den dringlichsten 

Gründen im öffentlichen Interesse und unabhängig vom Verhalten des 
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Beschwerdeführers.
843

 Das bedeutet, dass aufgrund des absoluten Charakters von Art 3 

EMRK das Refoulementverbot auch für Personen gilt, die wegen einer schwerwiegenden 

Straftat die Staatssicherheit gefährden.
844

 Dennoch können sich Fremde, nach Vollzug 

ihrer Freiheitsstrafe nicht mit dem Argument gegen ihre Abschiebung wehren, dass ihnen 

in ihrem Herkunftsstaat keine vergleichbare medizinische Versorgung, die sie während des 

Gefängnisaufenthaltes genossen hatten, zustünde.
845

 

 

Darüber hinaus kann aus Art 3 EMRK nicht nur ein Abschiebehindernis interpretiert 

werden, sondern auch ein Recht zur Gestattung zur Einreise, da im Fall D. die betroffene 

Person am Flughafen betreten wurde und noch nicht formell in das Vereinigte Königreich 

eingereist war
846

, zumal es keinen Unterschied machen kann, ob die konventionswidrige 

Behandlung aufgrund einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder der Verweigerung der 

Einreise droht.
847

 Es ist daher unerheblich, ob der Person die Einreise gestattet wurde oder 

nicht, die physische Anwesenheit auf dem Gebiet des Konventionsstaates ist für die 

Anwendbarkeit dieser Bestimmung ausreichend.
848

 

 

Eine Frage, die jedoch offen bleibt bzw über deren Antwort nur spekuliert werden kann, ist 

jene, ob es in Anbetracht der Entscheidung im Fall N. heutzutage überhaupt noch möglich 

ist, erfolgreich eine Krankheit als Abschiebehindernis geltend zu machen. In den mehr als 

zehn Jahren seit dem Fall D. hat es in der Medizin enorme Fortschritte vor allem im 

Bereich der Medikamente gegen AIDS gegeben, sodass die Situation, wie in diesem Fall, 

dass jemand trotz Behandlung binnen kurzer Zeit sterben wird, in der Art kaum mehr 

vorkommen wird. Auf den Aspekt des massiven medizinischen Fortschrittes ist der EGMR 

in jener Entscheidung bzw bis dato überhaupt noch nicht eingegangen.
849

 Auch in seinem 

aktuellsten Urteil
850

 lässt er diese Frage unberührt. Offen bleibt hier, ob die Tatsache, dass 
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der Beschwerdeführer trotz bester Behandlung verstorben ist, für die Feststellung der 

Verletzung mitentscheidend war. 

 

In der aktuellen Judikatur ist vor allem auch die Entscheidung des EGMR im Fall M.S.S.
851

 

eine der bedeutendsten Entscheidungen in Bezug auf die Zulässigkeit von 

aufenthaltsbeenden Maßnahmen bei Fremden im Licht des Art 3 EMRK. Es war die erste 

Entscheidung, bei der mit dieser Deutlichkeit die Unzulässigkeit der Überstellung in einen 

Konventionsstaat festgestellt wurde. Zudem waren noch nie zuvor so viele 

Konventionsstaaten trotz mangelnder direkter Bindungswirkung von den Auswirkungen 

dieses Urteils betroffen, da Griechenland eines der Hauptländer war bzw ist, in das Fremde 

zum ersten Mal EU-Hoheitsgebiet betreten und dadurch Überstellungen nach der 

Dublinverordnung nicht mehr möglich waren. Es ist jedoch nicht davon auszugehen, dass 

der EGMR diese Rechtsprechung auch auf Drittstaaten ausdehnt, da eine Verletzung von 

Art 3 EMRK aufgrund der prekären Lebensverhältnisse vordergründig nur wegen der 

europarechtlichen Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur Mindestversorgung von 

Asylwerbern festgestellt wurde. Die Folgen einer signifikanten Verschlechterung der 

allgemeinen und sozialen Lebensbedingungen reichen für die Feststellung einer Verletzung 

nicht aus, sofern nicht außergewöhnliche zwingende humanitäre Gründe gegen die 

Abschiebung sprechen.
852

 Die Gefahr, dass es aufgrund dieser Entscheidung nur mehr ein 

kleiner Schritt dahingehend sei, dass eine Abschiebung generell unzulässig ist, wenn im 

Zielstaat keine annehmbaren Lebendbedingungen gegeben sind
853

, ist mE unbegründet. 

 

Durch die Einbeziehung von Lebensverhältnissen durch die Rechtsprechung des EGMR 

wurde der Begriff der unmenschlichen Behandlung zwar in gewisser Weise relativiert. 

Dennoch begründet die Konvention grundsätzlich keine Pflicht Fremde nicht 

abzuschieben, wenn ihnen eine allgemeine Gefahr aufgrund von Hungersnöten, 

Naturkatastrophen, rechtsstaatswidrigen Verhältnissen oder allgemein unzureichenden 

politischen oder wirtschaftlichen Verhältnissen droht. Die Grenze der staatlichen Befugnis 
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zur Regelung der Einwanderung findet sich allerdings in der humanitären Pflicht, 

niemanden unmenschlicher Behandlung zu unterwerfen.
854

 

 

Wenn man die aktuellen Entwicklungen vor allem im Bereich der Rechtsprechung auf 

europäischer Ebene, aber auch Aussagen der Politik betrachtet
855

, erscheinen die 

Erfolgschancen eines Fremden, der sein Fluchtvorbringen ausschließlich auf die 

Auswirkungen des Klimawandels stützt, in Europa Schutz zu erlangen, eher gering. Dies 

erscheint vor dem Hintergrund unfair, dass jene Länder – meist Entwicklungsländer – die 

Hauptlast der Auswirkungen des Klimawandels tragen müssen, für den jedoch 

hauptsächlich die Industriestaaten verantwortlich sind.
856

 Es stellt sich daher die Frage, ob 

die profitierenden Staaten rechtlich zur Schutzgewährung von Umweltflüchtlingen 

verpflichtet werden sollten. Klar ist jedenfalls, dass der EGMR das Element des 

Verursacherprinzips definitiv im Fall von Umweltflucht mitberücksichtigen müsste.
857

  

 

Tretter argumentiert, dass Naturkatastrophen, wie Überschwemmungen und Dürren, die 

den betroffenen Personen ihre Lebensgrundlage entziehen und dramatische humanitäre und 

wirtschaftliche Auswirkungen haben, Relevanz im Hinblick auf Art 3 EMRK entfalten 

können.
858

 In diese Richtung scheint auch die Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes 

zu gehen, die einen Bescheid des UBAS mangels ausreichender Feststellungen zur 

humanitären Lage einer türkischen Antragstellerin nach einem Erdbeben aufhob.
859

 Anders 

hingegen sieht das das deutsche Bundesverwaltungsgericht, das aussprach, dass Art 3 

EMRK nicht vor den allgemeinen Folgen von Naturkatastrophen schütze.
860

 Liest man die 

Judikatur des EGMR zur Abschiebung von Kranken gemeinsam mit jener zu den 

sogenannten Umweltfällen und Art 8 EMRK, spricht durchaus einiges dafür, dass die 

                                                 
854

 Hailbronner, Aufnahme von Flüchtlingen aus Ländern mit prekären Lebensbedingungen und Bürgerkrieg, 

ZAR 9/2014, 306 (307). 
855

 Die Welt, Flüchtlingspolitik: Brüssel will strengere Regeln gegen Asylmissbrauch (13.7.2016), abrufbar 

unter http://www.welt.de/politik/ausland/article157029049/Mehr-Haerte-schnellere-Entscheidungen-

einheitliche-Regeln.html.  
856

 Ammer, Climate change and Human Rights: The Status of Climate Refugees in Europe, Ludwig 

Boltzmann Institute of Human Rights (2009), S 34.   
857

 Ammer, Climate change and Human Rights: The Status of Climate Refugees in Europe, Ludwig 

Boltzmann Institute of Human Rights (2009), S 61.  
858

 Tretter in Korinek/Holoubek (Hrsg) Österreichisches Bundesverfassungsrecht II/1 Art 3 EMRK 10. Lfg. 

(2011), Rz 253. 
859

 VwGH 24.4.2004, 2000/20/0297. 
860

 BVerwG, 17.10.1995 - 9 C 15.95, BVerwGE 99, 331 (333 f).  

http://www.welt.de/politik/ausland/article157029049/Mehr-Haerte-schnellere-Entscheidungen-einheitliche-Regeln.html
http://www.welt.de/politik/ausland/article157029049/Mehr-Haerte-schnellere-Entscheidungen-einheitliche-Regeln.html


163 

 

Auswirkungen von Naturkatstrophen sowie deren Nachwirkungen auf die physische und 

psychische Gesundheit, zumindest im Hinblick auf Art 8 EMRK relevant sein können
861

. 

 

Die strenge Judikatur in Bezug auf die Schutzgewährung bzw Zulässigkeit einer 

Abschiebung im Fall von Krankheit ist rechtlich korrekt und in Anbetracht des aktuellen 

Flüchtlingsstroms politisch nachvollziehbar. Dennoch wäre zu diskutieren, ob es nicht, wie 

von Mantouvalou in ihrem Artikel zum Fall N. argumentiert, eine gewisse moralische 

Verpflichtung gibt, die uns nahe liegenden Notleidenden, also jene, die es nach Europa 

geschafft haben, zu retten.
862

 Aus ihrer Sicht sollte die hohe Schwelle des Art 3 EMRK 

vermindert werden und bereits erreicht sein, wenn folgende Voraussetzungen vorliegen:  

 

 Der Fremde ist im Zielstaat physisch anwesend. 

 Er leidet an einer tödlich verlaufenden oder unheilbaren Krankheit in einem 

fortgeschrittenen Stadium oder anderen Beschwerden mit ähnlicher Schwere. 

 Im Zielstaat ist medizinische Behandlung verfügbar und garantiert diese eine 

annehmbare Lebensweise, wenn auch nur für kurze Zeit. 

 Eine Abschiebung würde zu einer dramatischen Verschlechterung der individuellen 

Lebensverhältnisse (signifikantes gesteigertes Leiden oder viel früherer Tod) 

führen, entweder wegen mangelnder medizinischer Behandlungsmöglichkeiten im 

Zielstaat oder aufgrund der Unmöglichkeit des Zuganges zu diesen wegen 

unbezahlbarer Kosten.
863

  

 

Zusätzlich sollten bei der Prüfung noch die Dauer des Aufenthaltes, währenddessen 

entstandene Beziehungen sowie die Tatsache, dass ein Staat die Verantwortung für die 

Behandlung übernommen hat, in Betracht gezogen werden.
864

 

 

Damit wären nicht nur Fälle erfasst, in denen der Fremde bleiben darf, um zu sterben, 

sondern auch jene, wie im Fall N., bei denen es darum geht noch kurze Zeit ein 

annehmbares Leben zu leben. Diese geringe Schwelle muss umso mehr in Fällen der 

Umweltflucht gelten, bei denen der Aufnahmestaat meist eine Mitverantwortung für die 
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Lage im Herkunftsstaat trägt. Dem Ansatz von Mantouvalou kann nur beigepflichtet 

werden, zumal auch innerhalb des EGMR die besonders hoch angesetzte Schwelle 

kontrovers gesehen wird und eine niedrigere Schwelle verlangt wird. Andernfalls ist davon 

auszugehen, dass D. eine Einzelfallentscheidung bleibt und kein Fremder mehr mit seinem 

Vorbringen aus Krankheitsgründen durchdringen wird. Allerdings scheint der Gerichtshof 

nun langsam durch sein Urteil im Fall Paposhvili
865

 von seiner allzu strengen Linie 

abzugehen, indem er nun, anders als bisher, eine Prüfung des tatsächlichen Zuganges zu 

angemessenen Behandlungsmöglichkeiten verlangt und nicht nur das abstrakte 

Vorhandensein dieser. Zudem will der Gerichtshof auch Fälle erfassen, in denen die 

Abschiebung eine signifikante Reduzierung der Lebenserwartung bedeuten würde. Es 

bleibt abzuwarten, wie sich die Folgejudikatur nun entwickelt und ob mehr 

Beschwerdeführer mit ihrem Vorbringen Erfolg haben.  

 

Art 8 EMRK scheint nur auf den ersten Blick einen Ausweg aus der bislang sehr strengen 

Rechtsprechung zu liefern, da der Krankheitsaspekt nur einer von mehreren 

Abwägungsgründen darstellt und der EGMR noch in keiner seiner Entscheidungen eine 

Abschiebung allein wegen Krankheit aufgrund von Art 8 EMRK für unzulässig erklärt hat. 

Zudem verlangt der Gerichtshof von den Konventionsstaaten insbesondere bei Art 8 

EMRK nicht denselben Schutzstandard in extraterritorialen Fällen, wie er ihn innerhalb 

Europas erwarten würde, da eine Außerlandesbringung nicht nur dann zulässig ist, wenn 

der Zielstaat alle Rechte der Konvention effektiv umsetzt und einhält.
866

 

 

Zusammenfassend kann anhand der Judikatur des EGMR gesagt werden, dass sich weder 

aus Art 3 noch aus Art 8 EMRK ein uneingeschränktes Recht auf Gesundheit für Fremde 

oder Asylwerber und daraus resultierend ein Bleiberecht ableiten lässt. Rein humanitäre 

Gründe sprechen nur unter besonders außergewöhnlichen Umständen gegen eine 

aufenthaltsbeendende Maßnahme.
867

 Ein gewisses Maß an medizinischer 

Mindestversorgung von Asylwerbern während ihres Aufenthaltes ist in EU-Staaten vor 

allem durch die Aufnahmerichtlinie gewährleistet. Etwas großzügiger als die Judikatur des 
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EGMR ist jene des österreichischen VwGH, allerdings lässt sich auch hieraus kein Recht 

auf Gesundheit ableiten. 

 

  



166 

 

  



167 

 

Literaturverzeichnis 

 

Monographien 

 

Alleweldt Ralf, Schutz vor Abschiebung bei drohender Folter oder unmenschlicher oder 

erniedrigender Behandlung, Berlin 1996 

 

Berka Walter, Lehrbuch Grundrechte, Wien 2000   

 

Brandl Ulrike in Filzwieser Christian/Taucher Isabella (Hrsg), Jahrbuch 16 Asyl- und 

Fremdenrecht, Materielles Flüchtlings- und Asylrecht: Rechtsprechung zum 

Flüchtlingsbegriff und zum Begriff des subsidiären Schutzes, S 65 

 

Damjanovic Dragana, Soziale Grundrechte, in Heißl Gregor (Hrsg), Handbuch 

Menschenrechte, Wien 2009, S 516 

 

Eide Asbjørn, Economic, Social and Cultural Rights as Human Rights, in 

Eide/Krause/Rosas (Hrsg), Economic, Social and Cultural Rights, A Textbook; Second 

Revised Edition, 2001, 21  

 

Feik Rudolf, Recht auf Familienleben, in Heißl Gregor (Hrsg), Handbuch Menschenrechte, 

Wien 2009, S 176 

 

Foster Michelle, International refugee law and socio-economic rights, Cambridge: 

Cambridge University Press 2007 

 

Grabenwarter Christoph/Pabel Katharina, Europäische Menschenrechtskonvention
6
, 

München/Wien/Basel 2016 

 

Gragl Paul, The Shortcomings of Dublin II: Strasbourgs’s M.S.S. Judgment and its 

Implications for the European Union’s Order, Jahrbuch Human Rights 2012, 123 

 

Heißl Gregor, Recht auf Achtung des Privatlebens, in Heißl Gregor (Hrsg), Handbuch 

Menschenrechte, Wien 2009, S 160 



168 

 

Heißl Gregor, Verbot von Folter, in Heißl Gregor (Hrsg), Handbuch Menschenrechte, 

Wien 2009, S 97 

 

Hervey Tamara K., The „Right to Health“ in European Law, in: Hervey Tamara K./Kenner 

Jeff (Hrsg), Economic and Social Rights under the EU Charter of  Fundamental Rights, A 

Legal Perspective, Oxford/Portland/ Oregon/Hart 2003 

 

Hervey Tamara K., We Don’t See a Connection: The „Right to Health“ in the EU Charter 

and the European Social Charter, in: de Búrca Gráinne/de Witte Bruno (Hrsg), Social 

Rights in Europe, Oxford Uiniversity Press 2005 

 

Kälin Walter, Das Prinzip des Non-Refoulement, Das Verbot der Zurückweisung, 

Ausweisung und Auslieferung von Flüchtlingen in den Verfolgerstaat im Völkerrecht und 

im schweizerischen Landesrecht, Bern 1982 

 

Kedzia Zdzislaw (Dzidek), Reinforcement of Economic, Social and Cultural Rights, 

Jahrbuch Human Rights 2014, 23 

 

Knasmüller Susanne, Refoulment-Verbot – Psychische Erkrankungen als Kriterium einer 

Verletzung von Artikel 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention in: Jahrbuch 

Gesundheitsrecht 2012, 125 

 

Künnemann Rolf, Neuere Entwicklungen zu den Rechten auf Gesundheit und Bildung, 

Jahrbuch Menschenrechte 2002, 214 

 

Lukas Karin, The EU Charter of Fundamental Rights and the European Charter – an 

Alliance for Social Rights?, Jahrbuch Human Rights 2015, 153 

 

Mahler Christian in Filzwieser Christian/Taucher Isabella, Jahrbuch 16 Asyl- und 

Fremdenrecht, Ein Rückblick auf die Arbeit des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl 

im Jahr 2015, S 57 

 

Nowak Manfred, Introduction to the International Human Rights Regime, Leiden 2003 

 



169 

 

O’Connell Rory, Only Partial Neglect? Developments in the Case-Law of the European 

Court of Human Rights on Socio-Economic Rights of Non-Nationals. Jahrbuch Human 

Rights 2010, 245  

 

Öhlinger Theo/Eberhard Harald, Verfassungsrecht
11

, Wien 2016 

 

Oswald Melina, Das Bleiberecht, Dissertation Universität Wien 2012 

 

Pfleger Eva, Die asylrechtliche Ausweisung, Dissertation Universität Wien 2009 

 

Putzer Judith, Asylrecht und Schutz bei Abschiebung und Ausweisung, in Heißl Gregor 

(Hrsg), Handbuch Menschenrechte, Wien 2009, S441 

 

Putzer Judith, Leitfaden Asylrecht², Wien 2011 

 

Schoukens Paul, The right to access health care: health care according to international and 

European social security law instruments, in: International health law. Solidarity and 

justice in health care.  Den Exter A. (eds.) Maklu (Antwerpen-Apeldoorn) 2008, 17 

 

Thurin Oliver, Das Prinzip des Non-Refoulement nach Art 3 EMRK, Wien 2009  

 

Tomaševski Katarina, Health Rights, in Eide Asbjørn /Krause Catarina/Rosas Allan 

(Hrsg), Economic, Social and Cultural Rights, A Textbook; Second Revised Edition, 2001, 

125 

  

Trechsel Stefan, Artikel 3 EMRK als Schranke der Ausweisung, in Barwig Klaus/Brill 

Walter, Aktuelle Asylrechtliche Probleme der gerichtlichen Entscheidungspraxis in 

Deutschland, Österreich und der Schweiz, Baden-Baden 1996 

 

Villiger Mark E., Handbuch der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK)
2
, 

Zürich 1999 

 

von Alvensleben Julia, „Umweltflüchtlinge“ Auswirkungen von Umwelt- und 

Klimaveränderungen auf Migrationsprozesse, Diplomarbeit Universität Wien 2012 



170 

 

Weber Karl, Grundrecht auf Umweltschutz, in Heißl Gregor (Hrsg), Handbuch 

Menschenrechte, Wien 2009. S 496 

 

Wiederin Ewald, Migranten und Grundrechte, Wien/Graz 2004 

 

Winkler Roland, Grundrechte in der EU, in Heißl Gregor (Hrsg), Handbuch 

Menschenrechte, Wien 2009, S 59 

 

Wouters Cornelis Wolfram, International legal standards for the protection from 

refoulement : a legal analysis of the prohibitions on refoulement contained in the Refugee 

Convention, the European Convention on Human Rights, the International Covenant on 

Civil and Political Rights and the Convention against Torture, Dissertation Universität 

Amsterdam 2009 

 

Kommentare 

Böckmann-Winkler Simone, in Schrefler-König Alexandra/Szymanski Wolf (Hrsg), 

Fremdenpolizei- und Asylrecht, § 8 AsylG 2005 

 

Filzwieser Christian/Frank Michaela/Kloibmüller Mariella/Raschhofer Ramona (Hrsg), 

Asyl- und Fremdenrecht: Kommentar, Wien 2016 

 

Frowein Jochen Abraham/Peukert Wolfgang (Hrsg), Europäische 

Menschenrechtskonvention, EMRK-Kommentar
3
, Kehl am Rhein 2009 

 

Kneihs Benjamin/Lukan Matthias/Segalla Patrick in Holoubek Michael/Lienbacher Georg 

(Hrsg), GRC-Kommentar, Wien 2014, Art 4 

 

Meyer-Ladewig Jens/Nettesheim Martin/von Raumer Stefan (Hrsg), Europäische 

Menschenrechtskonvention
4
, Baden-Baden/Wien/Basel 2017 

 

Nowak Manfred/McArthur Elizabeth (Hrsg), The United Nations Convention against 

torture: a commentary, Oxford University Press 2008 

 



171 

 

Nowak Manfred, U.N. Covenant on civil and political rights, CCPR commentary
2
, Kehl am 

Rhein 2005 

 

Ribarov Gregor in Holoubek Michael/Lienbacher Georg (Hrsg), GRC-Kommentar, Wien 

2014, Art 35 

 

Rosenmayr Stefan, Art 3 EMRK, in Felix Ermacora/Manfred Nowak/Hannes Tretter 

(Hrsg), Die Europäische Menschenrechtskonvention in der Rechtsprechung der 

österreichischen Höchstgerichte, Wien 1983 

 

Saul Ben/Kinley David H./Mowbray Jacqueline (Hrsg), The International Convenant on 

Economic, Social and Cultural Rights, Commentary, Cases and Materials, Oxford 2014 

 

Schabas William A., The European Convention on Human Rights, A Commentary, Oxford 

University Press 2015 

 

Schmalzl Christian in Schrefler-König Alexandra/Szymanski Wolf (Hrsg), Fremdenpolizei- 

und Asylrecht, § 13 FPG 2005 

 

Szymanski Wolf in Schrefler-König Alexndra/Szymanski Wolf (Hrsg), Fremdenpolizei- und 

Asylrecht, § 50 FPG 2005 

 

Thallinger Gerhard in Holoubek Michael/Lienbacher Georg (Hrsg), GRC-Kommentar, 

Wien 2014, Art 19 

 

Tretter Hannes in Korinek Karl/Holoubek Michael (Hrsg), Österreichisches 

Bundesverfassungsrecht II/1 Art 3 EMRK 10. Lfg., 2011 

 

Wiederin Ewald in Korinek Karl/Holoubek Michael (Hrsg), Österreichisches 

Bundesverfassungsrecht III Art 8 EMRK, 5. Lfg., 2002 

 

 

 

 



172 

 

Beiträge in Fachzeitschriften 

 

Addo Michael K., Does Article 3 of The European Convention on Human Rights Enshrine 

Absolute Rights?, European Journal of International Law, Volume 9, Issue 3; 1998, 510 

 

Agraharkar Vishal, Deporting the Sick: Regulating International Patient Dumping by U.S. 

Hospitals, Columbia Human Rights Law Review, Volume 41, Number 2; Winter 2010, 

569 

 

Ammer Margit, Klimawandelinduzierte Umweltveränderungen als Ursache für 

unfreiwillige Binnenmigration: Ist Europa verpflichtet zu helfen? in Zeitschrift für 

Menschenrechte 2/2010: Menschenrechte in der Klimakrise, 48 

 

Battjes Hemme, In Search of a Fair Balance: The Absolute Character of the Prohibition of 

Refoulement under Article 3 ECHR Reassessed, Leiden Journal of International Law, 

Volume 22, Issue 3; September 2009, 583 

 

Berthou Arnaud, Verletzung von Art 3 EMRK durch Abschiebung schwer kranker 

Schutzsuchender in Herkunftsstaaten mit mangelnden medizinischen 

Behandlungsmöglichkeiten, FABL 2/2012-I, 13 

 

Bossuyt Marc, The Court of Strasbourg Acting as an Asylum Court, European 

Constitutional Law Review, Volume 8, Issue 2; June 2012, 203 

 

Brandl Ulrike, M.S.S. gegen Belgien und Griechenland und Folgewirkungen für andere 

Dublinstaaten und für Griechenland, FABL 1/2011-I, 5 

 

Cholewinski Ryszard, Economic and Social Rights of Refugees in Europe, Georgetown 

Immigration Law Journal Volume 14, Number 3, Spring 2000, 709 

 

Chvosta Peter, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art 8 EMRK, ÖJZ 2007/74, 852 

 

Cook Kate, Environmental Rights as Human Rights, European Human Rights Law 

Review, Issue 2; 2002, 196  



173 

 

Czech Philip, Schutz vor Refoulement nach Art 3 EMRK wegen schwerer Krankheit – 

zugleich eine Besprechung von EGMR 27.5.2008, 26.565/05, N. v the United Kingdom, 

FABL 2/2009-I, 53 

 

Derckx Veelke, Expulsion of Illegal Residents (aliens) with Medical Problems and Article 

3 of the European Convention on Human Rights, European Journal of Health Law, 

Volume 13, Issue 4; 2006, 313 

 

Devillard Alexandre, The Principle of Non-Discrimination and Entry, Stay and expulsion 

of Foreigners Living with HIV/AIDS, in “The Human Rights of Migrants” International 

Journal on Multicultural Societies Volume 11, Number 1; 2009, 91 

 

Doerfel Jan, The Convention against Torture and the Protection of Refugees, Refugee 

Survey Quarterly, Volume 24, Numer 2; 2005, 83 

 

Ennöckl Daniel/Painz Bernhard, Gewährt die EMRK ein Recht auf Umweltschutz?, 

juridikum 2004, 163 

 

Fabbricotti Alberta, The Cocept of Inhuman or Degrading Treatment in International Law 

and its Application in Asylum Cases, International Journal of Refugee Law, Volume 10, 

Number 4; 1998, 637  

 

Fidler David P., „Geographical Morality“ Revisited: International Relations, International 

Law, and the Controversy over Placebo-Controlled HIV Clinical Trials in Developing 

Countries, Harvard International Law Journal Volume 42, Number 2; Summer 2001, 299 

 

Foster Michelle, Protection Elsewhere: The Legal Implications of Requiring Refugees to 

Seek Protection in Another State, Michigan Journal of International Law, Volume 28, 

Number 2; 2007, 223 

 

Garry Hannah R., When Procedure Involves Matters of Life and Death: Interim Measures 

and the European Convention on Human Rights, European Public Law, Volume 7, Issue 3; 

2001, 399 

 



174 

 

Haase Marianne/ Bendel Petra, Land unter? (Menschen-)Rechtliche Konsequenzen des 

Klimawandels für Migrantinnen und Migranten in Zeitschrift für Menschenrechte 2/2010: 

Menschenrechte in der Klimakrise, 28 

 

Hailbronner Kay, Aufnahme von Flüchtlingen aus Ländern mit prekären 

Lebensbedingungen und Bürgerkrieg, ZAR 9/2014, 306  

 

Kokott Juliane/Berger-Kerkhoff Heike, International Decision H.L.R. v France, D. v. the 

United Kingdom, American Journal of International Law, Volume 92, Issue 3, 524  

 

Kolmannskog Vikram/Trebbi Lisetta, Climate change, natural disasters and displacement: a 

multi-track approach to filling the protection gaps, International Review of the Red Cross, 

Volume 92, Number 879; September 2010, 713 

 

Kopetzki Christian, Transsexualität und das Wesen der Ehe, iFamZ 2008/2, 81  

 

Kühler Anne, Dublin-Überstellungen nach Italien: Das Verbot grausamer, unmenschlicher 

oder erniedrigender Behandlung gemäss Art. 7 UNO-Pakt II als Schranke: Entscheid des 

UNO-Menschenrechtsauschusses Osman Jasin gegen Dänemark (Mitteilung Nr. 

2360/2014) vom 22. Juli 2015, ASYL – Schweizerische Zeitschrift für Asylrecht und -

praxis 4/2015, 26 

 

Lambert Hélène, Protection Against Refoulement from Europe: Human Rights Law Comes 

to the Rescue, International and Comparative Law Quarterly, Volume 48, Issue 3, July 

1999, 515 

 

Lauer Sabrina, Verletzung der Art 3 und 13 EMRK durch die Situation des Asylwesens in 

Griechenland, migraLex 2011, 81  

 

Lorz Ralph Alexander/Sauer Heiko, Wann genau steht Art. 3 EMRK einer Auslieferung 

oder Ausweisung entgegen?, EuGRZ 2010, 389  

 



175 

 

Maaßen Hans-Georg, Abschiebungsschutz aus Art 3 EMRK auch bei nicht vom Staat 

ausgehenden Menschenrechtsverletzungen und allgemeinen dem Ausländer im 

Herkunftsstaat drohenden Gefahren für Leib, Leben und Gesundheit?, ZAR 3/1998,107 

 

Maddren Chari Alson, AIDS Vaccines: Balancing Human Rights with Public Health, 

Temple International and Comparative Law Journal, Volume 17, Numer 1; Spring 2003, 

277  

 

Mantouvalou Virginia, N v UK: No duty to rescue the nearby needy?, The Modern Law 

Review, Volume 72, Issue 5; September 2009, 815  

 

Meyer-Ladewig Jens, Das Umweltrecht in der Rechtsprechung des Europäischen 

Gerichtshofs für Menschenrechte, NVwZ 2007, 25  

 

Miller Dawn J., Holding States to Their Convention Obligations: The United Nations 

Convention Against Torture and the Need for a Broad Interpretation of State Action, 

Georgetown Immigration Law Journal, Volume 17, Issue 2; Winter 2003, 299  

 

Mitchell Valerie K., Protecting Non-US Citizens from Removal Terminating HIV/AIDS 

Treatment, Fordham International Law Journal, Volume 34, Issue 6; 2011, 1620  

 

Müller Clemens/ Franzen Kristine, Der Klimawandel und das Menschenrechtssystem der 

Vereinten Nationen in Zeitschrift für Menschenrechte 2/2010: Menschenrechte in der 

Klimakrise, 7 

 

Novogrodsky Noah, The Duty of Treatment: Human Rights and the HIV/AIDS Pandemic, 

Yale Human Rights & Development Law Journal, Volume 12, Issue 1; 2009, 1  

 

Nüman Britta, Kein Flüchtlingsschutz für „Klimaflüchtlinge“, ZAR 5-6/2015, 165  

 

Oberoi Pia, Defending the Weakest, The Role of International Human Rights Mechanisms 

in Protecting the Economic, Social and Cultural Rights of Migrants, in “The Human Rights 

of Migrants” International Journal on Multicultural Societies Volume 11, Number 1; 2009, 

19  



176 

 

Palmer Stephanie, A Wrong Turning: Article 3 ECHR and Proportionality, The Cambridge 

Law Journal, Volume 65, Issue 2; July 2006, 438 

 

Palmer Stephanie, AIDS, Expulsion and Article 3 of the European Convention on Human 

Rights, European Human Rights Law Review, Issue 5; 2005, 533  

 

Peterson Vandana, Understanding Disability under the Convention on the Rights of 

Persons with Disabilities and Its Impact on International Refugee and Asylum Law,  

Georgia Journal of International & Comparative Law, Volume 42, Number 3; 2014, 687  

 

Pflug Denise-Amelie, Verletzung des Art 8 EMRK durch ein Aufenthaltsverbot 

Besprechung der Urteile des EGMR in der Rechtssache Maslov, migraLex 2008, 97  

 

Piotrowicz Ryszard/van Eck Carina, Subsidiary Protection and Primary rights, 

International and Comparative Law Quarterly, Volume 53, Issue 1, January 2004, 107 

 

Pobjoy Jason, Treating like alike: The principle of non-discrimination as a tool to mandate 

the equal protection of refugees and beneficiaries of complementary protection, Melbourne 

University Law Review, Volume 34; 2010, 181  

 

Premissl Karl, Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in „Dublin-Verfahren“, 

migraLex 2008, 54 

 

Sands Philippe, Human Rights, Environment and the Lopez-Ostra Case: Context and 

Consequences, European Human Rights Law Review, Volume 1; 1996, 597 

 

Schmaus Christian, Abschiebung einer AIDS-Kranken nach Uganda verletzt nicht Art 3 

EMRK, migraLex 2010, 28  

 

Schmaus Christian, Die hohe Schwelle des Art 3 EMRK - VwGH folgt EGMR, migraLex 

2010, 33 

 



177 

 

Scott Matthew, Natural Disasters, Climate Change and Non-Refoulement: What Scope for 

Resisting Expulsion under Articles 3 and 8 of the European Convention on Human 

Rights?, International  Journal of Refugee Law, Volume 26, Issue 3; October 2014, 404 

 

Spijkerboer Thomas, Subsidiarity and “Arguability”: the European Court of Human 

Rights’ Case Law on Judicial Review in Asylum Cases, International Journal of Refugee 

Law, Volume 21, Issue 1; March 2009, 48  

 

Suntinger Walter, The Principle of Non-Refoulement: Looking Rather to Geneva than 

Strasbourg?, Austrian Journal of Public and International Law Volume 49, 1995, 203 

 

Thym Daniel, Menschenrecht auf Legalisierung des Aufenthalts? Rechtsprechung des 

EGMR zum Schutz des Privat- und Familienlebens nach Art. 8 EMRK und deren 

Verhältnis zum nationalen Ausländerrecht, EuGRZ 2006, 541 

 

Toebes Brigit, Towards an Improved Understanding of the International Human Right to 

Health, Human Rights Quarterly, Volume 21, Number 3;  August 1999, 661  

 

Ugarkovic Bobana,  A Comparative Study of Social And Economic Rights of Asylum 

Seekers And Refugees in The United States And The United Kingdom, Georgia Journal of 

International and Comparative Law, Volume 32, Number 2; 2004, 539 

 

Van den Wyngaert Christine, Applying the European Convention on Human Rights to 

Extradition: Opening Pandora's Box?, International and Comparative Law Quarterly, 

Volume 39, Issue 4; October 1990, 757 

 

Von Arnauld Andreas, Konventionsrechtliche Grenzen der EU-Asylpolitik – Neujustierung 

durch das Urteil des EGMR im Fall M.S.S. ./. Belgien und Griechenland, EuGRZ 2011, 

239 

 

Zimmer Anja, Abschiebungsschutz durch Art. 3 EMRK im Fall nichtstaatlicher 

Verfolgung, ZAR 3/1998, 115  

 

 



178 

 

Onlineressourcen 

 

Ammer Margit, Climate change and Human Rights: The Status of Climate Refugees in 

Europe, Ludwig Boltzmann Institute of Human Rights (2009), abrufbar unter 

http://www.udhr60.ch/report/ClimateChange-paper0609.pdf (zuletzt abgerufen am 

10.7.2016) 

 

Ammer Margit/ Nowak Manfred/ Stadlmayr Lisa/ Hafner Gerhard (2010)(1): 

Rechtstellung und rechtliche Behandlung von Umweltflüchtlingen. Kurzfassung. Dessau-

Roßlau: Umweltbundesamt, abrufbar unter 

http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/461/publikationen/k4035.pdf  

 

Ammer Margit/ Nowak Manfred/ Stadlmayr Lisa/ Hafner Gerhard (2010): Rechtsstellung 

und rechtliche Behandlung von Umweltflüchtlingen. Dessau- Roßlau: Umweltbundesamt, 

abrufbar unter 

http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/461/publikationen/4035.pdf  

 

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Vor den Toren Europas? Das Potenzial der 

Migration aus Afrika, Forschungsbericht 7 (2010), abrufbar unter 

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb07-

vor-den-toren-europas.pdf?__blob=publicationFile  

 

Care Danmark, Fleeing Climate Change, Impacts on Migration and Displacement, 

November 2016, abrufbar unter http://careclimatechange.org/wp-

content/uploads/2016/11/FleeingClimateChange_report.pdf  

 

Council of Europe, Manual on Human Rights and the Environment, 2012, abrufbar unter 

http://www.echr.coe.int/LibraryDocs/DH_DEV_Manual_Environment_Eng.pdf  

 

Council of Europe/European Court of Human Rights, Thematic Report: Health-related 

issues in the case-law of the European Court of Human Rights, Juni 2015; abrufbar unter 

http://www.echr.coe.int/Documents/Research_report_health.pdf  

 

http://www.udhr60.ch/report/ClimateChange-paper0609.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/461/publikationen/k4035.pdf
http://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/461/publikationen/4035.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb07-vor-den-toren-europas.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Forschungsberichte/fb07-vor-den-toren-europas.pdf?__blob=publicationFile
http://careclimatechange.org/wp-content/uploads/2016/11/FleeingClimateChange_report.pdf
http://careclimatechange.org/wp-content/uploads/2016/11/FleeingClimateChange_report.pdf
http://www.echr.coe.int/LibraryDocs/DH_DEV_Manual_Environment_Eng.pdf
http://www.echr.coe.int/Documents/Research_report_health.pdf


179 

 

Deutsch Ulrike, Soering Case in: Max Planck Encyclopedia of Public Internationa Law, 

abrufbar unter http://opil.ouplaw.com/view/10.1093/law:epil/9780199231690/law-

9780199231690-e875  

 

Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), Climate Change: Synthesis Report, 

Fourth Assessment Report, Summary for Policymakers, 2007, abrufbar unter: 

http://www.ipcc.ch  

 

UNHCR, Climate change, disaster, displacement and migration: initial evidence from 

Africa, Dezember 2009, abrufbar unter http://www.refworld.org/docid/4c232578d.html  

 

UNHCR, Climate change, natural disasters and human displacement: a UNHCR 

perspective, 14.8.2009, abrufbar unter http://www.unhcr.org/4901e81a4.pdf  

  

http://opil.ouplaw.com/view/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e875
http://opil.ouplaw.com/view/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e875
http://www.ipcc.ch/
http://www.refworld.org/docid/4c232578d.html
http://www.unhcr.org/4901e81a4.pdf


180 

 

Rechtsprechungsverzeichnis 

 

Entscheidungen der EKMR 

EKMR E 15.7.1980, Arrondelle gg das Vereinigte Königreich, Nr 7889/77  

EKMR E 16.10.1985, Baggs gg das Vereinigte Königreich, Nr 9310/81 

EKMR E 16.7.1986, Rayner gg das Vereinigte Königreich, Nr 9310/81 

EKMR 19.5.1994, Tanko gg Finnland, Nr 23634/94 

EKMR 29.5.1998, Karara gg Finnland, Nr 40900/98 

EKMR 14.9.1998, M.M. gg die Schweiz, Nr 43348/98 

EKMR 30.10.1998, N.A.D.C. gg die Schweiz, Nr. 37384/97 

 

Urteile und Entscheidungen des EGMR 

 

Art 3 EMRK 

EGMR 18.1.1971, Irland gg das Vereinigte Königreich, Nr 5310/71 

EGMR 25.4.1978, Tyrer gg das Vereinigte Königreich, Nr 5856/72 

EGMR 7.7.1989, Soering gg das Vereinigte Königreich, Nr 14038/88 

EGMR 20.3.1991, Cruz Varas und andere gg Schweden, Nr 15576/89  

EGMR 30.10.1991, Vilvarajah und andere gg das Vereinigte Königreich, Nr 13163/87 

EGMR GK 15.11.1996, Chahal gg das Vereinigte Königreich, Nr 22414/93 

EGMR 17.12.1996, Ahmed gg Österreich, Nr. 25964/94  

EGMR 18.12.1996, Aksoy gg die Türkei, Nr 21987/93 

EGMR 27.4.1997, H.L.R. gg Frankreich, Nr. 24573/94 

EGMR 2.5.1997, D. gg das Vereinigte Königreich, Nr 30240/96 

EGMR 25.9.1997, Aydin gg die Türkei, Nr 23178/94 

EGMR 7.9.1998, B.B. gg Frankreich, Nr 30930/96 

EGMR E 23.2.1999, Andric gg Schweden, Nr 45917/99 

EGMR 28.7.1999, Selmouni gg Frankreich, Nr 25803/94 

EGMR E 12.10.1999, Jama gg Schweden, Nr 44859/98 

EGMR E 15.2.2000, S.C.C. gg Schweden, Nr. 46553/99 

EGMR E 7.3.2000, T.I. gg das Vereinigte Königreich, Nr 43844/98 

EGMR 26.10.2000, Kudla gg Polen, Nr 30210/96 

EGMR 6.7.2000, Tatete gg die Schweiz, Nr. 41874/98 

EGMR E 28.9.2000, Akyüz gg Deutschland, Nr 58388/00  



181 

 

EGMR 3.4.2001, Keenan gg das Vereinigte Königreich, Nr 27229/95 

EGMR E 7.6.2001, Papon gg Frankreich, Nr 64666/01  

EGMR E 19.3.2002, Javanmardi und Ahmadi gg Schweden, Nr 65538/01 

EGMR E 18.4.2002, Aronica gg Deutschland, Nr 72032/01 

EGMR 15.7.2002, Kalashnikov gg Russland, Nr 47095/99 

EGMR 29.4.2003, Aliev gg die Ukraine, Nr 41220/97 

EGMR E 24.6.2003, Arcila Henao gg die Niederlande, Nr 13669/03 

EGMR 29.7.2003, McGlinchey und andere gg das Vereinigte Königreich, Nr 50390/99 

EGMR E 20.1.2004, Meho und andere gg die Niederlande, Nr 76749/01 

EGMR E 22.6.2004, F. gg das Vereinigte Königreich, Nr 17341/03 

EGMR E 29.6.2004, Salkic gg Schweden, Nr 7702/04 

EGMR E 7.10.2004, Dragan und andere gg Deutschland, Nr 33743/03 

EGMR E 25.11.2004, Amegnigan gg die Niederlande, Nr 25629/04 

EGMR GK 2.4.2005, Mamatkulov und Askarov gg die Türkei, Nr 46827/99 

EGMR E 31.5.2005, Ovdienko gg Finnland, Nr 1383/04 

EGMR E 22.9.2005, Kaldik gg Deutschland, Nr 28526/05 

EGMR E 29.9.2005, Hukic gg Schweden, Nr 17416/05 

EGMR E 10.11.2005, Paramsothy gg die Niederlande, Nr 14492/03 

EGMR E 10.11.2005, Ramadan und Ramadan-Ahjredini gg die Niederlande, Nr 35989/03 

EGMR E 15.11.2005, Rrustemaj und andere gg Schweden, Nr 8628/05 

EGMR E 13.12.2005, Pello-Sode gg Schweden, Nr 34391/05 

EGMR 17.1.2006, Aoulmi gg Frankreich, Nr. 50278/99 

EGMR E 16.5.2006, Ahmed gg Schweden, Nr 9886/05 

EGMR E 4.7.2006, Karim gg Schweden, Nr 24171/05 

EGMR GK 11. 7. 2006, Jalloh gg Deutschland, Nr 54810/00 

EGMR E 7.11.2006, Ayegh gg Schweden, Nr 4701/05 

EGMR 22.2.2007, Ahmed gg Schweden, Nr 9886/05 

EGMR E 8.3.2007, Collins und Akazibie gg Schweden, Nr 23944/05 

EGMR E 3.5.2007, Goncharova und Alekseytsev gg Schweden, Nr 31246/06 

EGMR E 4.10.2007, Limoni und andere gg Schweden, Nr 6576/05 

EGMR 28.2.2008, Saadi gg Italien, Nr 37201/06 

EGMR 22.5.2008, Emre gg die Schweiz, Nr 42034/04 

EGMR E 24.6.2008, M. gg das Vereinigte Königreich, Nr 25087/06 

EGMR (GK) 27.5.2008, N. gg das Vereinigte Königreich, Nr 26565/05 



182 

 

EGMR 17.7.2008, N.A. gg das Vereinigte Königreich, Nr 25904/07 

EGMR E 2.9.2008, A.A. gg Schweden, Nr 8594/04 

EGMR E 2.12.2008, K.R.S. gg das Vereinigte Königreich, Nr 32733/08 

EGMR 22.12.2008, Aleksanyan gg Russland, Nr 46468/06 

EGMR 20.1.2009, Sławomir Musiał gg Polen, Nr 28300/06 

EGMR 10.3.2009, Paladi gg Moldawien, Nr 39806/05EGMR 11.6.2009, S.D. gg 

Griechenland, Nr 53541/07  

EGMR E 18.6.2009, Budina gg Russland, Nr 45603/05 

EGMR 30.7.2009, Pitalev gg Russland, Nr 34393/03 

EGMR 26.11.2009, Tabesh gg Griechenland, Nr 8256/07 

EGMR 22. 10. 2009, Orchowski gg Polen, Nr. 17885/04 

EGMR 22. 10. 2009, Sikorski gg Polen, Nr. 17599/05 

EGMR GK 1.6.2010, Gäfgen gg Deutschland, Nr 22978/05 

EGMR E 22.6.2010, Al-Zawatia gg Schweden, Nr 50068/08 

EGMR 22.7.2010, A.A. gg Griechenland, Nr 12186/08 

EGMR GK 21.1.2011, M.S.S. gg Belgien und Griechenland, Nr 30696/09 

EGMR 5.4.2011, Rahimi gg Griechenland, Nr 8687/08 

EGMR 5.4.2011, Vasyukov gg Russland, Nr 2974/05  

EGMR E 7.6.2011, Anam gg das Vereinigte Königreich, Nr 21783/08 

EGMR 7.6.2011, R.U. gg Griechenland, Nr 2237/08 

EGMR 28.6.2011, Sufi und Elmi gg das Vereinigte Königreich, Nr 8319/07 

EGMR E 30.8.2011, Ameh und andere gg das Vereinigte Königreich, Nr 4539/11 

EGMR 13.10.2011, Husseini gg Schweden, Nr 10611/09 

EGMR 20.10.2011, Samina gg Schweden, Nr 55463/09 

EGMR 27.10.2011,  Ahorugeze gg Schweden, Nr 37075/09 

EGMR E 8.11.2011, Agalar gg Norwegen, Nr 55120/09 

EGMR 20.12.2011, Yoh-Ekale Mwanje gg Belgien, Nr 10486/10 

EGMR 17.1.2012, Harkins und Edwards gg das Vereinigte Königreich, Nr 9146/07 und 

32650/07 

EGMR E 24.1.2012, H.N. und andere gg Schweden, Nr 50043/09 

EGMR E 29.5.2012, Abdulgadir und Mohamednur gg Schweden, Nr 61835/11 

EGMR 31.7.2012, Mahmundi und andere gg Griechenland, Nr 14902/10 

EGMR 24.9.2012, Nacic und andere gg Schweden, Nr 16567/10 

EGMR 29.1.2013, S.H.H.gg das Vereinigte Königreich, Nr 60367/10 



183 

 

EGMR 5.3.2013, Gülay Çetin gg die Türkei, Nr 44084/10 

EGMR 28.3.2013, I.K. gg Russland, Nr 2964/12 

EGMR 2.4.2013, Hussein und andere gg die Niederlande und Italien, Nr 27725/10 

EGMR 16.4.2013, Aswat gg das Vereinigte Königreich, Nr 17299/12 

EGMR E 30.4.2013, Kochieva und andere gg Schweden, Nr 75203/12 

EGMR 6.6.2013, Mohammed gg Österreich, Nr. 2283/12 

EGMR 19.12.2013, C.D. und andere gg Griechenland, Nr 33441/10, 33468/10 und 

33476/10  

EGMR 27.2.2014, S.J. gg Belgien, Nr 70055/10 

EGMR E 24.6.2014, S.B. gg Finnland, Nr 17200/11 

EGMR GK 17.7.2014, Centre for Legal Resources im Namen von Valentin Câmpeanu gg 

Rumänien, Nr 47848/08 

EGMR 21.10.2014, Sharifi und andere gg Italien und Griechenland, Nr 16643/09 

EGMR GK 4.11.2014, Tarakhel gg die Schweiz, Nr 29217/12 

EGMR 15.1.2015, Mahammad und andere gg Griechenland, Nr 48352/12  

EGMR 26.2.2015, M.T. gg Schweden, Nr 1412/12 

EGMR GK 19.3.2015, S.J. gg Belgien, Nr 70055/10 

EGMR 14.4.2015, Tatar gg die Schweiz, Nr 65692/12 

EGMR 30.6.2015, A.S. gg die Schweiz, Nr 39350/13 

EGMR 7.4.2016, Ali Cheema und andere gg Griechenland, Nr 7059/14  

EGMR 4.2.2016, Amadou gg Griechenland, Nr 37991/11 

EGMR 21.6.2016, G. gg Russland, Nr 42526/07 

 

Art 8 EMRK 

EGMR 9.10.1979, Airey gg Irland, Nr 6289/73 

EGMR 26.3.1985, X und Y gg die Niederlande, Nr 8978/80 

EGMR 28.5.1985, Abdulaziz, Cabales und Balkandali gg das Vereinigte Königreich, Nr 

9214/80, 9473/81, 9474/81 

EGMR 21.6.1988, Berrehab gg die Niederlande, Nr 10730/84 

EGMR 18.2.1991, Moustaquim gg Belgien, Nr 12313/86 

EGMR 13.7.1995, Nasri gg Frankreich, Nr 19465/92 

EGMR GK 18.1.2001, Chapman gg das Vereinigte Königreich, Nr 27238/95 

EGMR 2.8.2001, Boultif gg die Schweiz, Nr 54273/00 

EGMR 12.6.2003, Van Kück gg Deutschland, Nr 35968/97 



184 

 

EGMR 9.10.2003, Slivenko gg Lettland, Nr 48321/99 

EGMR 16.6.2005, Sisojeva und andere gg Lettland, Nr 60654/00 

EGMR GK 19.10.2005, Roche gg das Vereinigte Königreich, Nr 32555/96  

EGMR 29.6.2006, Panteleyenko gg die Ukraine, Nr 11901/02 

EGMR GK 8.10.2006, Üner gg die Niederlande, Nr 46410/99 

EGMR 10.10.2006, L.L. gg Frankreich, Nr 7508/02 

EGMR 20.3.2007, Tysiąc gg Polen, Nr 5410/03 

EGMR GK 23.6.2008, Maslov gg Österreich, Nr 1638/03 

EGMR 25.11.2008, Armoniene gg Litauen, Nr 36919/02 

EGMR 25.11.2008, Biriuk gg Litauen, Nr 23373/03 

EGMR 28.4.2009,  K.H. und andere gg die Slowakei, Nr 32881/04 

EGMR GK 16.12.2010, A., B. und C. gg Irland, Nr 25579/05 

EGMR 13.11.2012, Hristozov und andere gg Bulgarien, Nr 47039/11 und 358/12 

EGMR 26.6.2013, Avilkina und andere gg Russland, Nr 1585/09 

EGMR 5.12.2013, Vilnes und andere gg Norwegen, Nr 52806/09 und 22703/10   

EGMR 24.6.2014, Petrova gg Lettland, Nr 4605/05  

EGMR 9.10.2014, Konovalova gg Russland, Nr 37873/04 

 

Art 3 und 8 EMRK   

EGMR 25.3.1993, Costello-Roberts gg das Vereinigte Königreich, Nr 13134/87 

EGMR 6.2.2001, Bensaid gg das Vereinigte Königreich, Nr 44899/98 

EGMR 29.4.2002, Pretty gg das Vereinigte Königreich, Nr 2346/02 

EGMR E 14.10.2003, Tomic gg das Vereinigte Königreich, Nr 17837/03 

EGMR E 22.6.2004, Ndangoya gg Schweden, Nr 17868/03 

EGMR 26.4.2005, Müslim gg die Türkei, Nr 53566/99 

EGMR 7.10.2008, Bogumil gg Portugal, Nr 35228/03 

EGMR 17.4.2014, Paposhvili gg Belgien, Nr 41738/10 

EGMR 13.1.2015, Elberte gg Lettland, Nr 61243/08 

EGMR (GK) 13.12.2016, Paposhvili gg Belgien, Nr 41738/10 

 

Umweltfälle   

EGMR 21.2.1990, Powell und Rayner gg das Vereinigte Königreich, Nr 9310/81 

EGMR 9.12.1994, López Ostra gg Spanien, Nr 16798/90 

EGMR 19.2.1998, Guerra und andere gg Italien, Nr 14967/89 



185 

 

EGMR 9.6.1998, L.C.B. gg das Vereinigte Königreich, Nr 23413/94  

EGMR 9.6.1998, McGinley und Egan gg das Vereinigte Königreich, Nr 21825/93 und 

23414/94 

EGMR 22. 5. 2003, Kyrtatos gg Griechenland, Nr 41666/98  

EGMR 8.7.2003, Hatton und andere gg das Vereinigte Königreich, Nr 36022/97 

EGMR 27.4.2004, Gorraiz Lizzaraga und andere gg Spanien, Nr 62543/00  

EGMR 10.11.2004, Taşkın und andere gg die Türkei, Nr 46117/99 

EMGR 16.11.2004, Moreno Gómez gg Spanien, Nr 4143/02 

EGMR GK 30.11.2004, Öneryildiz gg die Türkei, Nr 48939/99  

EGMR 9.6.2005, Fadeyeva gg Russland, Nr 55723/00 

EGMR 2.11.2006, Giacomelli gg Italien, Nr 59909/00 

EGMR 20.3.2008, Budayeva und andere gg Russland, Nr 15339/02, 21160/02, 20058/02, 

15343/02  

EGMR 7.4.2009, Brânduşe gg Rumänien, Nr 6586/03 

 

Urteile des EuGH 

EuGH 17.2.2009, C‑465/07, Elgafaji 

EuGH 21.12.2011, C‑411/10 und C‑493/10, N.S. und M.E., A.S.M., M.T., K.P., E.H. 

EuGH 18.12.2014, C-542/13, Mohamed M´Bodj 

EuGH 18.12.2014, C-562/13, Moussa Abdida 

EuGH 16.2.2017, C-578/16, C.K., H.F., A.S. 

 

Erkenntnisse des BVwG 

BVwG 6.5.2015, I402 1434299-1 

BVwG 15.5.2015, I402 1420248-1  

BVwG 1.6.2015, I402 1401141-1 

BVwG 18.6.2015, I402 1433810-1 

BVwG 25.4.2016, W230 2007105-1  

 

Entscheidungen des VfGH 

VfGH 30.10.2007, B 115/07 und B 328/07 

VfGH 6.3.2008, B 2400/07 

VfGH 7.10.2010, B 950/10 ua 

VfGH 14.3.2012, U466/11 ua, VfSlg 19.632/2012 



186 

 

VfGH 23.02.2015, E 882/2014 

VfGH 11.06.2015, E 446/2014 

VfGH 21.9.2015, E332/2015 

VfGH 30.6.2016, E449-450/2016 

 

Entscheidungen des VwGH 

VwGH 21.8.2001, 2000/01/0443 

VwGH 29.1.2002, 2001/01/0030 

VwGH 17.9.2002, 2001/01/0579 

VwGH 5.11.2003, 2001/01/0361 

VwGH 24.4.2004, 2000/20/0297 

VwGH 23. 9. 2004, 2001/21/0137 

VwGH 15. 3. 2005, 2002/21/0056 

VwGH 28.3.2006, 2004/21/0191 

VwGH 27.3.2007, 2006/21/0165 

VwGH 24.10.2007, 2006/21/0296 bis 0300 

VwGH 19. 2. 2009, 2008/01/0344 

VwGH 27.5.2009, 2008/21/0260 bis 0263 

VwGH 23.9.2009, 2007/01/0515 

VwGH 6.11.2009, 2008/19/0174 

VwGH 26.4.2010, 2007/01/1272 

VwGH 29.4.2010, 2009/21/0055 bis 0057 

VwGH 21.4.2011, 2011/01/0093 

VwGH 5.7.2011, 2008/21/0282 

VwGH 29.2.2012, 2010/21/0310 bis 0314 

VwGH 28.4.2015, Ra 2014/18/0146 bis 0152 

VwGH 16.12.2015, Ra 2015/21/0119 

VwGH 28.1.2016, Ra 2015/21/0199 

VwGH 25.2.2016, Ra 2016/19/0024 bis 0025 

 

Sonstige Entscheidungen  

HRC, Kindler v Canada, 18. November 1993, Nr. 470/1991 



187 

 

Andrea Mortlock, Case 12.534, Inter-American Commission on Human Rights, 25.7.2008, 

Report Nr. 63/08, abrufbar unter 

http://www.cidh.oas.org/annualrep/2008eng/USA12534eng.htm. 

Osman Jasin gegen Dänemark, Mitteilung Nr. 2360/2014, Entscheidung vom 22.7.2015 

(CCPR/C/114/D/2360/2014). 

Gabčíkovo-Nagymaros Project (Hungary vs Slovakia), 25.09.1997 ICJ. 7, 88 

BVerwG, 17.10.1995 - 9 C 15.95  

http://www.cidh.oas.org/annualrep/2008eng/USA12534eng.htm


188 

 

  



189 

 

Abstract 

 

Das Recht auf Gesundheit findet sich in verschiedenen internationalen 

Menschenrechtsverträgen, als sogenanntes soziales Grundrecht ist es allerdings nicht in der 

Europäischen Menschenrechtskonvention verankert. Dennoch hat der EGMR im Laufe der 

vergangenen Jahrzehnte sich häufig mit dem Gesundheitszustand der Beschwerdeführer, 

insbesondere jenem von Fremden in Zusammenhang mit aufenthaltsbeendenden 

Maßnahmen, vor allem unter dem Blickwinkel des Art 3 EMRK beschäftigt. Art 3 EMRK 

ist ein absolut geltendes existenzielles Grundrecht, das Folter sowie unmenschliche oder 

erniedrigende Behandlung verbietet. Durch die dynamische Rechtsprechung des EGMR 

wurde der Anwendungsbereich von Art 3 EMRK sukzessive erweitert. Allerdings stellt der 

Gesundheitszustand eines Fremden nur in außergewöhnlichen Ausnahmefällen ein 

Abschiebehindernis dar und zwar insbesondere dann, wenn es sich um eine 

lebensbedrohliche Krankheit handelt und der Beschwerdeführer im Zielland weder die 

notwendige medizinische Behandlung noch familiäre Unterstützung erhalten kann. Im 

Gegensatz dazu steht das Recht auf Privat- und Familienleben, bei dem die physische und 

psychische Integrität einen Teilaspekt darstellt, unter einem Eingriffsvorbehalt. Aus der 

stringenten Rechtsprechung des EGMR kann daher nicht auf ein allgemeines Recht auf 

Gesundheit für Fremde geschlossen werden. 

 

The right to health can be found in various human rights treaties, but as a so-called social 

human right it is not incorporated in the European Convention on Human Rights. 

Nevertheless the Court has dealt in a number of cases with the state of health of applicants, 

especially aliens facing deportation or expulsion, mainly under Art 3 ECHR. Art 3 ECHR 

is an absolute existential fundamental right that prohibits torture as well as inhuman or 

degrading treatment. Due to the dynamic case law of the European Court of Human Rights 

the scope of application of Art 3 ECHR has been gradually extended. However the state of 

health of an applicant can only be an impediment for expulsion under very exceptional 

circumstances, namely if the applicant suffers from a life threatening disease and there is 

neither necessary medical treatment nor family support available in the country of 

destination. On the contrary the right to private and family life, of which the physical and 

psycholological integrity is an integral part, is not absolute and can be interfered. From the 

stringent case law of the Court no general right to health for foreigners can be derived. 

 


